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0 Uhr findlichen Baugrund 
0 Uhr isierung am Beispiel der Grundin-
Dipl.-Ing. Eva Dornecker (BAW, Karlsruhe) 
5:00 – 15:30 Uhr Kaffeepause 
5:30 Uhr  Eddersheim am Main 
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Dipl.-Ing. Klaus Winter (WNA Berlin) 
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7:30 Uhr hebewerk in Niederfinow 
8:00 Uhr 
ner 
(Kempfert + Partner Geotechnik), Dipl.-Ing. Wolfgang Heim (Schleith GmbH) 





 Dr.-Ing. Michael Heibaum (BAW, Karlsruhe) 
 
1 Baumaßnahmen am Neckar – Aufgaben der Geotechnik 
 Dipl.-Ing. Klaus Michels (Amt für Neckarau
 Dr.-Ing. Markus Herten (BAW, Karlsruhe) 
 
Grundwasserinduzierte Veränderungen im lösungsemp14:0
unterhalb der Schleusenanlage Hessigheim am Neckar 
 Dipl.-Ing. Katharina Bergholz, Dipl.-Ing. Regina Kauther, 
 Dr.-Ing. Hector Montenegro, Dipl.-Geol. Daniel Straßer (BAW, Karlsruhe) 
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1 Grundinstandsetzung der Schleusenanlage
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1 Herstellen der Baugrube für das neue Schiffs
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Mittwoch, 19. Oktober 2011 
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Dipl.-Ing. Petra Fleischer (BAW, Karlsruhe) 
0:30 – 11:00 Uhr Kaffeepause 
1:00 Uhr bau von Wasserstraßen 
1:30 Uhr 
r (BAW, Karlsruhe) 
2:00 Uhr 
urg-Rhein) 
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Baumaßnahmen am Neckar – Aufgaben der Geotechnik1 
 
Dipl.-Ing. Klaus Michels, Amt für Neckarausbau Heidelberg 
Dr.-Ing. Markus Herten, Bundesanstalt für Wasserbau, Karlsruhe 
 
 
1 Die Bundeswasserstraße Neckar 
Der Neckar entspringt im Schwarzwald bei Villingen-Schwenningen und mündet nach 367 km bei Mann-
heim in den Rhein. Auf dem 203 km langen Abschnitt zwischen Mannheim und Plochingen ist er Bun-
deswasserstraße (Bild 1). 
 
 
Bild 1: Die Bundeswasserstraße Neckar 
 
Bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts standen einer prosperierenden Entwicklung des Schiffsverkehrs die 
unzureichenden Wassertiefen des weitestgehend frei fließenden Neckars, insbesondere in den trockenen 
Sommermonaten, entgegen. Zur Verbesserung der Schifffahrtsverhältnisse begannen daher in den 
1920er Jahren die Baumaßnahmen im Rahmen der sogenannten „Neckarkanalisierung“. Diese beinhalte-
te den Bau von Staustufen, die zunächst aus einer Schleusenkammer, einer Wehranlage und einem 
Wasserkraftwerk bestanden. Ausnahmen waren die Schleusenanlagen Feudenheim und Heidelberg, 
welche gleich als Doppelschleusen gebaut wurden [Der Bau des Neckarkanals (1928)]. Die Ausbaupla-
nungen sahen die ganzjährige Befahrbarkeit des Neckars mit einem 80 m langen und 10,25 m breiten 
Schiff vor. Die maximale Eintauchtiefe dieses Bemessungsschiffes wurde mit 2,30 m festgelegt. 
 
                                                     
1 Dieser Beitrag ist unter dem Titel „Die Baumaßnahmen an der Bundeswasserstraße Neckar und ihre 
geotechnischen Herausforderungen“, Beiträge zum 10. Geotechnik-Tag in München, Wasser und Boden, 
Heft 49 veröffentlicht. 
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1935 waren die 11 Staustufen auf dem 113 km langen Abschnitt zwischen Mannheim und Heilbronn fertig 
gestellt [Der Neckarkanal (1935)]. Oberhalb von Heilbronn wurden bis 1943 sechs weitere Staustufen 
(Horkheim, Lauffen, Marbach, Aldingen, Hofen und Cannstatt) errichtet, jedoch zunächst ohne Schleu-
senanlage. Nach kriegsbedingter Unterbrechung wurde die 75 km lange Strecke Heilbronn – Stuttgart 
1958 mit der Eröffnung des Hafens Stuttgart vollendet. Da 1950 der Güterverkehr auf dem Neckar den 
ursprünglich prognostizierten Wert von 3 Mio. Tonnen überschritt und ein weiterer Anstieg erwartet wur-
de, entschied man sich, die bereits errichteten Schleusenanlagen mit einer 2. Kammer zu ergänzen und 
alle weiteren Schleusenanlagen gleich als Doppelschleuse zu konzipieren [WSD (2007)]. 1968 wurde mit 
der Fertigstellung der letzten Staustufen der Hafen Plochingen an den staugeregelten Neckar ange-
schlossen. Als letzte Schleusenanlage weist Deizisau bisher nur eine Schleusenkammer auf. 
 
Der Güterverkehr erzielte 1970 mit fast 14 Mio. Gütertonnen seinen bisherigen Höchstwert. Um diese 
sowie weiter steigende Gütermengen dauerhaft bewältigen zu können, wurde 1973 an der Eingangs-
schleuse Feudenheim eine dritte Schleusenkammer in Betrieb genommen.  
 
In fünf Stauhaltungen des Neckars gibt es Seitenkanäle. Durch die Seitenkanäle kann ein größerer Auf-
stau des Neckars im ursprünglichen Flussbett vermieden und zugleich die Zahl der Schleusenanlagen 
verringert werden [WSD (2007)]. Aus Gründen des Hochwasserschutzes wurden die seitlichen Dämme 3 
- 4 m über Stauhöhe geführt. An drei Stellen (Ladenburg, Horkheim und Pleidelsheim) werden die Sei-
tenkanäle durch ein Sperrtor gegen eindringendes Hochwasser gesichert. 
 
Neben 29 Wasserkraftwerken zählt die Bundeswasserstraße Neckar damit zurzeit 54 Schleusenkam-
mern, 27 Wehre und drei Hochwassersperrtore. Die fünf Seitenkanäle sind zusammen über 25 km lang. 
Das älteste Wehr Beihingen (Inbetriebnahme 1915) sowie der älteste Seitenkanal Pleidelsheim (Fertig-
stellung 1914) dienten zunächst der Stromerzeugung. Beide Anlagen sind fast 100 Jahre alt und weisen, 
wie ein Großteil der anderen Wasserbauwerke auch, mittlerweile alterungs- und betriebsbedingte Schä-
den auf. Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) hat daher in den letzten Jahren be-
gonnen, die in ihrer Unterhaltungslast liegenden Verkehrswasserbauwerke grundlegend instand zu set-




Bild 2: Geologie an den Neckarschleusen 
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Der Neckar fließt durch verschiedenste geologische Formationen, wobei diese Vielfalt einige Besonder-
heit beinhaltet (Bild 2). Folgt man dem Neckarverlauf vom Rhein kommend, sind die ersten beiden Stau-
stufen Feudenheim und Schwabenheim noch vom Rhein geprägt, d. h. im Untergrund stehen hauptsäch-
lich quartäre Sande und Kiese an. An der nächsten Staustufe Heidelberg liegt jedoch Granit ein kristalli-
nes Grundgebirge aus den Ausläufern des Odenwalds vor. Daran schließen bis Plochingen die Periode 
der Trias, die sich in mehrere Gruppen aufteilt, an. So liegen die Schleusen von Neckargemünd bis Gut-
tenbach im Buntsandstein des Odenwalds. Danach folgt der Muschelkalk der Kocher-Jagster-Ebene bis 
Heilbronn und des Neckarbeckens bis Hofen [Behmel H. (1991)]. Der Muschelkalk unterteilt sich in den 
Unteren, Mittleren und Oberen Muschelkalk. Hierbei sind die durch den Mittleren Muschelkalk maßgeb-
lich beeinflussten Schleusen Hessigheim und Besigheim besonders herauszuheben. In dem dort anste-
henden Baugrund finden Umwandlungen statt, die durch die Auflösung von Gipseinlagerungen geprägt 
sind. Diese geschehen nicht in geologischen Zeiträumen von mehreren Millionen Jahren, sondern in we-
nigen Dekaden. So konnten in Hessigheim in der Vergangenheit immer wieder Erdfälle beobachtet wer-
den und es wurden aufwendige Sicherungsmaßnahmen in den 1980er Jahren erforderlich [Franzius L. 
(1990)]. Vor Cannstatt beginnt das Keuperbergland, wobei diese Staustufe mitten im Mineralwasserquell-
gebiet der Stadt Stuttgart liegt. Aufgrund seiner Besonderheiten sind hier die Auflagen zum Schutze der 
Quellen besonders hoch. Wie bei der anschließenden Staustufe Untertürkheim steht dort Gipskeuper an. 
Die letzten Staustufen liegen im Alpvorland und der Untergrund besteht überwiegend aus Keuper-
sandstein. 
 
3 Die Baumaßnahmen am Neckar 
3.1 Grundinstandsetzung und Neubau der Wehranlagen, Neubau der Hochwassersperrtore 
Das Amt für Neckarausbau Heidelberg (ANH), eine Dienststelle der Wasser und Schifffahrtsverwaltung 
(WSV), setzt zurzeit das Wehr in Untertürkheim grundlegend instand. Dieses Wehr wurde zwischen 1919 




Bild 3: Wehr Untertürkheim vor (oben) und nach (unten) der Grundinstandsetzung 
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Die Instandsetzungsarbeiten umfassen den Neubau der Wehrsohle und der Wehrpfeiler, den Einbau 
neuer Wehrverschlüsse (Rollschütz mit Aufsatzklappe) sowie den Austausch der Antriebs-, Elektro- und 
Steuerungstechnik. Jeder Wehrpfeiler ist mit 20 Kleinverpresspfählen, deren jeweiliger Stahldurchmesser 
63 mm beträgt und die eine Einbindetiefen zwischen ca. 15 und 19 m haben, gegründet. Im Mittel sichern 
77 Einstabanker mit einem Stahldurchmesser zwischen 40 und 50 mm und einer Länge von 10 bis 14 m 
jedes Wehrfeld gegen Auftrieb (Bild 4). Neben den Instandsetzungsarbeiten am Wehr Untertürkheim 
plant das ANH momentan die Instandsetzung der Wehre Horkheim, Heidelberg-Wieblingen und Neckar-
sulm, den Ersatz des Wehres Beihingen und den Neubau des Hochwassersperrtores Ladenburg. 
 
Da an fast allen Wehranlagen und Hochwassersperrtoren ähnliche Randbedingungen bestehen und ana-
loge Arbeiten ausgeführt werden müssen, gibt es zurzeit Überlegungen bei der Bundesanstalt für Was-
serbau (BAW) und in der WSV, Bauteile und Bauverfahren zu standardisieren. Die Standardisierung hat 




Bild 4: Ausbildung der Sohle des Wehres Stuttgart-Untertürkheim 
 
3.2 Sicherung der Seitenkanäle 
Die fünf Seitenkanäle am Neckar wurden in Trapezbauweise errichtet. Die Böschungen wurden in Pflas-
terbauweise ausgebildet und/oder mit Betonplatten gedichtet. Diese bis zu 100 Jahre alten Kanalbö-
schungen weisen alterungs- und betriebsbedingte Schäden auf (Bild 5), die Vernässungen und/oder zu 
geringe Dammstandsicherheiten zur Folge haben können. 
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Bild 5: Böschungsschaden im Seitenkanal Ladenburg 
 
Die Böschungen werden daher durch Spundwände ersetzt, die im Bereich der Uferlinie angeordnet sind 
(Bild 6). Der damit gewonnene zusätzliche Wasserkörper erlaubt es den künftig größeren Binnenschiffen, 
die Seitenkanäle sicherer und leichter zu befahren. Nach den gesicherten Seitenkanälen Ladenburg und 
Wieblingen plant das ANH zurzeit die Sicherung des linken Ufers des über 5 km langen Seitenkanals 
Kochendorf sowie die beidseitige Sicherung des fast 5 km langen Seitenkanals Pleidelsheim. 
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Bild 6: Spundwandarbeiten bei der Sicherung des Seitenkanals Ladenburg 
 
3.3 Grundinstandsetzung und Verlängerung der Neckarschleusen 
In den letzten Jahren wurden die linke Schleusenkammer Kochendorf, die Doppelschleuse Heidelberg 
sowie die linke Schleusenkammer Hirschhorn instand gesetzt (Bild 7). Mitte dieses Jahres wurde die 
Instandsetzung der rechten Kammer der Schleusenanlage Guttenbach abgeschlossen. Die momentan 
geplanten Grundinstandsetzung der jeweils linken Kammern der Schleusenanlagen Feudenheim, Lauffen 
und Aldingen sehen gleichfalls 
 
– das Abfräsen des schadhaften Betons in eine Tiefe von 40 cm, 
– dessen Ersatz durch eine neue, 40 cm starke, doppellagig bewehrte Stahlbetonscheibe, 
– den Einbau neuer Schleusentore, 
– den Ersatz der Antriebs-, Elektro- und Steuerungstechnik mit dem Ziel der Schleusenfernsteue-
rung, 
– den Einbau einer neuen Schleusenausrüstung, bestehend aus Steigleitern, Pollern sowie einer 
neuen Schleusenbeleuchtung und 
– ggf. den Einbau einer neuen Stoßschutzanlage vor. 
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Bild 7: Grundinstandsetzung der linken Schleusenkammer Hirschhorn 
 
Das Straßennetz entlang des Neckars hat heute bereits seine Kapazitätsgrenzen erreicht. Um den prog-
nostizierten Güterverkehrszuwachs bewältigen und die Umwelt entlasten zu können, ist ein verstärkter 
Gütertransport auf dem Neckar vorgesehen. Damit dieser auch von der verladenden Wirtschaft ange-
nommen wird, soll der Gütertransport mit dem umweltfreundlichen Binnenschiff attraktiver gestaltet wer-
den. Mehrere Studien haben gezeigt, dass dieses u. a. mit der Verlängerung der Schleusen am Neckar 
erreicht werden kann. Zurzeit ist die Verlängerung jeweils einer Schleusenkammer vorgesehen, so dass 
statt bisher maximal 105 m lange und 11,45 m breite künftig bis zu 135 m lange und 11,45 m breite Bin-
nenschiffe (sogenannte 135-m-Schiffe) den Neckar befahren können (Bild 8). 
 
 
Bild 8: Transportmengen im Vergleich Binnenschiff – LKW – Güterwaggons 
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Nautische (Strömungsverhältnisse), bauliche (bspw. Lage und Höhe kreuzender Brückenbauwerke) und 
ökologische (Schutzgebiete) Randbedingungen, der bauliche Zustand sowie die geschätzten Baukosten 
bestimmen die Wahl der zu verlängernden Schleusenkammer (land- oder wasserseitige Schleusenkam-
mer) und deren Verlängerungsrichtung (nach Unter- oder Oberwasser) (Bild 9). Parallel zur Verlängerung 
wird die betreffende Schleusenkammer, wie oben beschrieben, grundlegend instand gesetzt. 
 
 
Bild 9: Schleusenanlage Neckargemünd vor (links) und nach (rechts) der geplanten Schleusenver-
längerung 
 
Das 135-m-Schiff soll den Endhafen Plochingen 2025 erreichen können. Um dieses ambitionierte Zeitziel 
halten zu können, hat die WSV zusammen mit der BAW im Zuge der Planungen für die Schleusenverlän-
gerung und -instandsetzung Überlegungen zur Standardisierung von Bauteilen und Bauverfahren ange-
stellt. Diese münden in 10 Modulen, die die Planungsgrundlagen, die Verlängerung des Schleusenunter-
hauptes, die Instandsetzung der Schleusenkammern, die Verlängerung des Schleusenoberhauptes, die 
Ausbildung der Schleusentore, die Antriebstechnik für die Schleusentore, die Elektro- und Steuerungs-
technik, die Ausbildung der Stoßschutzanlage, die Ausbildung der Baugruben sowie die Schleusenaus-
rüstung beschreiben. 
 
3.4 Neubau von Fischaufstiegsanlagen 
Die Baumaßnahmen des ANH sind, soweit sie sich um Ausbaumaßnahmen handeln, mit Eingriffen in den 
Naturhaushalt verbunden und müssen daher nach dem Bundesnaturschutzgesetz kompensiert werden. 
Eine im Jahr 2008 mit dem Land Baden-Württemberg geschlossene Verwaltungsvereinbarung sieht als 
Kompensationsmaßnahme für die künftige Sicherung der Seitenkanäle sowie die Verlängerung der Ne-
ckarschleusen den Bau von sieben Fischaufstiegsanlagen vor. Weiterhin werden durch die geplante 
Schleusenverlängerung zwei vorhandene Fischwanderhilfen zerstört, die dem Stand der Technik und 
Wissenschaft entsprechend ersetzt werden müssen. Die Fischaufstiegsanlagen werden, angepasst an 
die beengten Platzverhältnisse im Neckartal, weitestgehend als Schlitzpässe projektiert (Bild 10). 
  
 





Aktuelle geotechnische Fragestellungen bei Baumaßnahmen an Bundeswasserstraßen 





Bild 10: Schlitzpass am Wehr Ladenburg, Bauzeit 2004 – 2005 
 
4 Baugrubenkonzept für die Verlängerung der Schleusen 
Wie in Abschnitt 3.3. erwähnt, werden in einem der Module für die Verlängerung der Schleusen Baugru-
benkonzepte sowohl für Verlängerung am Unterhaupt als auch am Oberhaupt beschrieben. Beispielhaft 
wird im Folgenden für eine Verlängerung am wehrseitigen Unterhaupt der grundsätzliche Bauablauf er-
läutert (Bild 11). 
 
Die Baugruben im Unterwasser sollen für ein Hochwasser bemessen werden, das dem Niveau der 
Schleusenplanie entspricht. Prinzipiell ist der Auftriebsnachweis der Baugrubensohle bzw. der hydrauli-
sche Grundbruchnachweis zu führen. Bei einigen Baugruben, deren Sohle aus Fels besteht, soll die Auf-
triebssicherheit durch Entlastungsbrunnen erreicht werden. Ist die Ausführung einer offenen Baugruben-
sohle aufgrund der Geologie nicht möglich, müsste z. B. eine verankerte Unterwasserbetonsohle herge-
stellt werden. 
 
Als Baugrubenverbau ist eine Spundwand vorgesehen, die in Schleusenlängsrichtung ausgesteift wird 
und quer zur Fließrichtung als Fangedamm ausgebildet wird, wobei eine senkrechte Schiffsanfahrt als 
außergewöhnliche Einwirkung berücksichtigt werden soll. 
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Bild 11: Bauphasen für eine Verlängerung am Unterhaupt 
Bauphase 0   
   Bauphase 1
   Bauphase 2
 Bauphase 3   
Endzustand   
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Die Stiele des Leitwerks, das die seitliche Baugrubenspundwand schützt, sind so zu bemessen, dass die 
Belastung durch eine Schiffsanfahrung bis zum höchsten schiffbaren Wasserstand gefahrlos aufgenom-
men werden kann. 
 
Die Spundwände werden bei felsigem Untergrund mit Hilfe von Austauschbohrungen eingebracht. Um 
den Einbau von Steifen zur späteren Baugrubenaussteifung zu ermöglichen, muss die bestehende Leit-
mole zwischen wasserseitiger Schleusenkammer und Neckar bis zum Unterwasserstand zurückgebaut 
und die Spundwände eingebracht werden. Bei Austauschbohrungen und offener Baugrubensohle ist eine 
Fußverpressung erforderlich, um Umläufigkeiten auszuschließen. Anschließend erfolgen die Baugruben-
aussteifung, der Einbau des Leitwerks sowie der Einbau der Anker im Bereich des Fangedamms. Nach 
der Anfüllung des Fangedamms und dem Lenzen der Baugrube (Bauphase 1) kann die Sohle sowie der 
Rest der Leitmole zwischen wasserseitiger Schleusenkammer und Neckar zurückgebaut, die Vorsatz-
schale abgefräst und anschließend das neue Unterhaupt hergestellt werden (Bauphase 2). Abschließend 
werden die Spundwände entfernt und ein Fangedamm vor der landseitigen Schleusenkammer errichtet. 
Zu diesem Zeitpunkt wechselt der Schleusenbetrieb von der nicht verlängerten landseitigen zur verlän-
gerten wasserseitigen Schleusenkammer (Bauphase 3). Nach dem Lenzen der Baugrube vor der landsei-
tigen Schleusenkammer kann das Unterhaupt fertig gestellt und abschließend der Fangedamm zurück-
gebaut werden (Endzustand). 
 
 
Bild 12: Unterfangungsmaßnahmen 
 
Im Wesentlichen entspricht der Bauablauf für die Oberhauptverlängerung dem für die Unterhauptbaugru-
be. Ein Unterschied besteht jedoch darin, dass die nicht zu verlängernde Schleusenkammer im Bereich 
des Oberhaupts meistens oberhalb der Baugrubensohle flach gegründet ist, d. h. es werden Unterfan-
gungsarbeiten in diesem Bereich erforderlich. Die Auswahl der Sicherungsmaßnahmen muss auf die 
Geologie angepasst werden (Bild 12). Des Weiteren soll bei den Verlängerungen am Oberhaupt auf die 
Bauphase 3 verzichtet werden, woraus sich molenseitig eine geringere Breite des neuen Oberhaupts 
ergibt. Um jedoch die volle Molenbreite als Verkehrsfläche zu erhalten, soll sie mithilfe von Fertigteilen 
oberhalb des Wasserspiegels auskragen. 
 
5 Geotechnische Hinweise zur Grundinstandsetzung 
Im Zuge der Verlängerung einer Schleusenkammer ist, wie in Kapitel 3.3 erwähnt, grundsätzlich die 
Grundinstandsetzung beider Schleusenkammern geplant. Aufgrund gestiegener Sicherheitsanforderun-
gen oder konstruktiver Eingriffe wie dem Entfernen von Vouten erfordert dies zumeist den Einbau von 
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Verankerungen oder Kleinverpresspfählen. Bei den bisherigen Sanierungsmaßnahmen an den Schleu-
sen Hirschhorn und Guttenbach wurde Litzenanker senkrecht eingebaut und hoch vorgespannt, ein Kon-
zept was sich schon bei der Sanierung von Talsperren (z. B. an der Edertalsperre) bewährt hat. Dies 
bewirkt jedoch im Gebrauchszustand sehr hohe Spannungen, die nicht von jedem Baugrund bzw. Bauteil 
schadensfrei aufgenommen werden können, und es ist eine Überwachung der eingeleiteten Ankerkräfte 
erforderlich. Deshalb ist wo immer möglich eine schräge oder horizontale Verankerung mit Kleinver-
presspfählen oder Ankern, die im Gebrauchszustand geringere Kräfte einleiten, zu bevorzugen. Der 
Kleinverpresspfahl wird auf seiner gesamten Länge verpresst, ist wie alle Pfähle nicht vorspannbar. An-
ker haben per Definition eine freie Stahllänge und eine Rückhaltekonstruktion, wie z. B. Verpresskörper, 
Ankerplatte oder Ankerwand. Hinweise zur Anwendung, Bemessung und Prüfung von Mikropfählen und 
Verpressankern werden in Dornecker, E. (2010) gegeben. 
 
6 Zusammenfassung 
Die am Neckar anstehenden Baumaßnahmen sind vielfältig und anspruchsvoll. Sie müssen unter Auf-
rechterhaltung des Schiffsverkehrs und des Wehrbetriebs zumeist neben oder an bestehenden Bauwer-
ken durchgeführt werden. An einigen Standorten ergeben sich aus der Geologie weitere Erschwernisse. 
Damit auch in Zukunft der Neckar als leistungsfähiger und sicherer Verkehrsweg zu Verfügung steht, der 
Neckar als Lebensraum aufgewertet wird und auch künftig die Hochwassersicherheit am Neckar gewähr-
leistet werden kann, sind die beschriebenen Baumaßnahmen unabdingbar. 
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Grundwasserinduzierte Veränderungen im lösungsempfindlichen Baugrund 
unterhalb der Schleusenanlage Hessigheim am Neckar 
 
Dipl.-Ing. Katharina Bergholz, Bundesanstalt für Wasserbau Karlsruhe, Abteilung Geotechnik 
Dipl.-Ing. Regina Kauther, Bundesanstalt für Wasserbau Karlsruhe, Abteilung Geotechnik 
Dipl.-Geol. Daniel Straßer, Bundesanstalt für Wasserbau Karlsruhe, Abteilung Geotechnik 
Dr.-Ing. Héctor Montenegro, Bundesanstalt für Wasserbau Karlsruhe, Abteilung Geotechnik 
 
 
1 Einleitung  
Die Schiffsgröße auf dem Neckar ist bedingt durch die Schleusenabmessungen zurzeit auf 105 m Länge 
begrenzt. Im Hinblick auf den wachsenden Anteil von Schiffen mit mehr als 110 m Länge auf dem Rhein 
wird die Anpassung der Wasserstraße Neckar an die künftigen Verkehrsstandards (überlange Großmo-
torschiffe, 135 m) gefordert. Von 27 Doppelkammerschleusen sollen die landseitige oder die wasserseiti-
ge Kammer in Richtung Ober- oder Unterwasser verlängert werden. In diesem Zuge ist vorgesehen, auch 
die jeweils nicht zu verlängernde Schleusenkammer instand zu setzen, um eine dem Neubau ähnliche 
Nutzungsdauer zu ermöglichen. 
 
 
Bild 1:  Luftbild von der Staustufe Hessigheim (Quelle: WSV) 
 
Die Schleusenanlage Hessigheim wurde in den Jahren 1950/51 als 16. Staustufe in der Ortslage Hessig-
heim mit einem Kraftwerk, einem dreifeldrigen Wehr und einer Schleuse in Massivbauweise errichtet. 
Zehn Jahre später erfolgte landseitig der ersten Schleuse der Bau einer zweiten Schleusenkammer. Die 
landseitige Kammerwand besteht aus einer Spundwand mit vorgesetzter Betonschale. Beide Schleusen-
kammern sind 110 m lang, 12 m breit, besitzen eine Fallhöhe von 6,2 m und sind flach im Neckarkies 
gegründet. Die besonders setzungsempfindlichen Schleusenhäupter wurden in Erkenntnis der problema-
tischen Untergrundverhältnisse auf Pfählen tief gegründet und mit Spundwänden umschlossen.  
 
Im Rahmen der derzeit geplanten Baumaßnahme soll die rechte, landseitige Kammer in Richtung Ober-
wasser verlängert werden. Die Abteilung Geotechnik der Bundesanstalt für Wasserbau wurde in diesem 
Zusammenhang mit der Erstellung eines Baugrundgutachtens einschließlich einer Beurteilung der geo-
hydraulischen Verhältnisse beauftragt. Diesbezüglich werden aktuell ein Konzept für die Baugrunderkun-
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2 Baugrund  
2.1 Geologie 
Das Neckarbecken ist geprägt von Gesteinen des Oberen Muschelkalks, die im Bereich von Hessigheim 
durch die erosive Tätigkeit von Enz und Neckar zum Großteil ausgeräumt sind, so dass die Gesteine des 
Mittleren Muschelkalks zu Tage treten. Im Neckartal werden diese von Lockergesteinen in Form von 
Flusskiesen („Neckarkies“) und nacheiszeitlichen Auensedimenten überlagert. Einen vereinfachten geo-
logischen Schnitt durch den Baugrund von Hessigheim zeigt Bild 2. 
 
Der Mittlere Muschelkalk wird im Bereich der Stauanlage im Wesentlichen durch die Heilbronn-Formation 
repräsentiert. Sie ist von evaporitischen Gesteinen wie Anhydrit bzw. Gips und Steinsalz geprägt, die im 
Wasser mehr oder weniger stark löslich sind. Die dominierenden oberen Sulfatschichten dieser Formati-
on bestehen aus bereits zu Gips umgewandeltem Anhydrit mit Einschaltungen aus Ton- und Dolomit-
stein. Sie lassen sich durch einen markanten, wenige Meter mächtigen Horizont aus Dolomitstein in etwa 
30 m Tiefe („Zwischendolomit“) in einen Oberen und Unteren Tonanhydrit („Oberer/Unterer Gips“) unter-
gliedern. Älteren petrographischen Untersuchungen zufolge enthält der Obere Tonanhydrit zwischen 87 
und 99 % Gips, der Untere Tonanhydrit im Mittel nur 67 %. Dementsprechend schreitet die Auslaugung 
des Gesteins durch strömendes Grundwasser oberhalb des Zwischendolomits zügig voran. Der Obere 
Tonanhydrit ist in weiten Bereichen stark verwittert und ausgelaugt und von zahlreichen Hohlräumen 
durchsetzt. Teilweise sind die Hohlräume mit eingespülten Neckarkiesen oder sonstigem umgelagerten 
Felszersatz gefüllt. Diese auf der Auslaugungsfront lagernden bindigen Lösungsrückstände des Oberen 
Tonanhydrits mit weicher bis steifer Konsistenz werden als Residualtone bezeichnet. Der Zwischendolo-
mit, der aufgrund eines Gipsanteils von durchschnittlich nur 21 % als nicht auslaugungsgefährdet be-
trachtet wird, stellt eine Art natürliche Barriere dar, die die Hohlraumbildung im Unteren Tonanhydrit bis-
her verhindert hat. Nach heutigen Erkenntnissen wird sich ein Fortschreiten des Auslaugungsprozesses 
unter dem Zwischendolomit auf wesentlich größere Zeiträume erstrecken. 
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2.2 Chronologie der Sanierungsmaßnahmen 
Bereits während des Baus der Staustufe wurden erhebliche Verschiebungen am Kraftwerk festgestellt. 
Auch an den Schleusenkammerwänden traten insbesondere in der Mitte stetig zunehmende Setzungen 
auf, während die tief gegründeten und umspundeten Häupter weniger Verformungen zeigten. Ursache für 
die Bauwerkssetzungen sowie für das Auftreten von Erdfällen und Dolinen im angrenzenden Gelände 
waren zügig fortschreitende Lösungsprozesse des Gipses im Bereich des Oberen Tonanhydrits infolge 
des um und unter der Staustufe strömenden Grundwassers. 
 
Um die Standsicherheit der Staustufe zu verbessern und die latente Gefahr unkontrollierter Setzungen 
und Schiefstellungen einzelner Bauwerksteile abwenden zu können, wurde in den 1980er Jahren ein 
Sanierungskonzept aufgestellt, dessen Umsetzung sich bis zum Ende der 1990er Jahre erstreckte (siehe 
Bild 3). Es beinhaltete die Verfüllung sämtlicher Hohlräume unter den Bauwerkssohlen mit Zementsus-
pension. Um ein Fortschreiten des Auslaugungsprozesses und damit die Entstehung neuer Hohlräume 
eindämmen zu können, wurde zusätzlich ein Abriegeln des Grundwasserstroms in Form eines Dich-




Bild 3: Sanierungsmaßnahmen mit Mengen verpresster Zementsuspension (Quelle: Ingenieurbüro 
Prof. Wittke) 
 
In den Jahren 1986/87 wurden, dem Konzept folgend, die ersten Sanierungsmaßnahmen im Bereich der 
Wehrfelder durchgeführt (Hohlraumverfüllung, Dichtungsschleier). Bis 1992 folgten sukzessive die Ver-
pressung der Hohlräume unter den Schleusenhäuptern und -kammern sowie die Fortführung des Dich-
tungsschleiers unter den Schleusenhäuptern bis zum rechten Neckarufer. In den zwei darauffolgenden 
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tungsschleier um dieses herumgeführt. 1997 ist die bisher letzte Maßnahme mit der Verlängerung des 
Dichtungsschleiers am rechten Neckarufer abgeschlossen worden. Für die Verpressung der unterirdi-
schen Hohlräume sowie die Herstellung des Dichtungsschleiers wurde die Zementsuspension bis weit 
unter den Zwischendolomit injiziert. Insgesamt sind dabei mehr als 10000 t Zement verpresst worden. 
Alle Sanierungsmaßnahmen wurden durch umfangreiche Bauerkundungsprogramme sowie anschließen-
de Bohrprogramme zur Kontrolle des Sanierungserfolgs begleitet. Die Sanierungsmaßnahmen sind de-
tailliert von L. Franzius (1991) beschrieben worden. 
 
2.3 Aufarbeitung des Datenbestands 
Der erste Schritt auf dem Weg zur Aufstellung eines Erkundungsprogramms für die geplante Schleusen-
verlängerung war die Aufarbeitung und Auswertung des vorhandenen Datenbestandes, der aus den Er-
kundungs- und Sanierungsmaßnahmen der vergangenen Jahrzehnte hervorgegangen ist. Das Ziel be-
steht darin, den Veränderungsprozess im Untergrund sichtbar zu machen und auf dieser Grundlage zu-
künftige Veränderungen prognostizieren bzw. Gründungsmaßnahmen darauf abstimmen zu können. Der 
Datenbestand umfasst ca. 260 Bohrungen, Bauwerksmessungen (Extensometer, Nivellements, Aligne-
ments) und Grundwasserdaten. Entsprechend der heute gültigen Normen wurden alte Bohransprachen 
zeichnerisch umgesetzt und digitalisiert. Die Tatsache, dass im Laufe der vielzähligen Bohrkampagnen 
verschiedene Ingenieure und Geologen mitgewirkt hatten, erschwerte die Identifizierung maßgebender 
Schichten und die Findung einer einheitlichen Darstellungsweise. 
 
 
Bild 4:  Schichtmächtigkeiten des Oberen Tonanhydrits im Bereich der Schleusen im Vergleich   
 
Um den Verlauf der Schichtgrenzen im Baugrund visualisieren zu können, sollten im nächsten Schritt auf 
der Basis aller Altbohrungen Schnitte durch die Schleusenanlage erstellt werden. Aufgrund der in relativ 
kurzen Zeiträumen eintretenden Veränderungen im Baugrund, ergaben die Baugrundschnitte kein stim-
miges Bild, da auch nah beieinander liegende Bohrungen aus verschiedenen Erkundungsstufen nicht 
zueinander passten. Um das Fortschreiten der Auslaugungsfront darzustellen, wurde deshalb mit Hilfe 
von Höhenlinienplänen die Lage der Verkarstungsbasis (Bild 4) bzw. die Schichtmächtigkeit des unverwit-
terten Oberen Tonanhydrits verschiedener Zeitpunkte einander gegenübergestellt. Daraus lässt sich eine 
deutliche Entwicklungstendenz seit der Errichtung der Staustufe erkennen: eine Vertiefung des Kolks im 
Bereich der Oberhäupter sowie eine Zunahme der Durchsenkung in Kammermitte. Diese Erkenntnisse 
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2.4 Aktuelle Untersuchungen 
Für die Aufstellung einer zuverlässigen Prognose über die Entwicklungstendenzen des Baugrunds ist es 
von Interesse, auch die Veränderungen der vergangenen 20 Jahre seit den letzten Erkundungsbohrun-
gen zu erfassen und diese den vorherigen gegenüberzustellen. Im Rahmen einer vorgezogenen Maß-
nahme wurden deshalb 2011 vier Bohrungen von 50 m Länge im Bereich des landseitigen Oberhauptes 
abgeteuft. Die Bohrprofile haben gezeigt, dass die bereits Anfang der 1990er Jahre weit fortgeschrittene 
Verwitterung des Oberen Tonanhydrits weiter zugenommen hat. Allerdings hat sich die Geschwindigkeit 
nach Abschluss der Sanierungsmaßnahmen im Vergleich zu den vorangegangenen 30 Jahren deutlich 
verringert. Der Obere Tonanhydrit wurde zwar weiter ausgelaugt, der Horizont des Zwischendolomits ist 
jedoch, mit Ausnahme einer Bohrung, stabil.  
 
Die vier Bohrungen wurden des Weiteren zur Durchführung geophysikalischer Messungen sowie für den 
Einsatz des Crosshole-Verfahrens genutzt. Im Bereich des Oberen Tonanhydrits ist es kaum möglich 
charakteristische Bodenproben zu entnehmen bzw. deren Untersuchung mit Standardlaborversuchen ist 
nur begrenzt aussagekräftig. Ebenso ist der Einfluss größerer und kleinerer Hohlräume auf die Steifig-
keitseigenschaften des Baugrundes schwer zu beurteilen. Bei dem Crosshole-Verfahren werden eine 
Signalquelle und ein Empfänger (Geophon) getrennt in zwei Bohrlöchern auf gleicher Höhe geführt. In 
verschiedenen Tiefen wird durch Anregung von Scher- oder Kompressionswellen die Matrix zwischen 
den Bohrungen durchschallt. Mit Hilfe der gemessenen Ausbreitungsgeschwindigkeit der Wellen können 
Rückschlüsse auf die Eigenschaften des Untergrunds sowie Baugrundanomalien (z. B. Hohlräume) ge-
zogen werden. Die Crosshole-Messungen dienen dazu, Homogenbereiche auszuweisen sowie für diese 
integrale boden- bzw. felsmechanische Kennwerte für bestimmte Homogenbereiche zu ermitteln. Erste 
Auswertungen zeigen, dass mit dem Übergang zum Zwischendolomit und den darunter folgenden 
Schichten eine signifikante Zunahme der Steifigkeit sowie der P-Wellengeschwindigkeit einhergeht und 
diese insbesondere im Bereich des Zwischendolomits und des Unteren Dolomits Maximalwerte aufzei-
gen. 
 
3 Hydrogeologie  
Parallel zu den Untersuchungen des Baugrunds wurde zur Beurteilung der hydrogeologischen Verhält-
nisse und des Einflusses diverser baulicher Maßnahmen auf das Grundwasser seit Erstellung der Wehr- 
und Schleusenanlage Hessigheim ein großräumiges Grundwassermodell erstellt. Ausgangspunkt dieser 
Untersuchungen war die Sichtung sämtlicher Grundwassermessungen (Grundwasserstände und Poren-
wasserdrücke) in der näheren und weiteren Umgebung der Wehranlage. In Bild 5 ist die Lage der aus-
gewerteten Messstellen dargestellt. Die Messdaten zeigen die generelle Strömungsrichtung des Grund-
wassers, die in etwa dem Verlauf des Neckars folgt. 
 
Die Auswertung der Bohrprofile sowie des Ausbaus der Grundwassermessstellen weist auf das Vorhan-
densein von zwei Grundwasserstockwerken, einem oberen Grundwasserleiter in den Quartärablagerun-
gen des Neckars und einem unteren Grundwasserleiter im Oberen Tonanhydrit hin. Der Quartärgrund-
wasserleiter korrespondiert hydraulisch mit dem Neckarwasserstand. Die Messstellen, die im unteren 
Grundwasserstockwerk verfiltert sind, zeigen, dass gespannte Verhältnisse vorherrschen. Dies weist 
darauf hin, dass der Grundwasserleiter des Oberen Tonanhydrits durch dessen Auslaugungsrückstände 
(Residualton) vom Neckar und vom Quartärgrundwasserleiter hydraulisch abgeschirmt ist. Allerdings ist 
die Abschirmung des Residualtons nicht so ausgeprägt, wie die Beschaffenheit eines stark bindigen Bo-
dens vermuten ließe. Dies ist zum einen in der Inhomogenität und der variierenden Mächtigkeit des Resi-
dualtons begründet. Zum anderen kommt es durch Auslaugungsprozesse infolge des im Bereich der 
Verkarstungsbasis des Oberen Tonanhydrits strömenden Grundwassers lokal zur Bildung von Hohlräu-
men, in die das darüber liegende Lockergestein (Residualton, Neckarkies) nachrutscht. Auf diese Weise 
entstehen zwischen den zwei Grundwasserstockwerken kleinräumige hydraulische Verbindungen. Im 
Großmaßstab führen diese örtlich begrenzten hydraulischen Kontakte zu einer geringeren Abschirmwir-
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Um das Modell auf die wesentlichen Auswirkungen der Baumaßnahmen auf die Grundwasserströmung 
zu fokussieren, wurde ein möglichst einfaches, gering parametrisiertes Modell angestrebt. Das Grund-
wassermodell wurde als 2D horizontal-ebenes Modell des Oberen Tonanhydrits konzipiert, bei dem ledig-
lich die horizontale Strömung unter Vernachlässigung der vertikalen Komponenten abgebildet wird. Be-
wusst wurde darauf verzichtet, den eng mit dem Neckar korrespondierenden Quartärgrundwasserleiter 
explizit zu berücksichtigen. Der Neckareinfluss wurde lediglich durch die Vorgabe des Neckarwasser-
standes als äußere Randbedingung entlang des Flusses modelliert. Auch die Absperrschicht wurde im 
Modell nicht explizit abgebildet. Der hydraulische Widerstand dieser Schicht und die sich hieraus erge-
bende (und gemessene) Potentialdifferenz zwischen dem Neckarkies und dem Oberen Tonanhydrit wur-
den durch einen Leakage-Ansatz berücksichtigt. 
 
 
Bild 5:  Lage Grundwassermessstellen im Bereich der Staustufe Hessigheim 
 
In dem 2D-Modell werden die in den Grundwasserleiter einbindenden und die Grundwasserströmung 
behindernden Bauwerke über gegenüber dem Grundwasserleiter verringerte Durchlässigkeit abgebildet. 
Ebenso werden Bereiche behandelt, deren Durchlässigkeiten mittels Verpressungs- oder Injektionsmaß-
nahmen verringert werden. Hierdurch kann im 2D-Modell der lokale Potentialabbau entsprechend dem 
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Strömungswiderstand, der sich aus der Einbindung der Bauwerke in die Grundwasserströmung bzw. der 
verringerten Durchlässigkeit infolge Injektionsmaßnahmen im Untergrund ergibt, beschrieben werden. 
 
Da die Flusswasserstände die „treibende Kraft“ für die Grundwasserströmung darstellen und diese im 
staugeregelten Neckar weitgehend konstant sind, wurde ein stationäres Grundwassermodell aufgestellt, 
mit dem sich „mittlere Strömungszustände“ auswerten lassen. 
 
4.1 Abgrenzung des Modellgebiets 
Das ca. 2 km2 große Modellgebiet wurde auf Grundlage topografischer und geologischer Karten be-
stimmt. Das Modellgebiet wird im Westen und Osten durch die am Kamm der Prall- bzw. Gleithänge ver-
laufende Wasserscheide begrenzt. Im Grundwasserleiter wurde hierbei angenommen, dass senkrecht zu 
diesen Modellrändern lediglich ein vernachlässigbarer Randzustrom erfolgt. Nach Norden und Süden 
wurden die Modellgrenzen ausreichend weit entfernt gesetzt, sodass von den letztlich unbekannten dorti-
gen Randbedingungen kein wesentlicher Einfluss auf den eigentlich interessierenden Nahbereich der 
Staustufe ausgeht. 
 
4.2 Modellstruktur und Diskretisierung 
Das Modellgebiet wurde zunächst in 17 Zonen unterteilt, mit denen der Verlauf des Neckars sowie die 
wesentlichen baulichen Strukturen (Wehr- und Schleusenanlage, Kraftwerk, Dichtungsschleier) in ihrer 
räumlichen Anordnung abgebildet werden. Die Durchlässigkeitseigenschaften werden im Allgemeinen als 
zeitlich unveränderlich angenommen. Allerdings ergaben sich im vorliegenden Fall durch Verpressungs- 
und Injektionsmaßnahmen deutliche lokale Veränderungen der Durchlässigkeitseigenschaften nach der 
jeweiligen Sanierungsmaßnahme. Die infolge Sanierungsarbeiten veränderten Durchlässigkeiten wirkten 
sich wiederum auf die Grundwasserströmung aus, was anhand Grundwassermessungen deutlich nach-
vollzogen werden konnte. 
 
 
Bild 6: FE-Diskretisierung im Grundwassermodell Hessigheim (Ausschnitt) 
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Die räumliche Diskretisierung des Finite-Elemente-Netzes orientiert sich an der Zonierung. Im Nahbe-
reich der baulichen Strukturen wurde das Netz verfeinert, um die hydraulischen Gradienten hinreichend 
fein aufzulösen, an den Randbereichen des Modellgebiets, wo kaum Informationen vorliegen, erfolgte 
eine erheblich gröbere räumliche Diskretisierung. So beträgt im Randbereich die Kantenlänge der insge-
samt 31.788 Finiten Elemente ca. 100 m, während diese im Nahbereich der Staustufe auf Werte < 1 m 
verdichtet wurde. Bild 6 zeigt einen Ausschnitt der FE-Diskretisierung im Nahbereich des Wehrs. 
 
4.3 Hydraulische Durchlässigkeit 
In einem horizontal-ebenen Modell werden die Durchlässigkeitseigenschaften durch den Parameter der 
Transmissivität T [L2/T] beschrieben, der als Produkt der hydraulischen Durchlässigkeit k [L/T] und der 
Mächtigkeit M [L] definiert ist. Gemäß vorhandener Baugrundaufschlüsse wurde die Aquiferbasis auf 
NN + 150 m angenommen, was in etwa der Höhe der Zwischendolomitschicht entspricht. In Ermangelung 
genauerer Daten über den Verlauf des Oberen Tonanhydrits wurde die Geländeoberkante als obere Be-
grenzung angesetzt. Aus den im Modell berechneten wassergesättigten Mächtigkeiten, lassen sich rech-
nerisch Durchlässigkeiten ableiten. 
 
Da der Wert des Leakagekoeffizienten von der Anzahl, Beschaffenheit und Verteilung der hydraulischen 
Fenster (Erdfälle im Residualton) abhängt und diese nicht hinreichend bestimmbar sind, ist dieser ein 
reiner Kalibrierungsterm, der, wie die Durchlässigkeitseigenschaften auch, über eine Anpassung der be-
rechneten Grundwasserstände an die Messwerte bestimmt wird. 
 
4.4 Randbedingungen  
Im gesamten Modellgebiet wurde eine Grundwasserneubildung von 250 mm/Jahr angenommen. Die 
maßgebenden Randbedingungen im Modellgebiet ergeben sich durch den Neckarwasserstand. Im Ober-
wasser, unmittelbar vor dem Wehr, ergeben sich infiltrierende, unterhalb des Wehres exfiltrierende Be-
dingungen bezogen auf das Grundwasser im Oberen Tonanhydrit. Ober- und Unterwasserstand im Ne-
ckar wurden im Modell als Leakage-Randbedingung abgebildet. Entlang des Flusses wurden die Was-
serstände jeweils dem natürlichen Gefälle des Neckars (Oberwasser: NN +182,75 m bis NN +182,3 m; 
Unterwasser: NN +176,25 m bis NN +175,5 m) angepasst. Im Fernbereich der Staustufe sowie an den 
Rändern des Modellgebiets existieren keine Grundwassermessstellen. In Ermangelung von Messwerten 
wurden am nordöstlichen Modellrand ein konstantes Potential von NN +181 m und am südwestlichen 
Rand ein Potential von NN +175 m vorgegeben (Dirichlet-Randbedingung). Die übrigen Ränder wurden 
vereinfachend als Randstromlinien angenommen, über die etwaige Zu- und Abflüsse als vernachlässig-
bar angenommen werden. 
 
4.5 Parameterbestimmung 
Um den Einfluss der einzelnen Sanierungsmaßnahmen auf die Grundwasserströmung zu quantifizieren, 
wurden vom Ist-Zustand ausgehend verschiedene Bauzustände in der Vergangenheit untersucht. Da die 
Sanierungsmaßnahmen wie die Hohlraumverfüllungen unterhalb der Bauwerke und die Erstellung des 
Dichtungsschleiers die Durchlässigkeitsverhältnisse lokal veränderten, mussten die Durchlässigkeitspa-
rameter für die entsprechenden Bereiche auf Grundlage der Grundwassermessungen vor und nach der 
jeweiligen Sanierungsmaßnahme invers bestimmt werden.  
 
Bei der inversen Parameterbestimmung werden die berechneten Grundwasserstände den gemessenen 
gegenüber gestellt und die Durchlässigkeits- und Leakageparameter im Kontext eines Optimierungsalgo-
rithmus so variiert, bis eine optimale Übereinstimmung zwischen Berechnung und Beobachtung erreicht 
ist. Hierbei wurde das Programm PEST zur inversen Parameterbestimmung eingesetzt, bei dem eine 
Zielfunktion (Abweichung Berechnung-Beobachtung) minimiert wird (Doherty 2003). Die Optimierung 
erfolgt mit dem Gradientenverfahren nach Levenberg-Marquardt, bei dem die gesuchten Modellparame-
ter in einer Iterationsschleife variiert werden. Natürlich können nur Grundwassermessungen zur Parame-
terbestimmung verwendet werden, die dem jeweils betrachteten Bauzustand zeitlich entsprechen. Die 
Durchlässigkeitsparameter wurden zu zwei verschiedenen Zeitpunkten bestimmt, in denen die Sanie-
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rungsmaßnahmen unterschiedlich weit vorangeschritten waren. Die untersuchten Sanierungszustände 
werden im Folgenden beschrieben. 
 
Zustand 4 (Ist-Zustand) 
Die Parameterbestimmung des Ist-Zustandes erfolgte anhand der für den Zeitraum Januar 2001 bis De-
zember 2009 gemittelten Grundwasserstände. Von den vorhandenen 69 Messstellen im Nahbereich der 
Schleuse sind lediglich 14 im Quartäraquifer verfiltert, so dass 55 Messstellen zur Beschreibung der geo-
hydraulischen Verhältnisse im Festgestein-Grundwasserleiter herangezogen wurden. Zunächst wurden 
den einzelnen Zonen Schätzwerte der Durchlässigkeiten bzw. der Leakageparameter zugewiesen. Im 
Verlauf der inversen Parameterbestimmung wurden die Werte der hydraulischen Durchlässigkeiten im 
Bereich der verpressten Bauwerke deutlich abgemindert. Simultan zu den Durchlässigkeiten wurden die 
Leakagebeiwerte für Infiltration (Oberwasser) sowie für Exfiltration (Unterwasser) bestimmt. Die bestimm-
te Durchlässigkeit des Grundwasserleiters sowie die Leakageparameter wurden als unabhängig von den 
Baumaßnahmen angesehen und wurden für sämtliche weitere Berechnungen verwendet. 
 
Zustand 3 
Zustand 3 entspricht dem baulichen Zustand Mitte der 1990er Jahre, als der Dichtungsschleier noch nicht 
bis in das rechte Ufer verlängert worden war. Zur Berechnung dieses Zustandes wurde der Parameter-
satz des Zustandes 4 verwendet, lediglich dem noch nicht erstellten Bereich des Injektionsschleiers wur-
de die Durchlässigkeit des Untergrunds zugewiesen. 
 
Zustand 2 (nicht abgeschlossene Baugrundverpressung) 
Zum Zeitpunkt von Zustand 2 waren die Sanierungsarbeiten nur teilweise durchgeführt. Der Untergrund 
unterhalb der gesamten Wehranlage sowie unterhalb der Schleusenhäupter war bereits verpresst. Der 
Bereich unterhalb der Schleusenkammer sowie unterhalb des Kraftwerks hingegen noch nicht. Der Dich-
tungsschleier war zu diesem Zeitpunkt noch nicht durchgängig injiziert worden. Lediglich im direkten Be-
reich der Wehranlage war dies bereits erfolgt. Dieser Zustand bot sich an, um die Durchlässigkeitseigen-
schaften nicht verpresster Bereiche unterhalb der Bauwerke zu bestimmen. Zur Parameterbestimmung 
wurden die Messwerte von August 1990 verwendet, da diese zeitlich mit dem Sanierungsfortschritts kor-
respondieren. Die Durchlässigkeit im mittleren Bereich der Schleusenkammern und im Bereich des 
Kraftwerks wurde invers bestimmt. In den anderen Bereichen, wo die die Sanierungsarbeiten bereits be-
endet waren, wurden die Durchlässigkeitseigenschaften entsprechend Zustand 4 angesetzt. 
 
Zustand 1 
Im Zustand 1 wird die Wehr- und Schleusenanlage unmittelbar nach Erstellung der Anlage vor Beginn der 
Sanierungsmaßnahmen betrachtet. Hierfür werden unterhalb der gesamten Bauwerke die in Zustand 2 
bestimmten „unverpressten“ Durchlässigkeiten angesetzt. Diese Variante stellt eine Art „Anfangszustand“ 
dar, die als Referenz bei der Bewertung der Auswirkungen der Sanierungsmaßnahmen auf das Grund-
wasser heran gezogen wurde. Da die zugehörigen Messwerte aus den 1960er Jahren noch nicht hinrei-
chend ausgewertet sind, konnten diese Berechnungsergebnisse noch nicht validiert werden. 
 
5 Ergebnisse der geohydraulischen Untersuchungen 
Ziel der Grundwasseruntersuchungen war es, die geohydraulischen Verhältnisse im Bereich der Staustu-
fe zu erfassen, um den Einfluss der durchgeführten Bau- und Sanierungsmaßnahmen an der Wehr- und 
Schleusenanlage auf die Grundwasserströmungsverhältnisse zu bewerten. Die in den Grundwasserleiter 
einbindenden Bauwerke und die anschließend durchgeführten Sanierungsmaßnahmen behindern die 
vormals ungestörte Grundwasserströmung und erzeugen einen Aufstau im Anströmbereich sowie einen 
Absunk auf der Abstromseite. Diese Behinderung der Strömung bewirkt eine Erhöhung der lokalen Po-
tentialgradienten und führt gleichzeitig zu einer großräumigen Umströmung des Strömungswiderstandes. 
Diese Effekte konnten auf Grundlage des Grundwassermodells basierend auf zahlreichen Grundwasser-
messungen detailliert nachvollzogen werden. 
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5.1 Einfluss der Sanierungsmaßnahmen auf die Grundwasserströmung 
Zunächst wurden für den Zustand 4 die Durchlässigkeiten des Grundwasserleiters, die den Austausch 
zwischen Grundwasserleiter und Fluss bestimmenden Leakageparameter sowie die Durchlässigkeiten 
der verpressten Bereiche bestimmt. Im Zustand 2 wurden die Verhältnisse untersucht, bei denen Schleu-
senhäupter und Wehranlage noch nicht verpresst waren, was Informationen über die Durchlässigkeiten 
nicht verpresster Bodenbereiche erbrachte. Anhand der in Tabelle 1 aufgelisteten Durchlässigkeitspara-
meter lassen sich die Auswirkungen der Bau- und Sanierungsmaßnahmen geohydraulisch interpretieren. 
 
Tabelle 1: Invers bestimmte Durchlässigkeitsparameter (auf die Aquiferdurchlässigkeit normiert) für die 
betrachteten Zustände  
 Zustand 1 Zustand 2 Zustand 3 Zustand 4 
Kraftwerk     
k-Wert Untergrund [m/s] 18.9% 18.9% 0.2% 0.2% 
k-Wert Dichtschleier [m/s] --- --- 2.1% 2.1% 
Wehr     
k-Wert Untergrund [m/s] 18.9% 0.2% 0.2% 0.2% 
k-Wert Dichtschleier [m/s] --- 2.1% 2.1% 2.1% 
Schleusenhäupter     
k-Wert Untergrund [m/s] 18.9% 0.2% 0.2% 0.2% 
Schleusenkammer     
k-Wert Untergrund [m/s] 18.9% 18.9% 0.2% 0.2% 
k-Wert Dichtschleier [m/s] --- --- 2.1% 2.1% 
Modellgebiet     
k-Wert Untergrund [m/s] 100% 100% 100% 100% 
k-Wert Dichtschleier [m/s] --- --- --- 2.1% 
 
Die in Tabelle 1 aufgelisteten Durchlässigkeitsparameter wurden bezogen auf die Durchlässigkeit des 
Aquifers (210-4 m/s) normiert. Es zeigte sich, dass durch den Bau der Wehranlage die Durchlässigkeit 
des Aquifers im Wehrbereich auf ca. 20 % der unbeeinflussten Durchlässigkeit reduziert wurde. Die Un-
tergrundverpressung unterhalb des Wehres führte zu einer weiteren Verringerung der Durchlässigkeit auf 
ca. 0,2 % der unbeeinflussten Aquiferdurchlässigkeit. Für den Dichtungsschleier wurde eine deutliche, 
jedoch nicht ganz so ausgeprägte Abnahme der lokalen Durchlässigkeit festgestellt. Wie aufgrund der 
räumlichen Anordnung zu erwarten war, ließ sich die Durchlässigkeit des Dichtungsschleiers nicht ein-
deutig bestimmen, was auch an der Korrelationsmatrix der identifizierten Parameter abzulesen war. 
 
5.1 Großräumige Grundwasserströmung 
Die verringerten Durchlässigkeiten haben einen deutlichen Einfluss auf die Grundwasserströmung. Für 
den Zustand 4 (Ist-Zustand) ergibt sich die in Bild 7 dargestellte Verteilung der Grundwasserstände. Das 
Grundwasser strömt entlang des Neckartals der Wehranlage zu. Dort bildet sich im Oberwasserbereich 
ein Aufstau und im Unterwasserbereich ein Absunk, der zu einer großräumigen Umströmung links und 
rechts der Wehranlage führt. Ähnliche Strömungssituationen ergeben sich für die anderen untersuchten 
Zustände. Ebenfalls in Bild 7 dargestellt ist der Vergleich der gemessenen mit den berechneten Grund-
wasserständen, die sich um die Winkelhalbierenden verteilen. 
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Bild 7: Grundwassergleichen [NN +m] und Vergleich der gemessenen mit den berechneten Grund-
wasserständen für den Zustand 4 (Ist-Zustand) 
 
5.2 Grundwasserströmung im Nahfeld der Wehranlage 
In der linken Abbildung von Bild 8 sind neben den Grundwassergleichen für den Zustand 2 die Grund-
wasserstandsunterschiede zwischen dem Zustand 2 und dem Bezugszustand (Zustand 1) dargestellt. 
Vergleicht man Aufstau- und Absunk mit der rechten Abbildung von Bild 8, in dem die Grundwasserglei-
chen für den Ist-Zustand (Zustand 4) und die Differenzen zum Bezugszustand (Zustand 1) dargestellt 
sind, kann man feststellen, dass sich nicht nur die Lage der Grundwassergleichen, sondern auch der 
Betrag der Potentialdifferenz sowie die räumliche Ausbreitung von Aufstau- und Absunk deutlich unter-
scheiden. Diese Unterschiede sind auf die im Vergleich zu Zustand 4 noch lückenhafte Sanierung im 
Zustand 2 zurückzuführen. Vor der vollständigen Sanierung erfolgt eine deutliche Unterströmung der 
Schleusenkammern sowie des Kraftwerks. Entsprechend geringer ist im Zustand 2 die Behinderung der 
Grundwasserströmung und somit die Potentialdifferenz. Die geohydraulischen Auswirkungen der Bau- 
und Sanierungsmaßnahmen lassen sich für die untersuchten 4 Zustände an zwei Schnitten in Strö-
mungsrichtung (Bild 9) und senkrecht dazu (Bild 10) anschaulich darstellen. 
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Bild 8: Grundwassergleichen [NN +m] und Wasserstandsunterschiede [m] zum Bezugszustand 1 
für den Zustand 2 (links) und dem Zustand 4 (rechts) 
 
Schnitt durch die Wehranlage 
Jede Verringerung der Durchlässigkeit infolge Bodenverpressung führt zu einer Erhöhung des Grund-
wasserpotentials im Anströmbereich. Man sieht, dass die Verlängerung des Injektionsschleiers im Ufer-
bereich (Zustand 4) in diesem Längsschnitt durch das Wehr gegenüber dem Zustand 3 nahezu wirkungs-
los ist. Auf der Abstromseite gibt es Unterschiede zwischen Längs- und Querschnitten. Im Schnitt durch 
das Wehr (Bild 9) erfolgt, komplementär zum Aufstau, ein Absunk, der weniger ausgeprägt ist als der 
Aufstau und zudem für die unterschiedlichen Zustände nahezu identisch ist. Dieser Absunk wird offen-
sichtlich von der großräumigen Zuströmung „aufgefüllt“, so dass die lokalen Verpressmaßnahmen wenig 
Einfluss auf den Betrag dieses Absunks haben. 
 
Schnitt durch die Schleusenanlage 
Im Querschnitt durch die Schleusenanlage (Bild 10) kann man erkennen, dass die Sanierungsmaßnah-
men im Wesentlichen zu einem Aufstau führten, während auf der Landseite der Absunk kaum ausgeprägt 
ist. Auch hier kann die großräumige Grundwasserströmung den Absunk nahezu ausgleichen. In diesem 
Schnitt ist die Abschirmwirkung des landseitigen Injektionsschleiers deutlicher zu erkennen. Dieser ver-
engt den landseitigen Grundwasserströmungsquerschnitt, wodurch die seitliche Umströmung der Schleu-
se behindert wird und der Absunk von Zustand 3 zu Zustand 4 etwas abnimmt. Im Querschnitt nimmt der 
Wasserstand im Zustand 3 und 4 mit der Entfernung von der Schleuse in Richtung Flussmitte scheinbar 
ab, was damit zusammen hängt, dass die Hauptgeschwindigkeitskomponente des Grundwassers nicht 
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6 Schlussfolgerungen und Ausblick 
Durch die Auswertung der Baugrundaufschlüsse aus verschiedenen Baugrundaufschlussprogrammen 
zwischen 1950 und 2011 wird das Fortschreiten des Lösungsprozesses des Oberen Tonanhydrits sicht-
bar. Auflösungsprozesse des Unteren Tonanhydrits wurden nicht festgestellt. Dies wird wie bereits er-
wähnt auf den geringen Gipsgehalt dieser Schicht und auf die schützende Wirkung des darüberliegenden 
Zwischendolomits zurückgeführt. Der Schicht des Zwischendolomits wird deshalb beim (zukünftigen) 
Baugrundaufschlussprogramm für die Schleusenverlängerung hinsichtlich ihrer Existenz, der Mächtigkeit 
und der mineralogischen Zusammensetzung besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. 
 
Durch den Bau der Wehranlage und die im Verlauf der Zeit nachfolgenden Sanierungsmaßnahmen er-
folgte eine zunehmende Abschirmung der Grundwasserströmung im Bereich des Wehres und der 
Schleusen, so dass es zu einem Aufstau auf der Anstromseite und einem Absunk auf der Abstromseite 
kommt. Hierdurch wird ein Anteil der Grundwasserströmung großräumig umgelenkt. Mit dem Grundwas-
sermodell konnte man - trotz wesentlicher Vereinfachungen - diese Änderungen der Grundwasserver-
hältnisse für verschiedene Zustände der Sanierungsmaßnahmen sehr gut abbilden. Hierfür maßgebend 
waren die Sensitivität der Grundwasserstände auf die Sanierungsmaßnahmen, die Anzahl an Grundwas-
sermessstellen und vor allem die Qualität der Messungen. Bei einem überschaubaren Modell, guter Sen-
sitivität gegenüber Systemänderungen und sorgfältig aufgezeichneten Grundwasserdaten stellt eine in-
verse Parameterbestimmung die Methode der Wahl dar. In diesem Kontext lässt sich eine Vielzahl ver-
schiedener Parameterkombinationen sehr effizient auswerten und die wahrscheinlichste auf Grundlage 
objektiver Kriterien auswählen. Mit dem Modell können nun geohydraulische Auswirkungen zukünftiger 
Baumaßnahmen, wie die Verlängerung der landseitigen Schleuse, untersucht werden. 
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1 Einleitung  
Das Amt für Neckarausbau Heidelberg (ANH) wurde beauftragt den Neckar bis Plochingen für das 135 m 
lange Großmotorgüterschiff auszubauen. Im Rahmen dieses Ausbaus sollte die Anpassung von 27 Dop-
pelkammerschleusen erfolgen. Hierbei ist in der Regel eine Kammer an die erforderliche Nutzlänge an-
zupassen und die Standsicherheit der zweiten Kammer nach den gültigen Normen zu überprüfen. Falls 
erforderlich sind die Kammern so zu ertüchtigen, dass die weitere mögliche Nutzungszeit der eines Neu-
baus entspricht. Auf Grund der großen Anzahl der Schleusen wurde die Bundesanstalt für Wasserbau 
schon im Vorfeld der Maßnahme von der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Südwest im Oktober 2007 mit 
der Erarbeitung einer Machbarkeitsstudie zur Standardisierung der Neckarschleusenverlängerung beauf-
tragt. Die Studie ist in 10 Module unterteilt, die sich mit den einzelnen Bauwerksteilen oder durchzufüh-
renden Arbeiten beschäftigen. Die Schleusen wurden in Gruppen zusammengefasst und für jede Gruppe 
wurden mögliche Vorgehensweisen erarbeitet. Die Gruppierung richtete sich hierbei nach der Art der 
auszuführenden Arbeiten und/oder der Konstruktion des Bestandsbauwerks. Der Baugrund wurde bei der 
Erarbeitung der Standardisierung bewusst nicht näher betrachtet. Es wurde nach Lösungen gesucht, die 
bei möglichst vielen Schleusenstandorten durchführbar sind. Einige der Schleusen befinden sich jedoch 
in einem Neckarabschnitt mit sehr schwierigen Baugrundverhältnissen. Am Beispiel der Schleuse Besig-
heim und der in Modul 3 (Kammerinstandsetzung) [1] erarbeiteten Vorschläge zur Erhöhung der Standsi-
cherheit der vorhandenen Schleusen wird hier gezeigt, dass der Erarbeitung einer standardisierten Vor-
gehensweise, die in allen Baugrundverhältnissen durchführbar und/oder wirtschaftlich ist, durch die Geo-
logie in Einzelfällen Grenzen gesetzt werden.  
 
2 Bauwerk 
Die 1955 in Betrieb genommene Schleuse Besigheim bei Neckar-km 136,32 wurde am unteren Ende 
eines ca. 1 km langen, parallel zum Neckar verlaufenden, im Oberwasser gedichteten Schleusenkanals 
 
 
Bild 1: Lage der Schleuse und der Wehranlage Besigheim 
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errichtet. Die Wehranlage liegt ca. 700 m stromauf der Schleuse (Bild 1). Die Schleuse hat eine Hubhöhe 
von 6,3 m. Die Schleusenkammern haben eine Nutzbreite von 11,88 m und eine Nutzlänge von 
106,00 m. Die vorhandene Schleuse wurde als Stahlbetonbauwerk hergestellt. Die Gründung der 
Schleuse wurde bereichsweise als Flachgründung, teilweise auch als Pfahlgründung (aus Stahlprofilen 
zusammengesetzte Rammpfähle) ausgeführt. Die Rammpfähle wurden soweit möglich eingerammt und 
erreichten Tiefen zwischen ca. 2 m und 14 m (siehe Bild 2). Die Schleuse ist ab der Mitte der Längsachse 
in Richtung Oberhaupt umspundet, die Spundwandunterkante schwankt ebenfalls stark. 
 
 
Bild 2:  Gründung der Schleuse Besigheim 
 
4  Baugrund 
4.1  Geologischer Überblick 
Die Schleuse Besigheim liegt im Neckarbecken, welches durch die Gesteine des Oberen Muschelkalks 
geprägt ist. Im Bereich der Schleuse Besigheim sind diese jedoch durch Neckar und Enz stark erodiert, 
sodass der Obere Muschelkalk teilweise vollständig ausgeräumt ist oder nur noch die unteren Teile des 
Oberen Muschelkalks (mo1) vorhanden sind. Es ist davon auszugehen, dass teilweise auch der obere 
Bereich des Mittleren Muschelkalks (mm) mit der Diemel-Formation und der darunter liegenden Heil-
bronn-Formation freigelegt wurde. Im Neckartal selbst sind die Gesteine des Muschelkalks in der Regel 
von Flusskiesen und nacheiszeitlichen Auekiesen überdeckt. Der Obere Muschelkalk wird von Kalkstein, 
Tonmergelstein und Mergelstein geprägt. Der Mittlere Muschelkalk besteht aus teilweise bituminösen, 
teilweise auch kavernöser Dolomitsteinen der Oberen Dolomite (Diemel-Formation) über löchrigem bis 
kavernösem Dolomitstein des Lauffen-Horizonts (Diemel-Formation) gefolgt von den Oberen Sulfat-
schichten (Heilbronn-Formation) bestehend aus Anhydrit bzw. Gips mit Einschaltungen aus Ton- und 
Dolomitstein. Die darunter liegenden Formationen des Mittleren Muschelkalks sind hier nicht von Belang 
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und werden nicht betrachtet. Im Neckartal ist damit zu rechen, dass der Anhydrit weitgehend in Gips um-
gewandelt wurde. Das gesamte Gebiet des Neckars um Heilbronn ist tektonisch beansprucht und von 
Störungen durchzogen. Im Bereich der Schleuse Besigheim muss ebenfalls mit Störungen gerechnet 
werden. Hierdurch ist der Obere Muschelkalk bereichsweise zu Bruchstücken in sehr inhomogener Matrix 
zerlegt. Der Mittlere Muschelkalk ist zusätzlich stark durch noch nicht abgeschlossene Auslaugungsvor-
gänge geprägt, wodurch die Gesteine teilweise aufgelöst werden. Bereichsweise wurden nur noch die 
Auslaugungsrückstände (Ton und Schluff) mit geringer Konsistenz erbohrt. Durch die Auslaugungsvor-
gänge kann es auch zu Gesteinsbewegungen in Form von Nachsacken oder Abrutschen von darüberlie-
genden Formationen kommen.  
 
4.2 Baugrundaufschlussprogramm und erste Ergebnisse der Baugrundaufschlüsse 
Schon für den Bau der Schleuse wurden 62 Bohrungen abgeteuft. Trotz dieser großen Anzahl an Boh-
rungen war es nicht möglich, den Verlauf von Verwerfungen und Schichtstörungen genau zu lokalisieren 
(Bild 3). Die erstellten Schnitte zeigen stark wechselnden Untergrund. Es wurden daher von Oktober 
2010 bis März 2011 für die geplanten Maßnahmen 38 weitere Bohrungen abgeteuft (Bild 4), von denen 





Bild 3:  Ergebnisse der Baugrunderkundung für den Schleusenbau 
 
Die neu durchgeführten Aufschlüsse bestätigen die sehr komplexe Baugrundsituation. Es wurden auf 
engem Raum sehr starke Schwankungen der Lage und der Mächtigkeit der einzelnen geologischen For-
mationen festgestellt (Bild 5), teilweise stehen die Schichten auch in umgekehrter Reihenfolge an (Bild 6). 
Die erkundete Dicke der Schichten weicht in einigen Fällen deutlich von den aus der Literatur zu erwar-
tenden Dicken ab. Zusätzlich ist der in den Bohrungen angetroffene Baugrund teilweise sehr stark ge-
stört, ausgelaugt oder brekziiert, wodurch der Baugrund innerhalb einer geologischen Formation zwi-
schen weichem bis breiigem Lockermaterial und Fels variieren kann. Vereinzelt wurden auch kleinere 
Hohlräume erkundet. 
 





Aktuelle geotechnische Fragestellungen bei Baumaßnahmen an Bundeswasserstraßen 





- 30 - 
 
 










Aktuelle geotechnische Fragestellungen bei Baumaßnahmen an Bundeswasserstraßen 





Bild 6: Bohrprofile zweier benachbarter Bohrungen. BKF 6 zeigt eine Umkehr der Schichtung im 
Mittleren Muschelkalk  
 
5 Vorgesehene Maßnahmen der Standardisierung zur Standsicherheitserhöhung der Kam-
mern  
Im von der Abteilung Bautechnik der BAW erstellten Modul 3 der Machbarkeitsstudie für die Standardisie-
rung der Verlängerung der Neckarschleusen [1] wurde untersucht, welcher prinzipielle Instandsetzungs- 
und Verstärkungsbedarf besteht und inwieweit erforderliche statische Nachweise und Instandsetzungs-
maßnahmen (Betoninstandsetzung und Verstärkungsmaßnahmen zur Sicherstellung der Standsicherheit) 
standardisiert werden können. Ziel der im Modul 3 [1] erarbeiteten Maßnahmen ist es, die Standsicherheit 
der Schleusen an den heutigen Stand der Normung anzupassen. Rechnerische Standsicherheitsdefizite 
müssen daher durch geeignete Verstärkungsmaßnahmen behoben werden. Die in Modul 3 [1] angespro-
chenen Betoninstandsetzungsmaßnahmen sind unabhängig vom Baugrund und werden nicht weiter be-
trachtet. 
 
Grundlage für die in Modul 3 [1] erarbeiteten Sanierungsvarianten waren Berechnungen für repräsentati-
ve Querschnitte durch die Schleusenkammer (landseitige bzw. wasserseitige Kammerwand mit Kammer-
sohle) und das jeweils verbleibende Schleusenhaupt mit grundlegenden Lasten. Die besonderen Rand-
bedingungen der Bauwerke wie Kranlasten etc. wurden hierbei nicht berücksichtigt. Die Ergebnisse der 
Standsicherheitsuntersuchungen können daher nicht unbesehen auf die Bauwerke übertragen werden, 
es sollten aber nach Möglichkeit Empfehlungen erarbeiteten werden, die bei möglichst vielen der Schleu-
sen umsetzbar sind. Bei der Ausarbeitung der Varianten ging man davon aus, dass die Schleusen auf 
Fels gegründet und Grundwasserstände bis maximal 2 m unter Geländeoberkante vorhanden sind. 
 
Für die dem Modul 3 [1] zugrunde liegenden Standsicherheitsuntersuchungen wurden die Tragwerke der 
Schleusenkammern in zwei Tragwerksgruppen eingeteilt. Die Kammerwände in Besigheim wurden auf 
der Basis der zur Verfügung stehenden Bestandsunterlagen der Tragwerksgruppe A zugeteilt. Die Kam-
merwände der Tragwerksgruppe A wurden in Stahlbetonbauweise erstellt und sind relativ schlank ausge-
bildet. Um den Materialverbrauch so gering wie möglich zu halten, wurden sie durch Ausbildung einer 
Voute zusätzlich verschlankt (Gruppe A), siehe Bild 7. Diese sehr schlanke Ausbildung ist auch auf die 
geringen Anforderungen der damaligen Bemessungsansätze zurückzuführen. 
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Bild 7:  Querschnitt durch die Schleusenkammern 
 
Aus den Berechnungen des Moduls 3 [1] ergaben sich bei dieser Tragwerksgruppe unter den angesetz-
ten Randbedingungen keine Hinweise auf äußere Standsicherheitsprobleme (Gleiten, Kippen, Grund-
bruch). Der Nachweis der Standsicherheit der Sohlen unter Auftrieb war in den Nachweisen ebenfalls 
gegeben, vorausgesetzt wurde hierbei jedoch, dass der Wasserdruck unter der Sohle durch Entlastungs-
öffnungen ausreichend reduziert wird. Bei der Untersuchung der inneren Standsicherheit wurden jedoch 
deutliche Sicherheitsdefizite an den Stellen A bis D festgestellt (Bild 8). Diese ergeben sich beim Quer-
schnitt A aus dem bei damals nicht berücksichtigtem Risswasserdruck und bauzeitlich wesentlich größe-
ren zulässigen Schubspannungen. Problematisch bei den Bauwerken mit Betonstahl BSt III können auch 
die damals nicht geführten Ermüdungsnachweise sein. Die Anforderungen an den zukünftig nutzbaren 
Querschnitt machen das Entfernen der Vouten erforderlich. Hieraus ergibt sich eine deutliche Reduzie-
rung der Standsicherheit, welche zum Versagen des Bauwerks führen kann. 
 
Bild 8: Bereiche mit zu erwa
Als Verstärkung wurden verschiede
gen für die Tragwerksgruppe A 
Weitere ausschließlich auf geotec
rung, Injektionen, HDI, Leichterung mit 
keit dieser Maßnahmen hinsichtlic
hinsichtlich Ausführung und Daue
rtenden Sicherheitsdefiziten (Tragwerksgruppe A). (Quelle [1]: Bild 20) 
ne Maßnahmen untersucht. Diejenigen, die nach den Untersuchun-
grundsätzlich als geeignet bewertet wurden, sind in Tabelle 1 dargestellt. 
hnischen Effekten beruhende Sicherungsmaßnahmen (Bodenverbesse-
Blähton etc.) wurden nicht näher untersucht, da die Zuverlässig-
h der statischen Wirksamkeit grundsätzlich geringer und das Risiko 
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stellten Möglichkeiten zur Tragwerksverstärkung wurden Verpressanker und die annähernd horizontal 
angeordneten Zugpfähle (Mikropfähle) empfohlen. 
 
Tabelle 1: Verstärkungsmöglichkeiten an hinterfüllten Kammerwänden der Tragwerksgruppe A (Quel-
le [1]: Tabelle 16, (Auszug aus dieser Tabelle)) 
 
Tragwerksverstärkung Beschreibung Bewertung (Nachteile) 
Ergänzung der fehlenden 
Bewehrung durch Einbau von 
Bewehrungsstäben an den 
erforderlichen Stellen 
- aus geometrischen Gründen 
nur für aufgehenden Wand-
bereich möglich 
- keine Verbesserung der äu-
ßeren Standsicherheit 




tig wirkender Normalkräfte im 
aufgehenden Wandbereich 
durch Einbau vorgespannter 
annähernd vertikaler Litzen- 
oder Einstabanker 
- nur geringe Abminderung der 
Querkraftdefizite im Wandbe-
reich 
- ungünstige Auswirkungen 
und Zusatzbeanspruchung im 
Gebrauchszustand an Sohl-
fläche 
- besondere Anforderungen 






kräfte im aufgehenden Wand-
bereich durch Einbau vorge-
spannter, annähernd horizon-
taler Litzen- oder Einstaban-
ker (ggf. mehrlagig und ge-
staffelt) 
- besonders ungünstige Aus-
wirkungen und Zusatzbean-
spruchung im Gebrauchszu-
stand an Wandvorderseite 
und an Sohlfläche 
- bei großen Festlegekräften 
wenig geeignet  
Verbesserung der äußeren 
Standsicherheit durch Einbau 
leicht geneigter Zugpfähle 
- Gewährleistung ausreichen-
der Sicherheit im Bruchzu-
stand möglich, jedoch man-
gelnde Gebrauchstauglichkeit 
(große Verformungen und 
Rissbildung zur Mobilisierung 
der Zugkräfte erforderlich) 
- zyklische Belastung wirkt auf 
Pfähle ungünstig 
 
Verbesserung der äußeren 
Standsicherheit durch 
Anbindung der Kammerwand 
an eine einzubauende 
Ankerwand 
- aufwändige, sehr rauminten-
sive Baumaßnahmen erfor-
derlich; ansonsten wie Zug-
pfähle 
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Einschränkend wurde jedoch schon in Modul 3 [1] unabhängig vom Baugrund erläutert „dass es keine 
eindeutige Vorzugsvariante zur Sicherung gibt. Die Tragwerksverstärkungen müssen am Einzelbauwerk 
objektbezogen konzipiert und entsprechend den konkret vorliegenden Randbedingungen statisch-
konstruktiv ausgearbeitet werden. Im Zuge der Entwurfsplanung hat sich gezeigt, dass die Schleuse Be-
sigheim nicht der Tragwerksgruppe A zugeordnet werden kann. Beispielhaft wird hier jedoch trotzdem die 
Durchführbarkeit der für die Tragwerksgruppe A  erarbeiteten Sanierungsvorschläge aus geotechnischer 
Sicht beleuchtet. Im Einzelfall ist nicht auszuschließen, dass unter den speziellen Randbedingungen geo-
technische Verstärkungen zielführend sein können. Verallgemeinerungen bzw. Standardisierungen sind 
nur in ganz geringem Umfang möglich.“ 
 
6 Betrachtung der vorgeschlagenen Sicherungsmaßnahmen unter Berücksichtigung des 
Baugrundes 
Bei dem anstehenden Baugrund wäre bei einem Neubau eine flächige Verteilung der Lasten auf einer 
ausreichend dicken und bewehrten Bodenplatten zu bevorzugen. Zusätzlich wäre es sinnvoll, wie z. B. 
beim Bau der Schleuse Bolzum [3], die Schleuse als U-Rahmen (und damit sehr steif) auszubilden. 
Durch diese Vorgehensweise könnten Schwachstellen im Baugrund überbrückt werden. Diese Lösung ist 
jedoch im Rahmen einer Ertüchtigung nicht realisierbar.  
 
Folgt man den Ausarbeitungen des Moduls 3 [1], müssen die fehlenden Widerstände im Schleusenquer-
schnitt durch zusätzliche geotechnische Verstärkungsmaßnahmen abgefangen werden. Als Besonderheit 
ist bei einer solchen Vorgehensweise zu beachten, dass bei der hier angestrebten Verstärkung eines 
konstruktiven Bauwerks durch ein Gründungselement gewährleistet werden muss, dass die Widerstände 
von Bewehrung und Gründung nahezu gleichzeitig, also bei ähnlicher Verformung, aktiviert werden. Ist 
eines der Elemente deutlich weicher als das andere, wird das steifere Element überlastet bevor das wei-
chere Element einen Teil der Last übernehmen kann. 
 
Bei den schon durchgeführten Ertüchtigungen der Schleusen Hirschhorn und Guttenbach wurde die Vari-
ante mit hoch vorgespannten vertikalen Verpressanker ausgeführt. Es waren Ankerkräfte von ca. 
400 kN/m erforderlich, um die Anforderungen der heutigen Normen und die durch das Entfernen der Vou-
ten entstandenen Defizite zu erfüllen. Bei den sanierten Schleusen kamen Anker mit sehr hohen Anker-
kräften (ca. 2000 kN Festlegelast) zum Einsatz. Solche Ankertragfähigkeiten können nur bei sehr tragfä-
higem Baugrund realisiert werden. Da der in Besigheim anstehende Baugrund deutlich weniger tragfähig 
ist, muss damit gerechnet werden, dass eine deutlich größere Anzahl von Ankern als bei den schon sa-
nierten Schleusen erforderlich werden würde. Durch die hoch vorgespannten Vertikalanker werden sehr 
hohe Vertikalkräfte in den Baugrund eingeleitet. Da unter der Schleuse Besigheim bereichsweise Lo-
ckermaterial ansteht, ist davon auszugehen, dass diese Vorgehensweise zu ungleichmäßigen Setzungen 
und zu zusätzlichen Beanspruchen des Bauwerks führen würde. Die bei den bisherigen Sanierungen 
durchgeführte Verstärkung ist daher für die Schleuse Besigheim als ungünstig einzustufen. 
 
Bei allen im Rahmen der Standardisierung untersuchten Maßnahmen, wie Verpressanker oder Kleinver-
presspfähle, werden die Kräfte immer lokal in den Baugrund eingeleitet, wodurch es in weniger tragfähi-
gen Bereichen des Baugrundes schnell zu einem Ausfall einzelner Elemente kommen kann. Bei dem an 
der Schleuse Besigheim anstehenden sehr inhomogenen Baugrund, mit Verwerfungen und den damit 
verbundenen deutlichen Schwankungen der Lage und der Dicke der einzelnen Schichten und bis in gro-
ße Tiefen immer wieder eingeschalteten Abschnitten mit geringer Festigkeit, ist jedoch gerade eine punk-
tuelle Einleitung von Kräften in den Boden als ungünstig einzustufen. Erschwerend kommt hinzu, dass 
einzelne Gründungselemente innerhalb der geplanten Nutzungsdauer der Bauwerke durch Auslaugungs-
vorgänge ihre Tragfähigkeit verlieren können. 
 
Auch die im Rahmen der Standardisierung nicht näher betrachteten geotechnischen Verstärkungen, wie 
Unterfangungen durch Pfähle, Injektionen oder HDI-Säulen, sind auf den ersten Blick nicht erfolgverspre-
chend. Bei der Ausführung von Pfählen wird die Last ebenfalls lokal in den Baugrund eingeleitet. Zusätz-
lich ist die Ausführung der kraftschlüssigen Anbindung der Pfähle an das vorhandene Bauwerk schwierig. 
Injektionen scheiden aus, da die bereichsweise anstehenden feinkörnigen Auslaugungsrückstände nicht 
injektionsfähig sind. Bei der Herstellung von HDI-Säulen müssen die Herstellungsparameter an den Bau-
grund angepasst werden. Bei dem in Besigheim über die Tiefe anstehenden, sehr inhomogenen Bau-
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grund ist die ordnungsgemäße Herstellung von HDI-Säulen infrage zu stellen. Die in den gestörten Zonen 
des Muschelkalks eingelagerten Felsstücke und die Gründungspfähle des Bestandsbauwerks können zu 
Düsschatten führen, was die Herstellung von HDI-Säulen zusätzlich erschweren würde. 
 
Muss aufgrund der vorhandenen Randbedingungen des Bauwerks eine Lösung mit punktueller Lastein-
tragung in den Baugrund weiter verfolgt werden, ist in jedem Fall mit einem sehr hohen Aufwand für die 
Überprüfung der tatsächlich an jeder Stelle vorhandenen Baugrundverhältnisse und die Qualitätssiche-
rung der hergestellten Gründungselemente zu rechnen. Um den unbemerkten Ausfall von Gründungs-
elementen über die Zeit durch Auslaugungsvorgänge zu vermeiden, sollte die Tragfähigkeit der Grün-
dungselemente überprüfbar sein. Alternativ könnte auch untersucht werden, ob der Tragfähigkeitsverlust 
eines noch festzulegenden Anteils an Gründungselementen durch eine entsprechende Erhöhung der 
auszuführenden Anzahl von Ankern oder Pfählen abgefangen werden könnte. Diese Lösung ist aber in 
der Mittelmole aufgrund des geringen zur Verfügung stehenden Platzes wahrscheinlich nicht durchführ-
bar. Zusätzlich ist aufgrund des kavernösen Lauffen-Horizontes, welcher von großer Durchlässigkeit ge-
prägt ist (Bild 9), mit deutlichen Mehraufwendungen bei der Herstellung von verpressten Tragelementen 
zu rechen. 
 
Bild 9:  Kavernöser Dolomitstein aus dem Lauffen-Horizont 
 
Abweichend von den den Untersuchungen der Standardisierung zugrunde liegenden Annahmen, ist die 
Sohle der Schleuse Besigheim nicht mit Entlastungsöffnungen versehen. Der unter der Schleusensohle 
anstehende Baugrund ist teilweise nicht erosionsstabil und sehr feinkörnig. Der filterfeste Aufbau und die 
 Böden sehr 
sätzlich ist die 
 sehr engen 




durchführbaren Vorgehensweise ist nicht möglich oder wäre zumindest in hohem Grade unwirtschaftlich. 
Welche Vorgehensweise in Besigheim technisch Erfolg verspricht und wirtschaftlich realisiert werden 
kann, ist im Moment noch nicht absehbar. 
 
Literatur 
[1]  Bundesanstalt für Wasserbau Abteilung Bautechnik: Machbarkeitsstudie: Standardisierung für die 
  Verlängerung der Neckarschleusen (Fachkonzept); Modul 3 - Kammerinstandsetzung A 395 100 
  10072 – 3; (2009) (unveröffentlicht) 
[2] Geologische Karte von Baden-Württemberg, Heilbronn und Umgebung mit Erläuterungen, Maßstab 
  1:50 000, 1. Auflage 2000 
[3] Herten, M., Saathoff, J.: Planung und Bau der neuen Schleuse Bolzum am Stichkanal Hildesheim 
unter exponierten geologischen Randbedingungen; 31 Baugrundtagung 3.- 6. November 2010 in 
München 
 
gleichzeitig ausreichend durchlässige Ausbildung von Entlastungsöffnung sind bei diesen
schwierig und nur bei der Verwendung von Geotextilien anstelle von Kornfiltern möglich. Zu
Entlastungswirkung in feinkörnigen Böden gering. Entlastungsöffnungen müssten deshalb in
Abständen ausgeführt werden. Auch für den Nachweis der Auftriebssicherung der Sohle sind
umfassende Betrachtungen erforderlich. 
 
Der Baugrund an der Schleuse Besigheim bestätigt eindrücklich die schon im Modul 3 [1] ge
sage, dass die Tragwerksverstärkungen objektbezogen und in diesem Fall auch baugrundbe
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Grundinstandsetzung der Schleusenanlage Eddersheim am Main 
 




Das Wasserstraßen-Neubauamt Aschaffenburg (WNA) führt an der Mainstaustufe Eddersheim eine 
Grundinstandsetzung sowohl der Schleuse mit der Nord- und der Südkammer, wie auch des Unteren 
Vorhafens durch. Mit der umfangreichen Modernisierung wird die 75 Jahre alte Anlage für den sicheren 
und wirtschaftlichen Betrieb in den nächsten Jahrzehnten ertüchtigt. Dabei ist nach der Durchführung der 
Instandsetzungsmaßnahmen vorgesehen, dass die Schleuse von der Leitzentrale in Kostheim fernge-
steuert wird. Durch die Schleuse Eddersheim werden jährlich rd. 17 Mio. to Güter transportiert. 
 
Die Investition der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes belaufen sich insgesamt auf rd. 32 
Mio. €. Die Bauzeit wird insgesamt mindestens 40 Monate betragen. 
 
2 Vorarbeiten 
Bevor die eigentlichen Bauarbeiten für das sehr umfangreiche Projekt in Eddersheim beginnen konnten, 
waren zahlreiche Voruntersuchungen erforderlich. 
 
Hierzu gehörten Untersuchungen: 
 
– zum Verkehrsfluss (Fahrsimulation der Binnenschiffe),  
– des Bodens auf seine geo- und abfalltechnischen Eigenschaften,  
– der Auswirkungen von Erschütterungen aus den vorgesehenen Rammarbeiten auf benachbarte 
Bauwerke,  
– des Materials des Bestandes,  
– zum Eingriff- und Ausgleich in der Natur  
– der Standsicherheit  
– auf Kampfmittel  
– und weitere mehr.  
 
Insbesondere Untersuchungen der Einflüsse auf die Grundwassersanierungsmaßnahme im benachbar-
ten Mönchhofgelände während der Trockenlegungsphase der Schleusenkammern führten unter Mitwir-
kung der Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) dazu, dass im Zuge der Bauarbeiten nicht mehr jeweils die 
ganze Kammer, sondern nur die Torwenderäume trockengelegt werden. Das WNA beschaffte hierfür 
zusätzliche Notverschlüsse. 
 
Aufgrund von Luftbildauswertungen nach Kriegshandlungen konnte der Verdacht, dass im Bereich der 
vorgesehenen Baufelder Kampfmittel vorhanden sein könnten nicht völlig beseitigt werden. Das Baufeld 
der Schleuse und des Vorhafens wurde auf das Vorhandensein von Kampfmitteln an Land und im Was-
ser untersucht und alle Verdachtsobjekte geborgen. Es wurde jedoch keine Munition gefunden. 
 
Auf dem Mönchhofgelände verläuft parallel zur WSV-Grenze eine Kerosinpipeline für den Transport von 
Flugturbinenkraftstoff zum Flughafen Frankfurt. Die künftige Spundwand am Vorhafen reicht bis auf we-
nige Meter an die Pipeline heran; die Bohrverpressanker unterqueren die Leitung. Daher wurde in Ab-
stimmung mit dem Leitungsbetreiber ein Beweissicherungsverfahren durchgeführt. Die baubegleitend 
festgestellten Messwerte zeigten jedoch, dass kein Einfluss auf die Leitung festzustellen war. 
 
Nicht zuletzt stellte sich das Auffinden von Leitungen im Untergrund als besondere Herausforderung dar, 
da Art und Lage (teilweise noch vom Bau in den 30er Jahren) kaum dokumentiert sind und immer wieder 
Ergänzungen vorgenommen wurden. Aus Gründen der Arbeits- und Betriebssicherheit wurden daher 
teilweise Leitungen aus dem Baufeld hinausgelegt oder Provisorien gebaut, welche je nach Bauzustand 
immer wieder angepasst werden müssen. 
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3 Grundinstandsetzung des unteren Vorhafens (UVH) 
Wesentliches Element der Baumaßnahme ist die Neugestaltung mit Verbesserung des Verkehrsflusses 
im Bereich der Ein- und Ausfahrt vor den beiden Schleusenkammern und Herstellung von ausreichend 
Liegeplätzen für wartende Schiffe. Dafür war der Austausch und die Rückverlegung der alten Spundwän-
de auf einer Länge von insgesamt mehr als 1.000 m erforderlich. Außerdem wurde die Beleuchtung und 
Signaltechnik modernisiert und neue Betriebswege hergestellt. 
 
Nach der Lieferung der Spundbohlen für die Grundinstandsetzung durch die Firma ThyssenKrupp GfT 
Bautechnik, haben im Herbst 2009 die zugehörigen Tiefbauarbeiten durch die Fa. Bunte begonnen. 
 
Um die neuen Uferwand hinter den vorhandenen Spundwänden herstellen zu können mussten die zuge-
hörigen Rundstahlanker aus der neuen Spundwandtrasse entfernt werden. Durch die Sicherung der alten 
Spundwand mit einer Vorschüttung konnten die alten Anker gekappt werden. 
 
Die Spundwandeinbringung erfolgte mittels Vibrationsrammung ergänzt durch schlagendes Rammen. Bis 
auf einzelne Rammhindernisse gestaltete sich die Spundwandeinbringung unproblematisch. 
 
Der Ablauf der Bauarbeiten wurde so gewählt, dass den Interessen des Naturschutzes auf der Schleu-
seninsel Rechnung getragen wurde. Während der Brutzeit im Frühjahr und Sommer erfolgten daher keine 
lärmintensiven Arbeiten auf der Schleuseninsel. 
 
 
Bild 1:  Überblick über den unteren Vorhafen 
 
Die offizielle Verkehrsfreigabe erfolgt im Rahmen eines Tages der offenen Baustelle am 22.10.2011. 
Für die Grundinstandsetzung des UVH wurden Leistungen in Höhe von ca. 12 Mio. Euro beauftragt. 
 
4 Grundinstandsetzung der Schleuse 
Die beiden Schleusenkammern erhalten neue Verschlussorgane und Schleusentore, deren Torflügel bis 
zu 33 to wiegen. Es wurden vorlaufende Arbeiten von der Fa. Dechant zur Herstellung von drei erforderli-
chen Kranstandplätzen ausgeführt. Auch ein neues Kabelsystem und eine neue Beleuchtung wurden 
fertig gestellt. 
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Bild 2:  Einheben der Tore am Oberhaupt der Nordkammer 
 
Der Auftrag für den Ersatz der Ober- und Mitteltore und die Grundinstandsetzung der Untertore sowie für 
den Ersatz der Umlaufverschlüsse wurde an die Firma DSD Noell in Würzburg erteilt. 
 
Die Maschinen- und Elektrotechnik für die neuen Torantriebe wird in neun neu zu errichtenden Antriebs-
häusern neben den beiden Kammern untergebracht. Rückbau- und Anpassungsarbeiten am bestehen-
den Beton der Häupter sind zum Einbau der neuen Antriebstechnik erforderlich. Das vorhandene Be-
triebsgebäude am Schleusensteg auf dem Mitteldamm wird an die neuen Anforderungen angepasst und 
enthält zukünftig die Schalträume der Elektrotechnik sowie einen Notsteuerstand, der später nur noch bei 
Störungen an der Fernsteuerung besetzt sein wird. 
 
Die vorgenannten Leistungen wurden an die Fa. Lührs in Marktheidenfeld vergeben. Die Vergabe der 
zugehörigen Leistungen für die Antriebs-, Nachrichten- und Elektrotechnik an der Schleuse erfolgte durch 
die Fachstelle für Maschinenwesen Süd in Nürnberg an die Firmen A&B Schiffs- und Fördertechnik, Rit-
terhude, die Siemens AG, Nürnberg und die Cegelec Anlagen- und Automatisierungstechnik GmbH, 
Frankfurt. 
 
Am Unter- und Oberhaupt der Nordkammer sind die Beton- und Stahlwasserbauarbeiten weitgehend 
beendet und beide neuen Tore sind montiert. Zurzeit werden die Elektro- und Antriebsleistungen ausge-
führt. Gleichzeitig laufen die Arbeiten am Mittelhaupt. Es ist vorgesehen, dass die Nordkammer im De-
zember 2011 in den Probebetrieb genommen wird, nach dessen Abschluss die Südkammer voraussicht-
lich im März 2012 außer Betrieb genommen und instandgesetzt werden soll. Bislang wurden Leistungen 
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Planung und Bau des Emscher-Durchlasses am Rhein-Herne-Kanal 
 
Dipl.-Ing. Matthias Skrezek-Boß; Wasserstraßen-Neubauamt Datteln  
 
 
Seit 2008 erfolgt der Neubau eines Durchlasses für die Kreuzung der Emscher mit dem Rhein-Herne-
Kanal (RHK). Besondere geotechnische Herausforderungen bei dieser Maßnahme ist der Bau einer 12 m 
tiefen Trockendockbaugrube. Der Baugrund und die Bauausführung der tlw. mehrfach räumlich veranker-
ten Spundwandbaugrube mit verschiedenen Stützböschungen werden im folgenden Artikel beschrieben. 
 
1 Geschichte – Entwicklung des Westdeutschen Kanalsystems 
Anfang des zwanzigsten Jahrhunderts war die große Zeit des Baues von Schifffahrtskanälen. Die expan-
dierende Montanindustrie insbesondere des östlichen Ruhrgebietes benötigte dringend eine Verbindung 
zu den Stromgebieten. Diese wurde 1899 mit der Eröffnung des Dortmund-Ems-Kanals (DEK) und darauf 
aufbauend mit dem ab 1906 gebauten und 1914 in Betrieb genommenen Rhein-Herne-Kanal (RHK) ge-
schaffen. Er bildete gemeinsam mit dem DEK und dem 1915 bis nach Minden in Betrieb genommenen 
Mittellandkanal (MLK) den Ausgangspunkt für eine Binnenschifffahrt zwischen den Stromgebieten und 
deren Industriezentren [1]. 
 
Schon damals überquerte der mit dem Bau des DEK errichtete Zweigkanal Herne den Fluss Emscher. 
Dieses ist heute noch an der alten Fahrt zu erkennen [Abb.1]. Nach Sprengung des alten Dükers wäh-
rend des Ruhrkampfes 1923 (Sabotage der Reparationszahlungen an die belgisch-französischen Besat-
zer) wurde die zweite Fahrt gebaut und konnte mit dem aktuellen Emscher-Düker 1929 in Betrieb ge-
nommen werden [2].  
 
Abb.1: Das RHK-Los 7 vor Beginn der Baumaßnahme (links: Alte Fahrt; hinten: Wartburg-
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2 Veranlassung der Baumaßnahme 
Der RHK wurde seinerzeit im Muldenprofil mit Abmessungen von ca. 35 m Wasserspiegelbreite und 3,50 
m Wassertiefe gebaut. In einem erstmals 1965 zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und der Bun-
desrepublik Deutschland vereinbarten langfristigen Ausbauprogramm mit finanzieller Beteiligung des 
Landes NRW wird das westdeutsche Kanalnetz für den Verkehr mit modernen Schiffseinheiten ange-
passt [GMS/SV; Länge 110 m/185 m; Breite 11,45 m; Abladetiefe 2,80 m; Tragfähigkeit 2100 bis 3500 
to]. 
 
Der Wesel-Datteln-Kanal (WDK) ist hierfür schon seit 1990 fertig gestellt; am RHK sind fünf Schleusen 
bzw. Doppelschleusen neu gebaut worden und der Streckenausbau von Duisburg bis Gelsenkirchen ist 
seit 2003 abgeschlossen. Der Restausbau des RHK zwischen Gelsenkirchen und dem Anschluss an den 





Abb. 2.1: Ausbaulose am RHK – Stand 09/2010 
 
Neben dem verkehrlichen Bedarf wurde der Ersatz des 1927 gebauten Emscher-Dükers dringend not-
wendig. Die langjährige Beaufschlagung der Anlage mit aggressiven Abwässern der Emscher und der 
1968 aufgrund von Bergsenkungen zum Durchlass erfolgte Umbau der aus drei Stahlbetonröhren je 5,34 
m Durchmesser bestehenden Anlage haben die Bausubstanz trotz Wandstärken von 85 cm so stark ge-
schädigt, dass ein Weiterbetrieb nur unter intensiver Bauwerksbeobachtung möglich war (Abb. 2.2). 
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Abb. 2.2: Ansicht der Einlaufseite des alten Emscher-Durchlasses 
 
3 Planung des Bauloses 7 am Rhein-Herne-Kanal 
Schon Ende der 1980er Jahre gab es erste Überlegungen zum Neubau der Durchlassanlage, die jedoch 
aufgrund der Verlagerung der Prioritäten zur DEK-Südstrecke zurückgestellt wurden. 2002 wurde das 
WNA Datteln dann endgültig mit der Planung zum Ausbau des RHK-Los 7 und dem Neubau des Em-
scher-Durchlasses beauftragt und bewirkte mit Planfeststellungsbeschluss vom 03.07.2007 das Bau-
recht. 
 
Die wesentlichen Baumaßnahmen in diesem Ausbaubereich sind (Abb. 3): 
 
– Ersatz der bestehenden Durchlassanlage Emscher von 1927 aus Altersgründen und aus verkehrli-
chen Gründen durch einen Neubau bei RHK-km 42,605; 
– Ersatz der Wartburg-Straßenbrücke bei RHK-km 43,202; 
– Streckenausbau von RHK-km 42,3 bis 43,4 überwiegend im Trapezprofil mit einer Wasserspiegel-
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Abb. 3: Darstellung des Plangebietes RHK-Los 7; (von links: Ablagerungsfläche, alte Trasse der 
Emscher, neue Trasse der Emscher, Wartburgstraßenbrücke) 
 
Mit der Bauausführung beauftragt wurde 2008 die Arbeitsgemeinschaft (ARGE) Neubau des Emscher-
Durchlass, bestehend aus den Firmen Porr Technobau und Umwelt GmbH, Berlin und der Reinhold 
Meister GmbH, Deggendorf. Das Auftragsvolumen betrug 30,6 Mio. €. Die technische Bearbeitung der 
Ausführungsplanung erfolgt durch die Ingenieurgesellschaft Knabe, Hamburg, jetzt Knabe Enders Dühr-
kop Ingenieure GmbH (KED), Hamburg als Nachunternehmer der Bau-ARGE. 
 
Die bautechnische Prüfung und die geotechnische Beratung erfolgt durch die Prüf.-ARGE Dr.-Ing. Hein-
rich Bökamp, Münster als Prüfingenieur für Massiv- und Metallbau und Prof. Dr.-Ing. Dietmar Placzek, 
Essen als Sachverständiger für Erd- und Grundbau. 
 
Schon in der Entwurfsphase eng durch die BAW betreut, erfolgte auch in der Ausführungszeit eine geo-
technische Betreuung insbesondere in komplizierten und strittigen Fällen durch die BAW als Ersteller des 
Boden- und Gründungsgutachten und als kompetenter Berater. 
 
4 Bauabwicklung des neuen Emscher-Durchlasses 
Die Bauabwicklung zum Neubau des Emscher-Durchlasses sind in verschiedenen Ausarbeitungen (siehe 
[4] bis [6] und [11] beschrieben, so dass hier nur kurz darauf eingegangen wird: 
 
Zur Aufrechterhaltung der Emschervorflut und zur Minimierung der Schifffahrtssperren musste der neue 
Durchlass (Abb. 4.1) als zweizelliger monolithischer Stahlbetonkörper (Abb. 4.2) in einer neuen Trasse 
ca. 200 m nördlich des alten Durchlasses neben dem RHK in einer Trockendockbaugrube hergestellt und 
in einer Schifffahrtssperre eingeschwommen und abgesetzt werden (Abb. 4.3).  
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Abb. 4.3: alte (schwarz) und neue (rot) Emschertrasse mit Durchlassmittelteil im Einschwimmvorgang 
 
5  Boden- und Gründungsgutachten 
Zur Erkundung des Baugrundes für den neuen Durchlasses wurde 1992 von der BAW ein Bohrprogramm 
aufgestellt, das an dem neuen Standort des Durchlasses mit 36 Aufschlussbohrungen und 25 Rammson-
dierungen mit der Schweren Rammsonde den Untergrund in einem Raster von ca. 30 m bis in eine Tiefe 
von 14 m (Bohrung) bzw. 22 m unter GOK erschließt [8]. 
 
Weitere Planungen wurden erst 2002 wieder aufgegriffen und 2005 erfolgte ein Gründungsgutachten 
durch die BAW, in welchem Festlegungen und Empfehlungen zur Gründung, zur Wasserhaltung und zur 
Bauteildimensionierung getroffen bzw. gegeben wurden [9]. 
 
5.1  Geologie 
Geologische Karten weisen für den Baubereich quartäre Ablagerungen über dem kreidezeitlichen Mergel 
mit Mächtigkeiten bis zu 10 m aus. 
 
5.2  Baugrundgutachten 
Auch das Baugrundgutachten weist als Schichtenfolge quartäre Überdeckungen stark unterschiedlicher 
Zusammensetzung und ausgeprägter Heterogenität mit Mächtigkeiten zwischen 4 bis 9 m aus. Dieses 
sind rollige, gemischtkörnige und bindige Böden aus schluffigen Sanden und sandigen bis tonigen Schluf-
fen, die teilweise einen erheblichen Anteil organischer  Bestandteile enthalten. Darunter liegt der kreide-
zeitliche Tonmergel, der unter der ortsüblichen Bezeichnung als Emschermergel bekannt ist. Der obere 
Bereich dieses Mergels enthält die entfestigte Verwitterungszone mit Mächtigkeiten zwischen 1,5 m und 
2,2 m. In tieferen Bereichen tritt der Mergel als horizontal und vertikal durchsetzter Kluftköper von halb-
festem bis festem Zustand auf. Insgesamt wird dem Mergel ein hoher Durchtrennungsgrad mit Kluftab-
ständen von 5 bis 20 cm zugeschrieben. Ein „typisches“ Bild der Schichtung zeigt Abb. 5.2. 
 
 





Aktuelle geotechnische Fragestellungen bei Baumaßnahmen an Bundeswasserstraßen 





 - 47 - 
 
Über den natürlichen Bodenarten finden sich in vielen Bereichen Auffälligkeiten und Störungen z.B. durch 
tlw. 5-6 m hohen Auffüllungen (Bodenablagerung der zweiten Fahrt auf der Insel) oder mehren tiefen 
Einschnitten mit Verfüllungen (alte Emscherverläufe). 
 
Die Grundwasserverhältnisse sind insbesondere auf der Insel durch den Kanalwasserstand der alten und 
neuen Fahrt bei 56,5 m üNN geprägt. Die Emscher liegt im Mittel 10 m tiefer und wirkt dadurch als Vorflu-




















Abb. 5.2: Baugrund (links: exemplarisches Bodenprofil auf dem Baufeld; Bodenprofil übertragen aus: 
[9]; rechts: Anschnitt im Mergel 
 
5.3  Gründungsgutachten 
Weitere Bohrungen und verschiedene Felduntersuchungen (Absenkversuche) bestätigten erneut die 
große Bandbreite des Emschermergels in Bezug den Mergelhorizont, der Druckfestigkeit und der Klüftig-
keit bzw. der damit zusammenhängenden Wasserdurchlässigkeit. 
 
Der Mergelhorizont schwankt um mehrer Meter zwischen 47 m üNN und 54 m üNN (Abb. 5.3). Die große 
Bandbreite der Durchlässigkeit zwischen k = 3,5 * 10-5 m/s bis 2,5 * 10-7 m/s lässt sich dabei auf die un-
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Abb. 5.3: Niveaulinienplan der Schichtgrenze zum halbfesten bis festen Mergel 
 
Im Gründungsgutachten wurden weiterhin Empfehlungen zur Wasserhaltung, zu den Böschungsneigun-
gen zu der Sicherung der Gründungssohle, zu der Dimensionierung der Verpressanker und Zugpfähle 
sowie zu den einzubringenden Spundwänden gegeben, die zur nachfolgend beschriebenden Baugruben-
konzeption führten. 
 
5.4  Baugrubenkonzeption und Herstellung 
Aufgrund des gewählten Bauverfahrens mit einem ca. 85 m langen Einschwimmbauwerk wurde ein ent-
sprechend großes Trockendock zur Herstellung desselben, eine durch den RHK führende Einschwimm- 
und Absenkrinne und ein sogenannter Einschwimmhafen u.a. zur Herstellung des Einlaufbauwerkes be-
nötigt (Abb. 5.4.1). Die Baugruben wurden bei einer Tiefe von rd. 13 m in einer Kombination aus Bö-
schungen mit Dichtungsspundwänden und statischen Spundwänden (überwiegend Larssen 603 und 605) 
mit bis zu drei Ankerlagen errichtet. Als Abgrenzung zwischen Trockendock und RHK diente ein mit Ab-
senkbrunnen versehener Kastenfangedamm. Für fast alle Spundwände wurde ein Grundwasserstand 
von 56,5 m üNN (gleich Kanalwasserstand) angesetzt. Die recht kurzen Dichtungsspundwände reichten 
zur Vermeidung von Umläufigkeiten ca. einen Meter tief in den Mergel und benötigten dadurch keine 
Einbringhilfe. Die statischen Spundwände hatten teilweise Längen bis zu 21 m und mussten auch für die 
Einschwimm- und Absenkrinne im Kanal mit überschnittenen Austauschbohrungen (Durchmesser 800 
mm, tlw. 1000 mm) als Einbringhilfe abgeteuft werden (Abb 5.4.2). Als Bodenaustausch verwendete die 
bauausführende Firma ein Splitgemisch. Zur Vermeidung des hydraulischen Kurzschlusses wurde auch 
hier der letzte Meter rammend in den Mergel eingebracht und der Porenraum des Austauschbodens bis 
zur Mergeloberkante injiziert. 
 
Da während der Bauphasen die Baugrubenumschließung während des Einschwimmvorganges gleichzei-
tig als Uferwand fungierte, mussten neben den Empfehlungen der EAB auch die der EAU berücksichtigt 
werden. Zudem waren die Vorgaben des MSD-2005 insbesondere beim Nachweis der Abgrenzung zur 
Emscher zu berücksichtigen. 
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Abb. 5.4.2: Bodenaustauschbohrungen als Einbringhilfe für Spundwandrammungen 
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Die komplexe räumliche Böschungsgeometrie orientierte sich an dem Schichtenverlauf der quartären 
Ablagerungen und des Mergelhorizontes. Hier waren im Bereich der quartären Ablagerungen Neigungen 
von 1:2 durchgeführt worden. Aus dem Boden- und Gründungsgutachten heraus wurden die gemischt-
körnigen bzw. geringplastischen Schichten als gering wasserdurchlässig und kohäsionslos betrachtet. 
Hierdurch fließgefährdet waren tlw. Filter in die Böschungen zu bauen und beim Lenzen der Baugruben 
Absenkkriterien (z.B. v < 1 * 10-5 m/s; entspricht ca. 86 cm/d)  einzuhalten. 
 
Die Böschungen im festen Mergel waren u. a. aus Erfahrungen mit anderen Baumaßnahmen ursprüng-
lich als 4:1 Böschungen mit der Option von zusätzlichen Absenkbrunnen gegen Kluftwasserdruck vorge-
sehen. Da die Bau-ARGE Zweifel an der Wirksamkeit solcher Brunnen hatte, wurde die Böschungsnei-
gung im festen Mergel auf eine Neigung von 1:1 verändert. Sämtliche Böschungen wurden zum Witte-
rungs- und Erosionsschutz mit einer Folie bedeckt. Für Tages- und zuströmendes Kluftwasser wurde eine 
umlaufende Drainage vorgesehen. 
 
Verankerungen: 
Vor Ausführung der Verpressanker nach DIN 4125 erfolgten Ankereignungsprüfungen über vier Anker-
bauarten mit jeweils drei Ankern. Hierbei wurden die Anker mit einem Durchmesser von 133 mm, Ver-
presslängen von 4 bis 6 m und Lasten bis 600 KN im quartären Überlagerungsboden und die Anker mit 
einem Durchmesser von 150 mm und Verpresslängen bis zu neun Metern mit aus der Ausführungsstatik 
ermittelten Ankerzugkräften mit Prüflasten bis zu 1200 KN im Mergel geprüft. Zur Ausführung kamen 
insgesamt 503 Anker mit mehrfacher Nachverpressung, wobei nur zwei Anker nicht die Kriterien der Ab-
nahmeprüfung bestanden haben und neu erstellt werden mussten. Aufgrund der komplexen räumlichen 
Baugrubengeometrie und des planmäßigen horizontalen Ankerabstandes von 1,20 m in Verbindung mit 
Ankerlängen bis zu 50 m bei Verpressstreckenlängen von 10 m musste die gegenseitige Beeinflussung 
der Anker mit Berücksichtigung von Bohrabweichungen beurteilt werden. Hierzu wurden in 3D-Modellen 
Bohrabweichungen in Anlehnung an die DIN EN 1537 (l/30) simuliert, um den Nachweis der Sicherheit in 
der Tiefen Gleitfuge unter Beachtung der räumlichen Aspekte zu führen (Abb. 5.4.3). Der höheren Bean-
spruchung aufgrund der räumlichen Geometrie des Verankerungsbodens konnten jedoch auch dement-
sprechend räumlich wirkende Widerstände entgegengesetzt werden. 
 
Tragkonstruktion für die Absenkkonstruktion 
Aus den Erfahrungen des WNA Datteln zum Neubau des Stever-Durchlasses und des Straßentunnels 
der B236 Olfen-Selm am DEK wurde eine in [11] beschriebene Absenkanlage installiert. Diese hat das 
zielgenaue und kontrollierte Absenken und Absetzen des ca. 18.000 to schweren Durchlassmittelteiles 
sichergestellt. Zur Ableitung dieser Kräfte waren vier in den Quadranten liegende Pfahlwände aus LP704-
Profilen notwendig (Abb 5.4.4). Aufgrund der erforderlichen Durchfahrtshöhe der Traversen lag der Kopf 
der Wand bei 61,50 m üNN, während zur erforderlichen Lastabtragung über Spitzendruck und Mantelrei-
bung der Fuß bei 36,00 m üNN lag. 
 
Ein- und Auslaufbauwerke 
Als Ein- und Auslaufbauwerk wurden monolithisch erstelle Flügelwand-Sohlplattenkonstruktionen erstellt. 
Die Flügelwände tragen hierbei als in der Sohlplatte eingespannte Kragarme. Zur Reduzierung der Auf-
triebkräfte erhielt die Sohlplatte eine große Drainageöffnung (Abb. 6). Diese Öffnung erhielt einen Aufbau 
nach MAK, bestehend aus je 70 cm für die Filterschichten 1 und 2 und einer 40 cm starken Abdeckung 
aus teilvergossenen Schüttsteinen CP 90/250. Die restlichen unter der Sohle wirkenden Auftriebkräfte 
wurden je Seite durch insgesamt 16 Verpresspfähle mit einem GEWI-Durchmesser von 50 mm und einer 
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Abb. 5.4.3:  Ankeranordnungen; oben: im Grundriss; unten: Schnitt I-I durch die nordwestliche Mole 
(Quelle: KED [10], Ergänzungen in rot durch ELE) 
 
 
Abb. 5.4.4: Durchlassmittelteil beim Einschwimmen kurz vor dem Absenken 
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6  Stand der Baumaßnahme und Ausblick 
Nach dem Lenzen des Einschwimmhafens und der Trockendockbaugrube konnten die Stahlschotte des 
Mittelteiles demontiert und mit den Stahlbetonarbeiten an den Ein- und Auslaufbauwerken begonnen 




Stahlbetonarbeiten an den Leit- und Flügelwänden des Auslaufbauwerkes im Juli 2011 (mit-Abb. 6:  
tig die Drainageöffnung) 
 
Der Umschluss der Emscher und die Inbetriebnahme des neuen Durchlasses ist im Frühjahr 2012 ge-
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Bau des oberen Vorhafens am neuen Schiffshebewerk in Niederfinow 
 
Dipl.-Ing. Klaus Winter, Wasserstraßen-Neubauamt Berlin 
 
 
1 Ausgangssituation  
1.1 Randbedingungen  
Die Trasse des neuen Hebewerkes liegt zwischen dem alten Hebewerk und einer 1972 still gelegten 
Schleusentreppe an der Havel-Oder-Wasserstraße (HOW). Der obere Vorhafen (OVH) des neuen Hebe-
werkes bindet im Westen in die Scheitelhaltung der HOW ein. Am östlichen Ende ist ein Geländesprung 
von ca. 35 m zu überbrücken. Die Wasserspiegeldifferenz im OVH zwischen Betriebswasserstand des 
Kanals und Grundwasser beträgt ca. 10 m im westlichen Bereich und ca. 30 m am östlichen Abschluss, 
es handelt sich also um eine ausgeprägte Dammlage. Der Baugrund ist glazial geprägt und im Bereich 
des oberen Vorhafens recht heterogen.  
 
 
Bild 1:  Lageplan oberer Vorhafen 
 
1.2 Anschluss an den bestehenden Kanal 
Der obere Vorhafen bindet im Westen in eine befahrene Wasserstraße ein. Der Ausbau des OVH erfolgt 
im Schutze eines bauzeitlichen Fangedamms. Ein Versagen des Fangedammes würde zum einen zu 
beträchtlichen Störungen des Schiffsbetriebes führen, da das Schiffshebewerk ein Nadelöhr in der Ver-
bindung zwischen Berlin und der Ostsee darstellt. Zum anderen führte ein Versagen durch die Dammlage 
in Verbindung mit der relativ großen Wasserspiegeldifferenz zum Grundwasser zu erheblichen Gefähr-
dungen für Mensch und Material. Hieraus resultiert die Vorgabe, dass es immer 2 funktionierende Siche-
rungssysteme geben muss, was durch eine landseitige Anschüttung an den Fangedamm gewährleistet 
wird. 
 
1.3 Östlicher Abschluss des oberen Vorhafens 
Den östlichen Abschluss des OVH bildet ein Widerlager als Querbauwerk, auf dem die spätere Kanalbrü-
cke aufgelagert wird. Die Höhe des Geländesprungs an dieser Stelle beträgt 35 m. Diese ist auf einer 
relativ kurzen Strecke zu überbrücken. Die Kanalbrücke ist nur ca. 65 m lang. Die Wasserspiegeldifferenz 
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2 Ausführung, gewählte Konstruktionen  
2.1 Fangedamm 
Der 390 m lange Fangedamm besteht aus einer druck- und zugfest ausgesteiften Spundwandkonstrukti-
on mit einer Breite von 8 m. Zur Ausführung sind Spundbohlen des Profils L606n mit einer Länge von ca. 
12,50 m gekommen. Die Aussteifung besteht aus 165 St HEB 260. Der Fangedamm wird nach dem Flu-
ten des neuen oberen Vorhafens in Höhe der Kanaldichtung unter Wasser abgebrannt. Die Spundwände 
binden nicht in eine undurchlässige Schicht ein. Aus diesem Grund ist in den Fangedamm nach dem 
Auskoffern bereits die spätere in diesem Bereich verstärkte Tondichtung eingebaut worden. Diese wurde 




Bild 2:  Querschnitt Fangedamm 
 
2.2 Regelprofil oberer Vorhafen 
Der obere Vorhafen wird als Rechteckprofil mit einer Breite von 46 m ausgeführt. Die Uferspundwände 
sind mit Verpresspfählen rückverankert. Die Dichtung der Kanalsohle besteht aus einer 30 cm dicken 
Tondichtung, die im Spundwandbereich auf 60 cm verstärkt wird. Auf einem Geotextil wird eine 60 cm 
dicke Deckschicht mit Wasserbausteinen der Gewichtsklasse LMB 5/40 eingebaut. Der Ausbau des obe-
ren Vorhafens erfolgt im Trockenen. 
 
 
Bild 3:  Regelprofil oberer Vorhafen 
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2.3 Dammabschluss am Widerlager 
Der Damm wurde bemessen nach dem MSD 2005 (Merkblatt „Standsicherheit von Dämmen an Bundes-
wasserstraßen“). Er ist auch im durchströmten Zustand rechnerisch standsicher. Das erste Sicherungs-
element des Kanals besteht aus der Uferspundwand (Länge ca. 10 m) in Verbindung mit der Sohldich-
tung aus Ton. Zum Widerlager hin wird dieser Ton keilförmig von 30 cm im Regelbereich auf 3 m ver-
stärkt. Das zweite Sicherungselement bildet im östlichen, also im steilen Bereich eine weitere Spundwand 
(Länge bis 24 m), die in eine undurchlässige Mergelschicht einbindet. Als Kontrollelemente sind Grund-
wassermessstellen angeordnet sowie ein Drainagesystem. Durch die Anordnung von entsprechend aus-
gebildeten Kontrollschächten ist es hiermit möglich, auch die Menge des im Schadensfall abfließenden 
Leckagewassers zu messen. Durch genaue Vorgaben an die Sieblinien des einzubauenden Dammmate-
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Herstellen der Baugrube für das neue Schiffshebewerk in Niederfinow 
 
Dipl.-Ing. Thomas Honnef, Wasserstraßen-Neubauamt Berlin 
 
 
1 Ausgangssituation und gewählte Konstruktion 
1.1 Randbedingungen  
Das neue Schiffshebewerk war in einer Tiefe von ca. 14 m unter GOK und ca. 10 m unterhalb des vor-
handenen Grundwasserspiegels zu gründen. Eine Grundwasserabsenkung kam nicht in Frage. Der Bau-
grund unterhalb der Gründungsebene besteht aus Schmelzwasser- und Beckensanden glazialen Ur-
sprungs. Der Bereich der späteren Baugrube wird oberhalb der Gründungsebene von einer bis zu 5 m 
mächtigen Torf- und Muddeschicht durchzogen.  
 
1.2 Baugrubenumschließung 
Als Baugrubenumschließung kam eine einfach rückverankerte, kombinierte Spundwand zur Ausführung 
mit einem maximalen Widerstandsmoment von ca. 8.100 cm³/m. Die Anker waren auszulegen für Min-
destgebrauchslasten bis zu ca. 600 kN.  
 
1.3 Gründung 
Aufgrund des relativ guten und homogenen Baugrundes konnte eine Flachgründung realisiert werden. 
Diese war gegen Auftrieb zu sichern. Als Auftriebspfähle sind Verpresspfähle nach DIN 4128 in einem 2,5 
m-Raster und mit einer Mindestgebrauchslast von ca. 825 kN zur Ausführung gekommen. Durch im Vor-
feld vom Auftragnehmer durchgeführte Eignungsprüfungen wurde die Eignung des vom AN vorgesehe-
nen Systems mit einer Verankerungslänge von ca. 18 m i. M. bestätigt. Die Mikropfähle binden in eine 
1,30 m starke unbewehrte Unterwasserbetonsohle ein. Zwischen der eigentlichen Betonsohle des Trag-
werks mit einer Dicke von 2,40 m und der Unterwasserbetonsohle wurde noch eine Drainbetonschicht 





Bild 1:  Längsschnitt Schiffshebewerk 
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2 Ausführung, Herstellung der Baugrube  
2.1 Baugrubenumschließung 
Nach der Geländeprofilierung wurden zuerst die Tragbohlen (Profil PSp 1001, ca. „1.000er Doppel-T-
Träger“, Länge bis 24 m) im Pilgerschrittverfahren eingebracht. Zum Einbringen wurde neben einer 
Rammschablone auch ein Rammgerüst verwendet. Im Nachgang wurden die um ca. 20 % kürzeren Zwi-
schenbohlen (je 2 Z-Profile, PZ 675/12) eingefädelt und auf Tiefe gebracht. Nach einem Voraushub im 
Randbereich wurden 429 Verpressanker (Länge bis 48 m) inkl. Vergurtung hergestellt. Die Bohrungen 
erfolgten im Überlagerungsbohrverfahren, um den vorhanden Baugrund nicht weiter zu stören. 
 
2.2 Aushub, Auftriebsanker 
Der Aushub erfolgte soweit wie möglich im Trockenen. Aus statischen Gründen war ein Wasserdruck von 
innen auf die Baugrubenwand bis zum Aushärten des späteren Unterwasserbetons erforderlich, so dass 
die letzten 4 m Aushub mittels Saugbagger (hier „Cutterbagger“) erfolgten. Nach Herstellung des Pla-
nums wurden von 2 Pontons parallel die über 1.000 Auftriebsanker hergestellt. Die Bohrungen erfolgten 
auch hier im Überlagerungsbohrverfahren. 
 
2.3 Baugrubensohle 
Nach dem Aufnehmen der Rückstände der Zementschlämme aus dem Verpressen der Auftriebsanker 
konnte ununterbrochen in 4 ½ Tagen die unbewehrte Unterasserbetonsohle mittels Hop-Dobber betoniert 
werden (siehe Bild 2). Bei diesem Verfahren wird der Auslauftrichter mit Hilfe eines Schwimmkörpers auf 
die richtige Tiefe (Oberkante UW-Beton) eingestellt. Die Betonage selbst erfolgte von Stegen. Der Tau-
chereinsatz war nur zum (permanenten) Aufsaugen der Schlammwalze erforderlich, die der UW-Beton 
auf dem Planum vor sich hertreibt. Nach ca. 2-monatigem Aushärten des Betons konnte die Baugrube 
gelenzt werden. Dabei wurde auf halber Strecke eine Verharrungsphase eingelegt. Nennenswerte Un-
dichtigkeiten der Baugrubenumschließung hätten sich durch einen Anstieg des Wasserspiegels innerhalb 
der Baugrube angekündigt. Nach dem Lenzen wurden die Risse insbesondere im Anschluss an die kom-
binierte Spundwand verpresst. Insgesamt ergab sich eine sehr zufrieden stellende Dichtigkeit mit Leckra-
ten unter 6 m³/ Std nach dem durchaus normalen Nachverpressen und Nachschweißen. 
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3 Erfahrungen und Erkenntnisse für weitere Maßnahmen 
3.1 Kombinierte Spundwand 
Bei der Systemwahl der kombinierten Spundwand sollte beachtet werden, dass auch die Zwischenbohlen 
für den vorhandenen Wasserdruck, sofern vorhanden, nachgewiesen sind. Im vorliegenden Fall zeigte 
sich während der Ausführungsplanung, dass die Zwischenbohlen unterschiedlicher Kombi-Wand-
Systeme bei annähernd gleichem Gesamtwiderstandsmoment nicht für denselben Wasserdruck nachge-
wiesen sind. 
 
3.2 Herstellung der mit Verpresspfählen gegen Auftrieb gesicherten Unterwasserbetonsohle 
Beim Verpressen der Auftriebspfähle kann in Abhängigkeit des gewählten Verfahrens eine unterschiedli-
che Menge an Zementsuspension an der Oberfläche austreten. Dies sollte bei der Wahl des Verfahren 
und des Bauablaufs berücksichtigt werden. Im vorliegenden Fall traten relativ große Mengen an Zement-
suspension aus, die auf der Baugrubensohle erhärteten. Die Mindestdicke des Unterwasserbetons war 
dadurch nicht mehr gegeben. Das Aufnehmen der Reste ist ein aufwändiges Unterfangen. 
 
3.3 Bohrungen für Anker und Pfähle 
Die Bohrungen für die Auftriebsanker der Sohle und für die Verpressanker der Baugrubenwand erfolgten, 
wie ausgeschrieben, nach Rücksprache mit der BAW im Überlagerungsbohrverfahren. Dieses Verfahren 
hat sich bewährt. Die erreichten Lasten im Rahmen der Prüfungen und der Ankerfestlegungen waren als 
Indikator für die erreichte Ausführungsqualität durchweg ausreichend. Der Überwachungsaufwand und 
die Fehleranfälligkeit werden als relativ gering bewertet.  
 
Literatur 
Bundesverband der Deutschen Zementindustrie e.V., aktuelles Zement-Merkblatt Betontechnik; Unter-
wasserbeton (ohne Datumsangabe) 
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Erweiterung des Rheinkraftwerkes Iffezheim – Baugruben Maschine 5  
 
Dr.-Ing. Marc Raithel, Kempfert + Partner Geotechnik  
Dipl.-Ing. Andreas Kirchner , Kempfert + Partner Geotechnik 
Dipl.-Ing. Rolf Rathgeb, EnBW Kraftwerke AG 




Die Staustufe Iffezheim liegt bei Rhein-km 334,0 auf der rechten Rheinseite in einer Achse mit Wehr, 
Rheinabschlussdamm und Schleuse. Es ist das zehnte und letzte Kraftwerk der Oberrheinkette nördlich 
von Basel. Das bestehende Kraftwerk wurde 1978 in Betrieb genommen. Es ist eines der größten Lauf-
wasserkraftwerke in Europa und besitzt derzeit vier große Rohrturbinen, die für eine Ausbauwassermen-
ge von 1.100 m³/s ausgelegt sind. Im Jahr 2000 wurden der Fischpass und die deutlich kleinere Maschi-
ne 6 als sog. Lockstromturbine in Betrieb genommen. Mit dem Bau der 5. Maschine soll der maximale 
Durchfluss von 1.500 m³/s optimal ausgeschöpft werden. Nach diesem Ausbau des Kraftwerks Iffezheim 
durch die Rheinkraftwerk Iffezheim GmbH, mit ihren Anteilseignern EnBW Kraftwerke AG und EDF E-
lectricité de France, und einer dann installierten Leistung von 146 MW ist es das leistungsfähigste Lauf-
wasserkraftwerk in Deutschland. 
 
Zur Herstellung der 5. Maschine sind Baugruben mit Aushubtiefen von bis zu etwa 34 m erforderlich, die 
innerhalb einer an das bestehende Kraftwerk anschließenden Erweiterung des vorhandenen Querbau-
werks (Damm) auszuführen sind. Das Baufeld wird gequert von der Bundesstraße B500 bzw. der 
Departementsstraße D 4, die während der gesamten Baumaßnahme in Betrieb zu halten ist. Ein Über-
blick über die Lage der Baugruben in Bezug auf die Staustufe ist in Bild 1 dargestellt. 
 
 
Bild 1:  Überblick über die Lage der Baumaßnahme 5. Maschine in der Staustufe Iffezheim  
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Im Jahr 1969 wurde in einem Deutsch-Französischem Vertrag der Vollausbau (Flußlösung) des Rheins 
und damit der Bau der Staustufen Gambsheim und Iffezheim beschlossen. Mit dem Bau der Staustufe 
Iffezheim mit den Bauwerken Schleusenkammern, Kraftwerk, Wehr, Absperrdamm und Seiten- bzw. 
Längsdämmen wurde 1974 begonnen. Die Schleusen und das Kraftwerk wurden in einer gemeinsamen 
großen Baugrube mit Abmessungen von 650 m x 350 m errichtet (Armbruster 1990). Insbesondere die 
trotz Dichtwand (Schlitzwand mit Tiefe 27 m und D = 60 cm) großen einströmenden Wassermengen und 
die damit verbundene Erosion der Feinsandschichten (ca. 12 m bis 16 m unter Gelände) machten es 
erforderlich, dass bis zu 1200 m³ Feinsand pro Tag aus den Pumpensumpfen gebaggert und Böschun-
gen mit Schüttsteinen befestigt werden mussten (Nußbaumer 2008). Die Staustufe Iffezheim wurde nach 
dreijähriger Bauzeit 1977, das Kraftwerk 1978 in Betrieb genommen. 
 
In den Jahren 1998 bis 2000 wurde im Zusammenhang mit dem Programm „Lachs 2000", welches eine 
Verbesserung des Ökosystems des Rheins verwirklichen soll, der Fischpass gebaut. Insbesondere dem 
Lachs soll es dadurch ermöglicht werden in den Rhein zurückzukehren und bis zum OW der Staustufen 
Iffezheim bzw. Gambsheim hinauf schwimmen zu können. Mit dem Fischpass wurde auch die Maschine 
6 als Lockstromturbine erstellt, deren Durchfluss für den Lockstrom benötigt wird. Fischpass und Maschi-
ne 6 wurden so angeordnet, dass eine 5. Maschine als Erweiterung des Kraftwerks noch gebaut werden 
konnte. 
 
Entsprechend musste beim Bau in die bestehenden Verhältnisse der Bauwerke Damm und Kraftwerk 
eingegriffen werden. Die ursprüngliche Planung sah zunächst den gleichzeitigen Bau des Fischpasses 
und der Erweiterung des Kraftwerkes mit einer 5 Maschine vor, dieses Vorhaben wurde jedoch 1996 aus 
wirtschaftlichen Gründen gestoppt. Erst 2009 wurde mit dem Zubau der 5 Maschine begonnen.  
 
3 Baugrubenkonzeption  
Nach umfangreichen Vorplanungen und Konzeptstudien durch den Bauherrn RKI, vertreten durch die 
EnBW Kraftwerke AG, werden zur Erweiterung des Rheinkraftwerkes Iffezheim mit der 5. Maschine drei 
Baugruben hergestellt. 
 
Die Oberwasserbaugrube stellt dabei den späteren Einlauf der 5. Maschine dar, die HBG enthält das 
eigentliche Kraftwerk, die Unterwasserbaugrube ist der Auslauf und enthält den Saugschlauch. Die im 
Rahmen des vorliegenden Beitrags näher betrachtete HBG wurde dabei als ovale Baugrube (korbbogen-
förmige Baugrube) mit rückverankerter Unterwasserbetonsohle ausgeführt. Ein Überblick über die Lage 
der Baugruben in Bezug auf das bestehende Kraftwerk und den Fischpass mit Maschine 6 ist in Bild 2 
dargestellt. Die Ausführungsplanung der Baugruben wurde durch Kempfert + Partner Geotechnik erstellt. 
Die Bauausführung erfolgt durch die ARGE RKI bestehend aus der Schleith GmbH und der Implenia Bau 
AG. 
 
Eine Rückverankerung der Baugrubenwände der HBG ist insbesondere aufgrund der benachbarten 
Kraftwerksbauten nicht möglich, Steifen hätten den Kraftwerksbau massiv behindert. Die Baugrubenwand 
besteht aus im Greiferverfahren hergestellten Schlitzwänden (d = 1,50 m). Zur Annäherung an die Bo-
genform wurde die Schlitzwand als Polygon mit Segmentlängen von ca. 3,2 m hergestellt. Die Schlitz-
wandlamellen sind mit Abschalelementen aus Stahlbeton (Dicke 35 cm) voneinander getrennt. Die maß-
gebenden geometrischen Abmessungen der HBG zeigt Bild 3. 
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Bild 3: Abmessungen und grundsätzliche 
Konstruktion der HBG 
 
 
4 Baugrund- und Grundwasserverhältnisse 
Der Baugrund wurde im Rahmen der Erstellung des Baugrundgutachtens aus dem Jahr 1992 sowie im 
Zuge der Sachstandsberichte (BAW 2007) erkundet. Des Weiteren wurde baubegleitend eine Nacher-
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aus ca. 10 m mächtigen schwach sandigen bis sandigen Kiesen sowie einer Fein- bis Mittelsandschicht 
von 5 m bis 6 m Dicke. Darunter steht eine Wechsellagerung von sandigen und stark sandigen Kiesen 
mit reinen Sanden an sowie in Tiefen unter 33 m Fein- bis Mittelsande. Großteile der Baugruben befinden 
sich aufgrund der Lage im ehemaligen Baufeld des bestehenden Kraftwerkes in einer Auffüllung aus 
sandigem Kies (beim Staustufenbau wurde seinerzeit teilweise bis NN + 100 m, d.h. bis ca. 25 m u. GOK 
ausgehoben), vgl. Abschnitt 2. 
 
Der Aufstau des Rheins wird durch eine durchgehende Dichtung im Oberwasser vom deutschen Rhein-
seitendamm zum französischen Rheinseitendamm (globales Dichtungssystem) ermöglicht, welches das 
Oberwasser vom Unterwasser trennt. Es existierte von Beginn an, wurde aber durch den Bau des Bau-
hofs und wegen der Gefahr von Erosionen im Schleusenbereich verändert. Der spätere Bau des Fisch-
passes änderte das globale Dichtungssystem nicht. 
 
Die genauen Daten zum globalen Dichtungssystem sind im Sachstandsbericht der BAW dargestellt. Der 
gedichtete Einlaufbereich (Asphaltdichtung und Betondichtung) besitzt ein Gefälle von nahezu 13 % (das 
globale Dichtungssystem nutzt zudem Teile der seinerzeitigen Baugrubenwände der Bauwerksgruppen, 
die im Lauf der Bauzeit mittels weiteren Dichtungen auf Endhöhe gebracht werden mussten, außerdem 
Teile der Abdichtungen der Bauwerke selbst an einigen Anschlüssen der unterschiedlichen Dichtungs-
systeme). 
 
Vor dem Aufstau war der Rhein Vorfluter für das Grundwasser bei Niedrigwasser, teilweise auch bei Mit-
telwasser und speiste das Grundwasser bei Hochwasser. Außerdem waren als Vorfluter die Nebenflüsse 
und die kleineren Gewässer in Funktion. Durch den Aufstau hat der Rhein seine Funktion als Vorfluter 
komplett verloren, außerdem entfallen die umgeleiteten Nebenflüsse als Vorfluter bei Niedrigwasser und 
teilweise bei Mittelwasser. Weil bei Hochwasser des Rheins die umgeleiteten Nebenflüsse nicht mehr im 
Rückstau sind, können sie jetzt Vorfluter für das Grundwasser sein, ebenso wie für das Druckwasser aus 
dem Rhein. Damit ergibt sich, grob vereinfachend gesagt, dass das Grundwasser im rheinnahen Hinter-
land nicht mehr so stark durch den Abfluss des Rheins beeinflusst wird. 
 
Die Stauhöhe im Oberwasser beträgt 123,6 mNN, der Unterwasserstand liegt im Mittel ca. 10 bis 11 m 
tiefer. Der Oberwasserstand wird u.a. zur Sicherstellung der Schifffahrt mittels Regulierung durch das 
Wehr bzw. den Turbinenabfluss nahezu konstant gehalten, während der Unterwasserspiegel entspre-
chend dem Rheinabfluss schwankt. Innerhalb des Baufeldes liegt näherungsweise der Unterwasserstand 
vor. Die Bemessungswasserstände der Baugruben wurden unter Berücksichtigung der Unterwasserstän-
de und der jeweils erforderlichen Bauzeit festgelegt. Für die HBG wurde dabei ein Bemessungswasser-
stand von 118,0 mNN (= Bemessungsabfluss der Staustufe) festgelegt, was näherungsweise dem höchs-
ten jemals gemessener Hochwasserabfluss (HHQ) entspricht. Undichtigkeiten im globalen Dichtungssys-
tem, insbesondere an den Ufermauerfugen bzw. am Übergang von Ufermauer zur Sohlabdichtung wür-
den zu einem Anstieg des Grundwasserspiegels im Baufeld führen. Dabei ist zu beachten, dass die an-
stehenden natürlichen Bodenschichten gegeneinander nicht filterstabil sind, da die Sande ein Fehlkorn im 
Grobsandbereich aufweisen und die Gefahr der Kontakterosion gegeben ist. Gleichzeitig existieren auch 
Bodenschichten aus sandigen Kiesen, deren Feinkornanteil bei entsprechenden hydraulischen Belastun-
gen durch den Grobteil wandern kann (Suffosion). 
 
Um die Strömungs- und Potentialverhältnisse sowie insbesondere auch die Auswirkungen von sog. Ha-
variefällen wie z.B. außerplanmäßige Undichtigkeiten (z.B. an den Fugen der Schwergewichtsmauer) 
oder Umströmungen auf die Gesamtsicherheit der Haltung im Bereich der Baugruben zu untersuchen, 
wurde ein dreidimensionales Strömungsmodell aufgestellt, vgl. Bild 4. In diesem Berechnungsmodell war 
die Erfassung der anisotropen Durchlässigkeitseigenschaften des Baugrundes erforderlich. Des Weiteren 
musste ein Teil des globalen Dichtungssystems bestehend aus mehreren Dichtwänden mit über 100 m 
Länge sowie einer Asphaltdichtung des Einlaufbereiches zum Kraftwerk abgebildet werden, um die Diffe-
renz zwischen dem Unterwasserstand und dem aufgestauten Oberwasserstand von über 10 m rechne-
risch erfassen zu können. Auf Grundlage dieses dreidimensionalen Strömungsmodells konnte u.a. auch 
belegt werden, dass die Strömungsverhältnisse durch den Einbau der Baugruben nicht entscheidend 
verändert werden und der Ansatz von entsprechenden Differenzwasserdrücken im statischen Modell 
näherungsweise vernachlässigt werden kann. 
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Bild 4:  Dreidimensionales Strömungsmodell zur Überprüfung des Einflusses außerplanmäßiger 
Undichtigkeiten auf den Grundwasserspiegels im Baufeld unter Berücksichtigung der „neu-
en“ Baugruben  
 
5. Berechnungsmodelle Hauptbaugrube 
5.1 Allgemeines 
Als besondere Herausforderung an die Planung ergaben sich insbesondere folgende Punkte:  
 
– Extrem tiefe Baugrube (Aushubtiefe ca. 34 m) mit hohem Wasserüberdruck (bis 25 m Wassersäu-
le) in suffosionsgefährdetem Baugrund mit hohen Anforderungen an Bemessung und Dichtigkeit  
– Baugrube neben bestehenden verformungsempfindlichen Bauwerken mit Forderung einer realisti-
schen Verformungsprognose 
– Baugrube mit komplexer Geometrie und unsymmetrisch auftretenden Einwirkungen mit Erfordernis 
der Erfassung der räumlichen Tragwirkung 
– Bauen in bestehender Stauhaltung mit der Erfordernis der Gewährleistung der Haltungssicherheit 
– Gegenseitige Interaktion der Baugruben u.a. bei Aushub der UW-Baugrube mit teilausgesteifter 
HBG (Bettungsreduktion infolge Aushub der UW-Baugrube)  
 
Unter Zugrundelegung der o.g. Punkte war eine vereinfachte analytische Berechnung bzw. eine Berech-
nung unter Verwendung von Strukturmodellen aus dem konstruktiven Ingenieurbau (z.B. mit Schalenmo-
dellen), bei der nur die Struktur des zu erstellenden bzw. vorhandenen Bauwerkes und seiner Bauteile 
erfasst wird, nicht zielführend. Grundvoraussetzung der Modellierung war, dass neben den Bauteilen 
auch der umgebende Boden mit Elementtypen und Stoffgesetzen in einem entsprechenden numerischen 
dreidimensionalen Kontinuumsmodell mit erfasst wurde. Diese Berechnungen wurden mit dem FE-
Programm PLAXIS 3D-Foundation durchgeführt. 
 
Da der Baugrund im Wesentlichen aus unterschiedlich mächtigen nichtbindigen Auffüllungen sowie aus 
gewachsenen Sanden und Kiesen besteht, wurde zur Abbildung des anstehenden Baugrundes das sog. 
Hardening Soil (HS) Modell (elasto-plastisches Stoffgesetzt mit deviatorischer und volumetrischer Verfes-
tigung) verwendet, welches Ent- und Wiederbelastungseffekte bzw. spannungsabhängige Steifigkeiten 
des Baugrundes erfasst.  
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5.2 Besonderheiten bei der Generierung und ausgewählte Berechnungsergebnisse 
Das dreidimensionale Berechnungsmodell wurde unter Berücksichtigung der vorhandenen Situation ab-
gebildet. Dabei wurden die HBG, der anstehende Baugrund, aber auch die vorhandene Nachbarbebau-
ung berücksichtigt. Insbesondere war es erforderlich, das in westlicher Richtung dicht an die HBG an-
schließende bestehende Kraftwerk sowie die im Bereich der HBG liegenden Ufermauern (Schwerge-
wichtsmauern) in ihrer Lage und ihren Abmessungen realitätsnah zu modellieren (Bild 5). Des Weiteren 
waren auch die angrenzende Oberwasser- und Unterwasserbaugrube in das Modell mit einzubeziehen, 
da aufgrund der baubetrieblichen Abläufe schon mit dem Aushub in den benachbarten Baugruben zu 
beginnen war, während in der HBG durch den Einbau des Kraftwerkes jeweils teilausgesteifte Zustände 
vorhanden waren. Insofern war eine gegenseitige Interaktion zwischen den Einzelbaugruben verbunden 
mit einem ständigen Wechsel der Bettungsverhältnisse der Baugrubenwände der HBG während der 
Bauausführung sowie auch Teilrückbauzustände während des Kraftwerkseinbaus zu erfassen. Auch der 
Kraftfluss von der HBG in die Schlitzwände der UW-Baugrube und die dortige Ableitung in den Baugrund 
war von wesentlicher Bedeutung.  
 
 
Bild 5:  Berechnungsmodell HBG (PLAXIS 3D-Foundation) – Bauphase mit Teilaussteifung infolge 
Kraftwerk (ohne Darstellung der Wasserspiegel) 
Schlitzwand und Kopfbalken der HBG wurden durch linear elastische Strukturelemente (Platten), die eine 
entsprechende Biege- und Dehnsteifigkeit besitzen, modelliert. Die Schlitzwand wurde dabei als Poly-
gonzug abgebildet. Damit können realistisch Schnittgrößen und Verschiebungen ermittelt werden.  
 
Zur Berücksichtigung der Zusammensetzung des Korbbogens aus einzelnen Schlitzwandlamellen wur-
den folgende zusätzliche Randbedingungen eingeführt:  
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– Eine Zugkraftübertragung in horizontaler Richtung bzw. Ringrichtung zwischen den einzelnen La-
mellen ist nicht möglich  
– Eine Momentenbeanspruchung in Ringrichtung (Radialmoment) kann infolge der einzelnen Lamel-
len und der dadurch gegebenen Unterbrechung der Bewehrung in Ringrichtung nur sehr bedingt 
erfolgen. Daher wurde der Korbbogen ohne Radialmoment berechnet.  
 
Im Übergang von Struktur- zu Volumenelementen wurden Interface-Elemente, mit denen das Verhalten 
der Kontaktfläche beschrieben werden kann, modelliert. 
 
Betonbauteile, die als Volumenelement abgebildet sind, wie die bestehenden Ufermauern und der beste-
hende Kraftwerksblock wurden mit einem linear elastischen Stoffgesetz abgebildet. 
 
Die Unterwasserbetonsohle wurde mit ihrer aussteifenden Wirkung ebenfalls mit Volumenelementen 
modelliert, denen jedoch ein Stoffgesetz nach Mohr-Coulomb zugeordnet wurde. Durch entsprechende 
Wahl der Parameter wurde gewährleistet, dass realitätsnah nur bedingt Zugspannungen in der Sohle 
aufgenommen werden können. 
 
Die berechneten Verformungen beim Lenzen sind in Bild 6 dargestellt. Demzufolge waren Verformungen 
der Schlitzwände der HBG bis max. 3 cm zu erwarten. In Bild 6 kann zudem ersehen werden, dass sich 
ein asymmetrisches Verformungsbild mit geringeren Verformungen auf der Richtung Osten liegenden 
Kraftwerksseite im Vergleich zur westlichen Seite der Verbauwand ergab. 
 
In Bild 7 sind ausgewählte Schnittgrößen dargestellt. Die charakteristischen Ringnormalkräfte erreichen 
im Bereich der westlichen Seite der Verbauwand der HBG einen Maximalwert von etwa 9 MN/m. Auf-
grund der ovalen Baugrubenform, der Ausbildung der Verbauwand als Polygonzug, den Anschlüssen an 
die OW- und UW-Baugruben und der unsymmetrischen Belastungssituation werden ebenfalls hohe 
Querkräfte ausgelöst, die u. a. im Fugenbereich ohne durchgängige horizontale Bewehrung sicher zu 
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Bild 7:  Ausgewählte Schnittgrößen der Schlitzwand (Bauphase Lenzen HBG) 
 




Die Bauausführung erfolgt durch die ARGE RKI bestehend aus der Schleith GmbH und der Implenia Bau 
AG. Nach dem Vorbereiten des Baufeldes mit umfangreichen Geländeanpassungen, die u.a. den Bau 
von bis zu 4,5 m hohen Schwergewichtsmauern erforderte und dem Abbruch von baulichen Nebenanla-
gen des bestehenden Kraftwerks sowie Baubehelfen aus der Bauzeit des bestehenden Kraftwerks (im 
Vorfeld bekannte tieferliegende Hindernisse in der Schlitzwandtrasse wurden dabei mit verrohrten Boh-
rungen  1,5 m beseitigt) wurde die Leitwand als Führung für den Schlitzwandgreifer hergestellt (Bild 8). 
  
Die Schlitzwände wurden im Greiferverfahren hergestellt. Die Schlitzwandlamellen sind mit Abschalele-
menten aus Stahlbeton (Dicke 35 cm) voneinander getrennt (Bild 9). Aufgrund der räumlichen Tragwir-
kung der HBG wurde für die Schlitzwände eine maximal zulässige Neigungsabweichung von 0,5 % fest-
gelegt. 
 
Besondere Herausforderungen bei der Schlitzwandherstellung waren die sog. Y-Lamellen in den hochbe-
lasteten Übergangsbereichen von HBG zu OW-und UW-Baugrube (Schlitzwandelemente, bei welchen 
ein Schenkel der Krümmung der HBG folgt und ein zweiter Schenkel spitzwinkelig in Richtung der An-
schlussbaugruben ragt), vgl. Bild 9. Die Bewehrungskörbe der Y-Lamellen waren mit Leerohren ausges-
tattet. Vor Beginn des Baugrubenaushubs konnten so Ultraschall-Integritätsprüfungen (Cross-Hole Mes-
sungen) zur Überprüfung des Schlitzwandbetons durchgeführt werden, wobei im Anschluss an die Integ-
ritätsprüfungen in die Leerrohre Inklinometerrohre für die Verformungsmessungen eingebaut wurden. 
 
Nach Fertigstellung der Schlitzwandarbeiten wurde der Kopfbalken und nach einem Voraushub der 
Druckring hergestellt. Der Aushub der Baugruben erfolgte über dem Wasserspiegel mit Hydraulikbag-
gern, unter Wasser dagegen mittels Seilbaggern (Bild 10). Der teilweise bis in Tiefen von 25 m unter Ge-
ländeoberkante künstliche Baugrund, mit einer Vielzahl bekannter und unbekannter andropogener Hin-
dernisse, erschwerte die Bauausführung erheblich.  
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Bild 8: Herstellung der Leitwände und Schlitzwandaushub 
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Nach Erreichen der Baugrubensohle wurden vom Ponton aus 232 GEWI-Pfähle im Raster von 2,5 m x 
2,5 m mit einer Gesamtlänge von ca. 6.900 m für die Rückverankerungen der Unterwasserbetonsohle 
hergestellt. Nach Herstellung der Rückverankerung wurden in ca. 36 Stunden 4500 m³ Beton für die 3 m 
dicke Unterwasserbetonsohle eingebaut (Bild 10).  
 
Bild 10: Unterwasseraushub mit Seilbagger und Betonage der UW-Betonsohle 
 
Nach Fertigstellung des Aushubs, während der Herstellung der Rückverankerung wurden sämtliche 
Schlitzwandfugen mit Tauchern kontrolliert und bei Auffälligkeiten per Video dokumentiert. So gelang es 
Schwachstellen an den Systemfugen (zwischen den einzelnen Schlitzwandelementen) bereits vor den 
Lenzen festzustellen und entsprechend zu sanieren (Bild 11). Nachdem die Unterwasserbetonsohle ein-
gebracht war und diese eine ausreichende Festigkeit besaß, wurde die Baugrube Ende Dezember 2010 
vollständig gelenzt. 
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7 Mess- und Beobachtungskonzept 
Aufgrund der Komplexität der Baumaßnahme wurden die Berechnungen und Nachweise durch eine 
messtechnische Überwachung in Anlehnung an die Beobachtungsmethode ergänzt. Hierzu wurde ein 
Messprogramm aufgestellt, durch das anhand wichtiger Messgrößen überprüft werden konnte, ob das 
tatsächliche Systemverhalten innerhalb der einzuhaltenden Grenzen liegt. Die entsprechenden Progno-
sewerte und einzuhaltenden Grenzen des Bauwerks- und Baugrundverhaltens wurden unter Zugrundele-
gung der berechneten Verformungen und Beanspruchungen festgelegt (z. B. Schwellen-, Eingreif- und 
Alarmwerte im Sinne der EAB EB 32). Neben den GW-Messstellen zur Überprüfung der Grundwasserhö-
hen im Hinblick auf die Einhaltung der Bemessungswasserstände sowie Temperaturmessungen zur 
Feststellung von außerplanmäßigen Umströmungen / Durchströmungen im Baufeld wurden bei der HBG 
u. a. die Horizontalverformungen der Baugrubenwände mit Vertikalinklinometern überwacht. Die Anord-
nung der Messstellen ist in Bild 2 dargestellt. 
 
Im Zuge des Lenzvorganges wird die Belastung der Schlitzwände und der Unterwasserbetonsohle ent-
scheidend erhöht. Des Weiteren ist die Lenzphase die kritischste Zeit für Leckagen. Insbesondere die 
Systemfugen zwischen den einzelnen Schlitzwandlamellen und die Fuge zwischen Unterwasserbeton-
sohle und Schlitzwand sind im Regelfall die Schwachstellen in Bezug auf die Dichtigkeit. Zwangsläufig 
vorhandene Imperfektionen wie z. B. Risse in der Schlitzwand infolge Biegung sind im Hinblick auf die 
Dichtigkeit im Regelfall untergeordnet, wohingegen Schwindrisse in der UW-Betonsohle schnell zu gro-
ßen Leckagewasserraten führen können und aufgrund der großen Wasserdrücke eine Sanierung schwie-
rig ist. Schon im Voraus wurde daher ein entsprechendes Lenzkonzept mit Definition von zulässigen Le-
ckageraten und zu ergreifenden Gegenmaßnahmen erstellt. Das Lenzkonzept sah während des Lenz-
vorganges Wartezeiten und Auswerte- bzw. Entscheidungsstufen nach jeweils ca. 5 m Lenzung vor. 
 
Zum Jahreswechsel 2010/2011 wurde die HBG innerhalb von vier Tagen vollständig gelenzt. Während 
des Lenzens wurden neben den Verformungen der Wände die Pumpraten (Fördermengen) und die Au-
ßen- und Innenwasserstände dokumentiert und ausgewertet. Nach dem Erreichen des Absenkzwischen-
ziels erfolgte jeweils eine Wartezeit von einer Nacht. Dabei zeigte sich, dass der Wasserspiegel in der 
Baugrube um weniger als 1 cm innerhalb von 10 Stunden angestiegen war und die Baugrube entgegen 
der üblichen Erfahrungen tatsächlich vollständig dicht war (Restwassermengen nach dem Lenzen ca. 
650 l/h), vgl. auch Bild 12. 
 
Exemplarisch sind in Bild 12 die gemessenen Verformungen beim Lenzen der HBG im Bereich der west-
lichen „flachen Seite“ der HBG dargestellt. Des Weiteren sind die prognostizierten Verformungen und die 
jeweiligen Eingreif- und Alarmwerte (hier für den Bauzustand Lenzen) dargestellt. Bei der Festlegung der 
entsprechenden Verformungswerte für die Eingreif- und Alarmwerte wurden ausgehend vom vorhande-
nen Gesamtsicherheitsniveau bei der Betonbemessung zunächst die maximal aufnehmbaren Verformun-
gen unmittelbar vor dem Bruch berechnet. Unter Berücksichtigung eines verbleibenden Restsicherheits-
niveaus (zur Berücksichtigung gewisser Unsicherheiten) bei der Festlegung und Messung wurde dann 
der Grenzwert definiert. Als Eingreifwert gilt der Mittelwert zwischen dem Schwellwert (= Prognosewert) 
und dem Grenzwert. 
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Bild 12:  Gemessene Schlitzwandverformungen an Lamelle 1 (vgl. Bild 2) während des Lenzens und 
im gelenzten Zustand der HBG  
 
8 Zusammenfassung  
Die Erweiterung des Rheinkraftwerkes Iffezheim stellte insbesondere aufgrund der außergewöhnlichen 
Baugrubengeometrien und den vorliegenden Randbedingungen eine große Herausforderung an Planung 
und Ausführung dar. Der teilweise bis in Tiefen von 25 m unter Geländeoberkante künstliche Baugrund, 
mit einer Vielzahl bekannter und unbekannter andropogener Hindernisse, erschwerte die Bauausführung 
erheblich. Die große Anzahl parallel laufender Arbeiten wie z.B. Hindernisbeseitigung, Leitwandherstel-
lung, Schlitzwandarbeiten, Arbeiten am Kopfbalken und Druckring, etc., bei dem gleichzeitig sehr gerin-
gen Platzangebot, forderte einen hohen logistischen Aufwand und eine gute Abstimmung. Die ovale 
Hauptbaugrube der Erweiterung des Rheinkraftwerkes Iffezheim ist aber auch ein Beispiel dafür, dass bei 
entsprechender Zusammenarbeit der Projektbeteiligten (als ein Beispiel hierfür sei z. B. das vollständige 
Lenzen der HBG innerhalb von nur vier Tagen am Jahreswechsel 2010/11 genannt) auch schwierige 
Baumaßnahmen realisiert werden können. 
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Neubau der Kanalüberführung und Ausbau des Mittellandkanals in Elbeu 
 




Der Ausbau des Mittellandkanals (MLK) stellt den Anschluss der Großräume Magdeburg und Berlin an 
die wichtigsten Nordseehäfen und die westlichen Industriezentren durch eine leistungsfähige, sichere und 
umweltfreundliche Wasserstraßenverbindung der Klasse Vb sicher. 
 
Der vorhandene, unzureichende Kanalquerschnitt wird aufgeweitet für leistungsfähige Großmotorgüter-
schiffe bis 110 m Länge und Schubverbände bis 185 m Länge mit einer Breite von 11,45 m und einem 
Tiefgang von 2,80 m. Die Schiffe haben eine Tragfähigkeit von 2.100 t bzw. 3.500 t. 
 
Das Wasserstraßen-Neubauamt Helmstedt (WNA) ist für den Ausbau der Osthaltung des MLK zwischen 
Wolfsburg und Magdeburg verantwortlich. 
 
 
Osthaltung des Mittellandkanals 
 
Die vorhandene Situation 
Der Ausbau dieser Wasserstraßenverbindung ist hier weit vorangeschritten und steht nun kurz vor sei-
nem Abschluss. Von Westen her ist Haldensleben schon fast optimal angebunden. Es fehlen noch Teile 
des Bereichs, der sich von östlich von Haldensleben rund 15 km bis zum Wasserstraßenkreuz in Magde-
burg erstreckt. In diesem Bereich nordwestlich von Magdeburg liegt der Kanal in der Hohen Dammstre-
cke. Der Kanalwasserspiegel befindet sich ca. 15 m über dem umliegenden Gelände. Die Sohle des Ka-
nals ist mit einer Naturdichtung aus Ton gedichtet, um das Durchströmen der Dämme zu verhindern. 
 
In der „Hohen Dammstrecke“ nördlich von Magdeburg wird der MLK bei Elbeu über die Hauptstrecke der 
DB AG von Magdeburg nach Stendal überführt. Das Bauwerk wurde 1928 über die bereits bestehende 
Bahntrasse errichtet. Um das Lichtraumprofil der Bahnstrecke einzuhalten, stand damals bis zur Kanal-
sohle (NN + 52,00 m) nur wenige Dezimeter Bauhöhe zur Verfügung. Deshalb wurde ein gemauertes 
Klinkergewölbe auf Stampfbetonwiderlager erbaut. Das ca. 100 m lange Bauwerk hat eine lichte Weite 
von 9,60 m. Der Mauerwerksbogen hat im Scheitel eine Stärke von 64 cm, die Widerlager messen an der 
Basis jeweils 8 m. Das Bauwerk ist zu ersetzen, da es den modernen Regelprofilen des Kanals sowie 
denen der DB AG nicht mehr gerecht wird. Auch der Streckenabschnitt des MLK in diesem Bereich (Stre-
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Die Kanalüberführung Elbeu vor Beginn der Bauarbeiten 
 
Querschnitt des bestehenden Bauwerkes 
 
Planung und Neubau 
Nach Abwägung aller wirtschaftlichen, sicherheitstechnischen und baulichen Belange wird vom Wasser-
straßen-Neubauamt Helmstedt zunächst unmittelbar südlich der vorhandenen Kanalüberführung eine 
einschiffige Kanalbrücke im Rechteckquerschnitt als Ausweiche erstellt. Nach Fertigstellung dieser wird 
die alte Kanalüberführung abgebrochen und anschließend an der gleichen Stelle eine zweischiffige Ka-
nalbrücke (Wasserspiegelbreite 42,00 m) über die Bahntrasse errichtet. Der Betrieb auf dem Kanal kann 
aufrecht erhalten werden. Der Bodenabbau über dem alten Gewölbe und dessen Abbruch sind in einer 
zweiwöchigen Vollsperrung der Bahn vorgesehen. 
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Lageplan: Neubau als Brücke in Standardbreite in Alter Fahrt mit einschiffiger Ausweiche in Neuer Fahrt  
 
Bei der Planung hat sich als wirtschaftlichster Baustoff Stahlbeton erwiesen, der in Form eines nach un-
ten offenen Rahmens ohne Lager ausgebildet wird und damit besonders wartungsarm ist. Der Rahmen 
wird in gleicher Form auch unter der Mittelinsel zwischen Alter Fahrt und Ausweiche sowie unter den 
Außenböschungen ausgeführt. Die vollständige Verfüllung der Mittelinsel und der Außenböschungen 
über den Portalen führt neben einem Sicherheitsgewinn zu einer ökologisch günstigeren und optisch 




Querschnitt des Rahmenbauwerks 
 
Im Vorfeld der Planungen wurden Standsicherheitsuntersuchungen für den 3,3 km langen Abschnitt in 
der Hohen Dammstrecke bei Elbeu durchgeführt. Die Dammhöhen ergeben sich zu 7 bis 17 m. Für diese 
Untersuchungen wurde das geplante Ausbauprofil des Kanals (Rechteckprofil mit 42 m Wasserspiegel-
breite) zugrunde gelegt. Die Standsicherheit der wasserseitigen Böschungen war bereits bei früheren 
Untersuchungen nachgewiesen worden, so dass nur die luftseitigen Böschungen betrachtet wurden. 
 
Die Berechnungen zeigten eindeutig, dass der vorhandene Damm keine ausreichende Standsicherheit 
aufweist. Als Sicherungsmaßnahmen wurden je nach Abschnitt Vorschüttungen und Bodenaustausch 
konzipiert, so dass die Standsicherheit nach MSD 1998 nachgewiesen werden konnte. 
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Regelquerschnitt des vorhandenen Damms 
 
Nach einer EU-weiten Ausschreibung beauftragte das WNA im Februar 2010 die Fa. Bunte aus Papen-
burg mit dem Neubau der KÜ und dem Ausbau des zugehörigen Streckenabschnitts Wolmirstedt. Die 
Auftragssumme beträgt 56,5 Mio €. Die beschriebene Variante wird derzeit ausgeführt.  
 
Vor Beginn der Bauarbeiten am Kanalquerschnitt wurden somit die Dammfüße ertüchtigt. Durch die Er-
tüchtigung der Dämme, die eine schadlose Durchströmung ermöglicht, wird das Sicherheitsniveau so 




Ertüchtigung des vorhanden Dammes 
 
Der Ausbau erfolgt mit einer Breite von 42,00 m zwischen den bereits vorhandenen Spundwänden. Da 
der Kanalwasserspiegel in diesem gesamten Abschnitt über dem Grundwasser liegt, muss der Kanal mit 
einer 30 cm dicken Tonschicht, die zwischen den Spundwänden auf der Kanalsohle eingebaut wird, ge-
dichtet werden. Zum Schutz gegen Erosion wird die Tonschicht mit einem geotextilen Filter abgedeckt. 
Abschließend wird als Schutz gegen Strömung und Wellen sowie gegen Ankerwurf und Schiffsanfahrung 
eine Deckschicht aus Wasserbausteinen aufgebracht. Der Streckenabschnitt erhält auf den Seitendäm-
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Ausweiche im Bau 
 
 
Erstellung des Rahmenbauwerkes i. B. der Ausweiche 
 
Die Erdarbeiten für die Ausweiche außerhalb des Bauwerkes sind größtenteils bereits erfolgt, so dass 
jetzt der Spundwand- und Dichtungseinbau dort durchgeführt wird. Parallel ist die Lücke über dem neu 
errichteten Bauwerk zu schließen. 
 
Zum Ende dieses Jahres soll die Ausweiche geflutet werden und in Betrieb gehen. Im März 2012 wird die 
vorhandene Überführung in einer zweiwöchigen Vollsperrung der Bahn abgebrochen werden. Die Alte 
Fahrt des Kanals wird dafür mittels Querdämmen unterbrochen und in diesem Bereich gelenzt. Der Bau-
ablauf nach dem Abbruch der vorhandenen KÜ wird in diesem zweiten Bauabschnitt entsprechend dem 
ersten sein, d. h. nach dem Herstellen der Baugrubenspundwand werden die Gründungspfähle einge-
bracht, dann schließt sich der Bau der Seitenwände, der Decke und der Uferwände an. 
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Ansatz von Einwirkungen aus Grund- und Oberflächenwasser nach neuen Normen 
 




Im Jahr 1975 beschloss die Europäische Kommission ein Aktionsprogramm zur Beseitigung von Han-
delshemmnissen im Baubereich durch Harmonisierung der technischen Regeln für die Lastannahmen 
und die Bemessung baulicher Anlagen. In den 1980er Jahren entstand so die erste Generation der Euro-
codes für den konstruktiven Ingenieurbau. 1989 übertrug die Kommission diese Aufgabe an das CEN 
(Committee for European Standardization), die Europäische Normungsorganisation. Nachdem in einem 
ersten Schritt die Eurocodes als Europäische Vornormen (ENV) erschienen, wurden diese ab dem Jahre 
1997 in einem zweiten Schritt in Europäische Normen (EN) überführt. Nähere Informationen sind z. B 
über die deutsche Eurocode-Internetplattform des Beuth-Verlags Eurocode online erhältlich.  
 
Die Veröffentlichung der deutschen Fassungen (DIN EN) der Eurocodes und der deutschen Nationalen 
Anhänge (NA), die die in Deutschland gültigen, nicht in den Eurocodes festgelegten Nachweisverfahren 
und Parameter enthalten, ist zwischenzeitlich weitgehend erfolgt. Die bautechnische Einführung eines 
wesentlichen Teils der Eurocodes für die Baubehörden der Länder und des Bundes ist zum 01.07.2012 
vorgesehen (Fachkommission Bautechnik der Bauministerkonferenz, 2010). Ab diesem Zeitpunkt sind im 
Bereich der beteiligten Bauverwaltungen die Regelungen der Eurocodes für die Lastannahmen und die 
Bemessung baulicher Anlagen alleinig gültig. Deutsche Normen, die Bereiche regeln, die denen der Eu-
rocodes entsprechen, oder die insbesondere widersprechende Regelungen beinhalten, müssen bis dahin 
zurückgezogen oder ersetzt werden. Deutsche Normen, die ergänzende Regelungen zur Bemessung 
baulicher Anlagen enthalten, die die spezifischen deutschen Erfahrungen berücksichtigen und die über 
die Regelungen der Eurocodes hinaus gehen, sind jedoch weiterhin möglich. 
 
In diesem Beitrag werden für die Beanspruchungen von Bauwerken aus Grund- und Oberflächenwasser 
die normativen Grundlagen und die daraus resultierenden Wasserdruckansätze in den geotechnischen 
Nachweisen dargestellt. Die Grundlagen und die Durchführung der geohydraulischen Nachweise basie-
rend auf den neuen Normen wurden bereits von Odenwald (2011) dargestellt. 
 
2 Grundlagen 
2.1 Zukünftige Struktur der Normen im Bauwesen 
Die zukünftige Hierarchie der deutschen Normen im Bauwesen, bezogen auf die geotechnische Bemes-
sung von Bauwerken, ist nach Schuppener (2011) in Bild 1 etwas vereinfacht dargestellt. Die Spitze der 
europäischen Normen im Bauwesen bilden der Eurocode: Grundlagen der Tragwerksplanung und der 
Eurocode 1: Einwirkungen auf Tragwerke. Sie bilden die neue Grundlage für die Bemessung im gesam-
ten Bauwesen Europas. Auf diese beiden Grundnormen beziehen sich alle anderen acht Eurocodes 
(EC 2 – EC 9), so z. B. der Eurocode 2: Bemessung und Konstruktion von Stahlbeton- und Spannbeton-
tragwerken, der Eurocode 3: Bemessung und Konstruktion von Stahlbauten sowie auch der Eurocode 7: 
Entwurf, Berechnung und Bemessung in der Geotechnik. Diese Eurocodes untergliedern sich jeweils 
wiederum in mehrere Teile. Zu den Teilen der einzelnen Eurocodes existieren jeweils Nationale Anhänge, 
in denen die nicht in den Eurocodes festgelegten Parameter national definiert sind.  
 
Der Eurocode: Grundlagen der Tragwerksplanung, nachfolgend vereinfacht als EC 0 bezeichnet, legt 
Prinzipien und Anforderungen für die Tragsicherheit, Gebrauchstauglichkeit und Dauerhaftigkeit von 
Tragwerken fest, beschreibt die Grundlagen der Tragwerksplanung einschließlich der Nachweise und gibt 
Hinweise zu den dafür anzuwendenden Zuverlässigkeitsanforderungen. Die deutsche Fassung des EC 0 
DIN EN 1990 (2010) ersetzt zusammen mit dem nationalen Anhang DIN EN 1990/NA (2010) die bisheri-
ge deutsche Grundlagennorm für die Tragwerksplanung DIN 1055-100 (2001). Die Regelungen im EC 0 
entsprechend weitgehend denen der bereits ebenfalls auf dem Teilsicherheitskonzept basierenden 
DIN 1055-100. 
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Bild 1: Zukünftige Hierarchie der deutschen Normen im Bauwesen 
 
Die neue europäische Grundlagennorm für die Geotechnik Eurocode 7 besteht aus Teil 1: Allgemeine 
Regeln, der die Grundlagen für Entwurf, Berechnung und Bemessung in der Geotechnik enthält, und 
Teil 2: Erkundung und Untersuchung des Baugrunds. Die deutsche Fassung des Eurocode 7, Teil 1 
(EC 7-1), DIN EN 1997-1 (2009) ersetzt zusammen mit dem Nationalen Anhang DIN EN 1997-1/NA 
(2010) und der neuen, als nationale Ergänzungsnorm zum EC 7-1 fungierenden DIN 1054 (2010) die 
bisherige deutsche Grundlagennorm für die geotechnischen Nachweise DIN 1054 (2005). Da die neue 
DIN 1054 (2010) nur noch eine deutsche Ergänzungsnorm darstellt und immer nur in Verbindung mit dem 
EC 7-1 und dem NA zum EC 7-1 angewendet werden kann, wurden vom zuständigen deutschen Nor-
menausschuss die drei Normen in einem Handbuch Eurocode 7 - Geotechnische Bemessung, Band 1: 
Allgemeine Regeln (2011) zusammengefasst. Der Hauptbestandteil des Normen-Handbuchs ist die deut-
sche Fassung des EC 7-1, DIN EN 1997-1 (2009), in die die ergänzenden deutschen Regelungen der 
DIN 1054 (2010) und die Hinweise und Erläuterungen des Nationalen Anhangs DIN EN 1997-1/NA 
(2010) hinter den entsprechenden Textstellen des EC 7-1 eingefügt sind. Dabei sind die ergänzenden 
Regelungen der DIN 1054 (2010) einschließlich der Tabellen und Zeichnungen durch ein vorgesetztes 
„A“ und die Hinweise und Erläuterungen des Nationalen Anhangs durch „NA zu …“ gekennzeichnet (sie-
he auch Schuppener (2011)). Auch die DIN 1054 (2005) basiert bereits auf dem Teilsicherheitskonzept. 
Allerdings unterscheiden sich einige grundlegende Bezeichnungen der DIN EN 1997-1 (2009) und daraus 
resultierend auch der DIN 1054 (2010) von denen der DIN 1054 (2005). Die Regelungen für die Durch-
führung der geotechnischen Nachweise unterscheiden sich jedoch nicht wesentlich. 
 
Zusätzlich wird es selbstverständlich auch weiterhin deutsche DIN-Normen und andere technische Re-
gelwerke geben, in denen die Durchführung der einzelnen Nachweise, ggf. bezogen auf einen speziellen 
Bereich, festgelegt ist. Im Bereich des Wasserbaus ist dies z. B. für den Massivbau die DIN 19702 
(2010). In der Geotechnik sind die Berechnungsverfahren für die einzelnen Nachweise weiterhin in den 
entsprechenden Normen geregelt, z. B. die Berechnung des Erddrucks in der DIN 4085 (2011) oder die 
Geländebruchberechnungen in der DIN 4084 (2009). Weiterhin ist z. B. die Vorgehensweise bei der Er-
mittlung der Standsicherheit von Dämmen an Bundeswasserstraßen im MSD (2011) festgelegt. Auch 
diese Normen und technischen Regelwerke sind, soweit erforderlich, an die Nomenklatur und die Form 
der Standsicherheitsnachweise der Eurocodes anzupassen.  
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118B2.2 Regelungen im Eurocode (EC 0) 
Nachstehend sind die für die Wasserdruckansätze grundlegenden Regelungen und Definitionen des Eu-
rocode: Grundlagen der Tragwerksplanung (EC 0), die im Wesentlichen denen der DIN 1055-100 ent-
sprechen, kurz dargestellt. In Klammern sind die jeweiligen Kapitelnummern der DIN EN 1990 (2010) 
angegeben. 
 
Die Einwirkungen F auf Bauwerke oder Bauteile werden in ständige Einwirkungen G, veränderliche Ein-
wirkungen Q und außergewöhnliche Einwirkungen A unterschieden. 
 
– Bei einer ständigen Einwirkung G wird vorausgesetzt, dass sie während der gesamten Nutzungs-
dauer wirkt und dass ihre zeitliche Größenänderung gegenüber dem Mittelwert vernachlässigbar ist 
(1.5.3.3).  
– Im Gegensatz dazu ist bei einer veränderlichen Einwirkung Q ihre zeitliche Größenänderung nicht 
vernachlässigbar (1.5.3.4).  
– Eine außergewöhnliche Einwirkung A ist i. d. R. von kurzer Dauer, aber von bedeutender Größen-
ordnung und kann während der geplanten Nutzungsdauer des Tragwerks, jedoch mit keiner nen-
nenswerten Wahrscheinlichkeit auftreten (1.5.3.5).  
– Als Auswirkungen E von Einwirkungen werden Beanspruchungen von Bauteilen (z. B. Schnittkräf-
te, Momente, Spannungen, Dehnungen) oder Reaktionen des Gesamttragwerks (z. B. Durchbie-
gungen, Verdrehungen), die durch Einwirkungen hervorgerufen werden, bezeichnet (1.5.3.2). 
 
Der wichtigste repräsentative Wert einer Einwirkung ist der charakteristische Werk Fk. 
 
– Als charakteristischer Wert einer ständigen Einwirkung Gk ist bei kleiner Streuung der Mittelwert 
und bei größerer Streuung ein oberer und ein unterer Wert anzugeben (4.1.2(2)P).  
– Der charakteristische Wert einer veränderlichen Einwirkung Qk ist so festzulegen, dass er im Be-
zugszeitzeitraum als oberer Wert eine vorgegebene Wahrscheinlichkeit nicht überschreitet oder als 
unterer Wert eine vorgegebene Wahrscheinlichkeit erreicht. Er kann als Nennwert angegeben wer-
den, wenn die statistische Verteilung der Einwirkung unbekannt ist (4.1.2(7)P). 
– Der charakteristische Wert von klimatischen Einwirkungen, wie auch Einwirkungen aus Oberflä-
chenwasser und Grundwasser, beruht auf der 98%-Überschreitungsfraktile der Extremwertvertei-
lung der wesentlichen zeitveränderlichen Basisvariablen für einen Bezugszeitraum von einem Jahr. 
Dies entspricht einer mittleren Wiederkehrperiode dieser Basisvariablen von 50 Jahren (Anmer-
kung 2 zu 4.1.2(7)P). Dies bedeutet, dass der charakteristische Wert klimatischer Einwirkungen bei 
einer geplanten Nutzungsdauer des Bauwerkes von 50 Jahren für eine Überschreitungswahr-
scheinlichkeit (bzw. Unterschreitungswahrscheinlichkeit) von ein Mal in der Nutzungsdauer des 
Bauwerks zu ermitteln ist. Bei einer anderen geplanten Nutzungsdauer des Bauwerks sowie bei 
Beanspruchungen in Bau- oder Revisionszuständen können andere Jährlichkeiten zugrunde gelegt 
werden. 
– Der charakteristische Wert von außergewöhnlichen Einwirkungen Ak ist für den Einzelfall als 
Nennwert festzulegen. Eine außergewöhnliche Einwirkung wird unmittelbar als Bemessungswert 
Ad festgelegt, wenn sie nicht mit einem Teilsicherheitsbeiwert zur Ermittlung des Bemessungswer-
tes beaufschlagt wird (4.1.2(8)). 
– Der maßgebende repräsentative Wert Frep für ständige Einwirkungen Gk und für die dominierende 
veränderliche Einwirkung Qk (Leiteinwirkung) ist der charakteristische Wert. Der maßgebende re-
präsentative Wert für veränderliche Begleiteinwirkungen ist der Kombinationswert 0Qk, der durch 
das Produkt aus dem charakteristischen Wert der veränderlichen Einwirkung Qk und dem Kombi-
nationswert 0 gebildet wird (4.1.3(1)P).  
 
Der Bemessungswert einer Einwirkung Fd ergibt sich aus dem maßgebenden repräsentativen Wert der 
Einwirkung Frep multipliziert mit dem jeweiligen Teilsicherheitsbeiwert F (Fd = FFrep). 
 
Es wird zwischen den Grenzzuständen der Tragfähigkeit und der Gebraustauglichkeit unterschieden 
(3.1(1)P). Die Grenzzustände sind in den einzelnen Bemessungssituationen nachzuweisen (3.1(3)P), 
wobei in ständige, vorübergehende und außergewöhnliche Bemessungssituationen unterschieden wer-
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– Ständige Bemessungssituationen entsprechen den üblichen (planmäßigen) Bedingungen während 
der geplanten Nutzungsdauer des Bauwerks (3.2(2)P). Hier sind die ständigen Einwirkungen sowie 
die veränderlichen Einwirkungen, bezogen auf die geplante Nutzungsdauer des Bauwerks, zu be-
rücksichtigen. 
– Vorübergehende Bemessungssituationen beziehen sich auf zeitlich begrenzte (geplante) Zustän-
de, z. B. im Bauzustand oder während der Instandsetzung (3.2(2)P). Hier sind die ständigen Ein-
wirkungen sowie die relevanten veränderlichen Einwirkungen, bezogen auf den zeitlich begrenzten 
Zustand, zu berücksichtigen. 
– Außergewöhnliche Bemessungssituationen beinhalten außergewöhnliche (nicht planmäßige) Be-
dingungen während der geplanten Nutzungsdauer des Bauwerks oder während zeitlich begrenzter 
Zustände (3.2(2)P). Hier ist eine außergewöhnliche Einwirkung zusammen mit den gleichzeitig wir-
kenden ständigen und veränderlichen Einwirkungen zu berücksichtigen.  
 
119B2.3 Regelungen im Handbuch Eurocode 7 (EC 7) 
Nachstehend sind die für die Wasserdruckansätze grundlegenden Regelungen und Definitionen im Hand-
buch Eurocode 7 (2011) kurz dargestellt. In Klammern sind die jeweiligen Kapitelnummern des Hand-
buchs bzw. der DIN EN 1997-1 (2009) sowie der DIN 1054 (2010) (mit vorgesetztem A) angegeben. 
 
In der DIN 1054 (2010) wird anstelle der bisherigen Lastfälle ebenfalls in ständige, vorübergehende und 
außergewöhnliche Bemessungssituationen unterschieden. Sie werden als BS-P (persistent situation), 
BS-T (transient situation) und BS-A (accidental situation) bezeichnet (A (3)). Die Definitionen der Bemes-
sungssituationen (A (4)) entsprechen im Wesentlichen denen des EC 0.  
 
Die Grenzzustände der Tragfähigkeit und der Gebrauchstauglichkeit werden in der DIN 1054 (2010) als 
ULS (ultimate limit state) und SLS (serviceabilty limit state) bezeichnet anstatt GZ 1 und GZ 2 in der 
DIN 1054 (2005).  
 
Die im Grenzzustand der Tragfähigkeit (ULS) nachzuweisenden einzelnen Grenzzustände wurden ent-
sprechend EC 0 neu bezeichnet und neu gruppiert (2.4.7.1(1)P). Eine Gegenüberstellung der Bezeich-
nungen nach DIN 1054 (2005) sowie nach Handbuch Eurocode 7 (2011) beinhaltet Tabelle 1. 
 
Tabelle 1: Gegenüberstellung der Grenzzustände der Tragfähigkeit nach Handbuch Eurocode 7 (2011) 
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Für den Ansatz der aus dem Grundwasser resultierenden Einwirkungen werden folgende Regelungen 
getroffen: 
 
– Einwirkungen, bei denen die Kräfte des Grundwassers und des offenen Wassers vorherrschen, 
müssen im Hinblick auf Verformungen, Rissbildungen, Veränderung der Durchlässigkeit und Erosi-
on besonders beachtet werden (2.4.2 (9)P). 
– Ungünstige (oder destabilisierende) und günstige (oder stabilisierende) ständige Einwirkungen 
können gegebenenfalls als aus einer Ursache herrührend angesehen werden. In solchen Fällen 
darf ein einheitlicher Teilsicherheitsbeiwert auf die Summe dieser Einwirkungen oder Beanspru-
chungen angewendet werden (Anmerkung zu 2.4.2 (9)P). 
– Als Bemessungswerte von Grundwasserdrücken im Grenzzustand der Tragfähigkeit sind die un-
günstigsten Werte, die während der Nutzungsdauer des Bauwerks auftreten können, anzusetzen 
(2.4.6.1(6)P). 
– Bei der Ermittlung der Bemessungswerte der Beanspruchungen aus freiem Wasser und aus 
Grundwasser sind auch für den veränderlichen Anteil des Wasserdrucks die Teilsicherheitsbeiwer-
te für ständige Einwirkungen zugrunde zu legen (A 2.4.6.1.2 A(6)). 
– Die Bemessungswerte für Grundwasserdrücke dürfen entweder mit Teilsicherheitsbeiwerten auf 
charakteristische Wasserdrücke oder mit einem Sicherheitszu- oder -abschlag für den charakteris-
tischen Wasserstand abgeleitet werden (2.4.6.1(8)P). In Deutschland wird das Verfahren zur Er-
mittlung von Bemessungswerten durch Sicherheitszu- oder -abschlag auf charakteristische Was-
serstände jedoch nicht angewendet. 
 
120B3. Ansatz von Einwirkungen aus Wasser in geotechnischen Nachweisen 
121B3.1 Allgemeines 
In Deutschland ist die Vorgehensweise für den Ansatz von Einwirkungen aus Oberflächen- und Grund-
wasser in den geotechnischen Nachweisen nach Handbuch Eurocode 7 (2011) wie folgt geregelt: 
 
– Zunächst sind die maßgebenden (charakteristischen) Oberflächen- und Grundwasserstände ent-
sprechend den Regelungen für veränderliche (klimatische) Einwirkungen festzulegen und daraus 
die charakteristischen Wasserdrücke zu ermitteln. 
– Für die geotechnischen Nachweise dürfen die Bemessungswerte der aus dem Wasser resultieren-
den Einwirkungen (oder Beanspruchungen) grundsätzlich mit den Teilsicherheitsbeiwerten für 
ständige Einwirkungen ermittelt werden.  
– Da bei ständigen Einwirkungen i. d. R. nicht nach ungünstig oder günstig unterschieden wird, dür-
fen die auf das Bauwerk in gleicher Richtung wirkenden charakteristischen Wasserdrücke zusam-
mengefasst werden. Aus den resultierenden charakteristischen Wasserdrücken ergeben sich die 
auf das Bauwerk wirkenden charakteristischen Beanspruchungen. 
– Die Bemessungswerte der Beanspruchungen ergeben sich aus der Multiplikation der charakteristi-
schen Werte mit den Teilsicherheitsbeiwerten. 
 
122B3.2 Beispiel: Nachweis einer Schwergewichtswand gegen Gleiten  
Für die Berücksichtigung von Einwirkungen aus Wasser nach o. g. Vorgehensweise ist exemplarisch der 
Ansatz horizontaler Wasserdrücke auf eine Schwergewichtswand (Bild 2) für den Nachweis gegen Glei-
ten dargestellt. Das Beispiel stellt vereinfacht eine aus Schwergewichtswänden und durchlässiger Pflas-
tersohle bestehende Schleusenkammer dar. Die Wand ist auf einer geringdurchlässigen Bodenschicht 
aufgelagert. Darüber steht landseitig der Kammerwand eine gut durchlässige, nichtbindige Bodenschicht 
an. Kammerseitig befindet sich oberhalb der geringdurchlässigen Aufstandsfläche die durchlässige Pflas-
tersohle der Schleusenkammer.  
 
Maßgebend für den Nachweis gegen Gleiten in der ständigen Bemessungssituation ist der obere charak-
teristische Grundwasserstand landseitig der Kammerwand (h1) und der untere charakteristische Wasser-
stand in der Kammer (Unterwasserstand h2). Da aufgrund der geringdurchlässigen unterlagernden Bo-
denschicht die Grundwasserunterströmung der Schwergewichtswand vernachlässigt werden kann, stellt 




Aktuelle geotechnische Fragestellungen bei Baumaßnahmen an Bundeswasserstraßen 









Bild 2: Beidseitig wasserbelastete Schwergewichtswand 
 
Der Nachweis gegen Gleiten erfolgt nach Handbuch Eurocode 7 (2011) mit dem Verfahren GEO-2 (siehe 
Tabelle 1), bei dem zur Ermittlung der Bemessungswerte die charakteristischen Einwirkungen bzw. Be-
anspruchungen mit Teilsicherheitsbeiwerten erhöht und die charakteristischen Widerstände mit Teilsi-
cherheitsbeiwerten abgemindert werden. Für die ständigen Einwirkungen erfolgt dabei keine Unterschei-
dung hinsichtlich günstiger oder ungünstiger Wirkung.  
 
Die Ermittlung des auf die Schwergewichtswand für den Nachweis gegen Gleiten anzusetzenden Be-
messungswertes der horizontalen Wasserdruckkraft ist schematisch in Bild 3 dargestellt. Die beidseitig 
der Wand wirkenden horizontalen Wasserdruckkräfte Wk,1 und Wk,2 (a) (mit W =spezifisches Gewicht von 
Wasser) werden zu der resultierenden Wasserdruckkraft Wk,res zusammengefasst (b). Der resultierende 
Bemessungswert der Wasserdruckkraft Wd (c) ergibt sich durch Multiplikation mit dem Teilsicherheitsbei-
wert G. In der ständigen Bemessungssituation beträgt der Teilsicherheitsbeiwert für ständige Einwirkun-
gen beim Verfahren GEO-2 G = 1,35. Alternativ können auch beidseitig der Wand die Bemessungswerte 
der Wasserdruckkräfte Wd,1 und Wd,2 (d) angesetzt werden. Diese ergeben sich durch Multiplikation der 
charakteristischen Wasserdruckkräfte Wk,1 und Wk,2 jeweils mit dem Teilsicherheitsbeiwert G, unabhängig 




Bild 3: Ansatz von horizontalen Wasserdrücken auf eine Schwergewichtswand für den Nachweis 
gegen Gleiten, a) charakteristische Wasserdrücke, b) resultierender charakteristischer Was-
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123B .3 Beispiel: Nachweis einer Wehrsohle gegen Aufschwimmen  
Hinsichtlich des Ansatzes von ständigen Einwirkungen unterscheidet sich der Nachweis gegen Auf-
schwimmen (UPL) nach Handbuch Eurocode 7 (2011) von dem Verfahren GEO-2, da hier auch die stän-
digen Einwirkungen hinsichtlich ihrer stabilisierenden oder destabilisierenden Wirkung unterschieden 
werden. Der Nachweis gegen Aufschwimmen wird nachstehend exemplarisch für die in Bild 4 dargestell-
te Wehrsohle beschrieben.  
 
Die aus Stahlbeton (spezifisches Gewicht B) bestehende Wehrsohle mit der Dicke d wird unterstrom 
durch eine in den durchlässigen Baugrund einbindende Spundwand begrenzt. Diese stellt einen Strö-
mungswiderstand für den Potenzialausgleich zwischen Oberflächen- und Grundwasser dar. Zur Festle-
gung der charakteristischen Wasserstände für den Nachweis gegen Aufschwimmen in der ständigen 
Bemessungssituation wird ein schnell abfallender Oberflächenwasserstand aus dem maßgebenden 
Hochwasserstand betrachtet. Aufgrund des zeitlich verzögerten Potenzialabbaus im Grundwasser unter-
halb der Wehrsohle ergibt sich ein Grundwasserüberdruck. Die charakteristische Grundwasserdruckhöhe 
h an der Unterseite der Wehrsohle und die charakteristische Wasserdruckhöhe t (Wasserstand) auf der 




Bild 4: Wehrsohle mit Grundwasserüberdruck 
 
Für den Nachweis gegen Aufschwimmen (UPL) nach Handbuch Eurocode 7 (2011) muss der Bemes-
sungswert der destabilisierenden Einwirkungen kleiner ist als der Bemessungswert der stabilisierenden 
Einwirkungen sein. Ohne Berücksichtigung seitlicher Scherkräfte am Bauwerkskörper ergibt sich der 
Nachweis für die Wehrsohle zu: 
 
 Gdst,kG,dst  ≤  Gstb,kG,stb 
 
mit: 
Gdst,k charakteristischer Wert ständiger destabilisierender vertikaler Einwirkungen 
G,dst Teilsicherheitsbeiwert für ständige destabilisierende Einwirkungen  
Gstb,k unterer charakteristischer Wert stabilisierender ständiger, vertikaler Einwirkungen des 
Bauwerks 
G,stb Teilsicherheitsbeiwert für stabilisierende ständige Einwirkungen  
 
Der Nachweis entspricht dem der DIN 1054 (2005) mit allerdings teilweise abweichenden Bezeichnun-
gen. Insbesondere zu beachten ist, dass die Einwirkungen aus dem Grundwasser grundsätzlich als stän-
dige Einwirkungen angesetzt werden und dass die Auftriebskraft als destabilisierende ständige Einwir-
kung mit Gdst,k bezeichnet wird. Die Teilsicherheitsbeiwerte betragen für die ständige Bemessungssituati-
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Wie von Simpson et. al. (2011) für die auf dem Eurocode 7 basierenden Nachweisverfahren in Europa 
beschrieben, gibt es für den hier untersuchten Fall drei unterschiedliche Verfahren für den Ansatz der 
Wasserdruckkräfte: 
 
– Beim ersten Verfahren wird der von unten auf die Wehrsohle wirkende Grundwasserdruck als de-
stabilisierende Einwirkung und der von oben auf die Wehrsohle wirkende Wasserdruck zusammen 
mit dem Gewicht der Wehrsohle als stabilisierende Einwirkung angesetzt: 
 
hW  G,dst  ≤  (tW + dB)  G,stb 
 
– Beim zweiten Verfahren wird die Resultierende der Wasserdrücke (Differenz der Wasserdrücke) 
gebildet und diese als destabilisierende Einwirkung sowie das Gewicht der Wehrsohle als stabili-
sierende Einwirkung angesetzt: 
 
(h - t)W  G,dst  ≤  dB  G,stb 
 
– Beim dritten Verfahren wird nur das unter Auftrieb stehende Gewicht der Wehrsohle als stabilisie-
rende Einwirkung und nur der aus der Potenzialdifferenz resultierende Wasserdruck als destabili-
sierende Einwirkung angesetzt: 
 
(h - t - d)W  G,dst  ≤  d(B - W)  G,stb 
 
Beim ersten Verfahren werden unterschiedliche Teilsicherheitsfaktoren auf die stabilisierenden und die 
destabilisierenden Wasserdrücke angewendet. Dadurch ergibt mit zunehmendem Wasserdruck bei glei-
cher Wasserdruckdifferenz eine Abnahme der Sicherheit gegen Aufschwimmen, was physikalisch nicht 
korrekt ist. Beim dritten Verfahren werden Kräfte, die aus unterschiedlichen Einwirkungen resultieren 
(Gewicht, Auftrieb), vor der Beaufschlagung mit Teilsicherheitsbeiwerten miteinander verrechnet. Dies 
widerspricht den Grundlagen des Teilsicherheitskonzepts. Aus diesen Gründen wird in Deutschland das 
zweite Verfahren favorisiert. Die Verrechnung der Wasserdrücke erfolgt hier auf Grundlage der aus einer 
Ursache herrührenden Einwirkungen (single source principle). 
 
124B  Zusammenfassung 
Zusammenfassend kann für den Ansatz der Einwirkungen aus Grund- und Oberflächenwasser in den 
geotechnischen Nachweisen nach den neuen Normen festgestellt werden: 
 
– Durch die grundlegenden Definitionen im Eurocode: Grundlagen der Tragwerksplanung (EC 0) 
(2010) ergeben sich einige Änderungen gegenüber denen der DIN 1054 (2005). Dies betrifft insbe-
sondere den Ansatz charakteristischer Werte für veränderliche (klimatische) Einwirkungen und de-
ren Berücksichtigung in der ständigen, vorübergehenden und außergewöhnlichen Bemessungssi-
tuation. In der ständigen Bemessungssituation sind dabei als charakteristische Einwirkungen 
i. d. R. die Wasserdrücke anzusetzen, die sich aus Wasserständen bzw. Wasserstandsdifferenzen 
mit einer Auftretenswahrscheinlichkeit von ein Mal in der geplanten Lebensdauer des Bauwerks 
ergeben. 
– Im Handbuch Eurocode 7 (2011), das die deutsche Fassung des Eurocode 7, Teil 1 (EC 7-1), 
DIN EN 1997-1 (2009), den Nationalen Anhang DIN EN 1997-1/NA (2010) und die neue, als natio-
nale Ergänzungsnorm zum EC 7-1 fungierenden DIN 1054 (2010) umfasst, wurden die Begrifflich-
keiten an die des EC 0 angepasst und teilweise für die spezifischen geotechnischen Fragestellun-
gen ergänzt. Dadurch ergeben sich hinsichtlich der Nomenklatur ebenfalls Abweichungen zur bis-
herigen geotechnischen Grundnorm DIN 1054 (2005), z. B. die Einführung von Bemessungssitua-
tionen anstatt der bisherigen Lastfälle sowie die Bezeichnung und Zuordnung der einzelnen 
Grenzzustände der Tragfähigkeit.  
– Die spezifischen deutschen Regelungen für den Ansatz von Wasserdruckkräften in den einzelnen 
geotechnischen Nachweisen wurden im Wesentlichen jedoch von der bisherigen geotechnischen 
Grundnorm DIN 1054 (2005) in die DIN 1054 (2010), die nur noch die ergänzenden deutschen Re-
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– Insbesondere werden wie bisher für die Ermittlung der Bemessungswerte der Beanspruchungen 
aus Oberflächen- und Grundwasser auch für den veränderlichen Anteil des Wasserdrucks die Teil-
sicherheitsbeiwerte für ständige Einwirkungen zugrunde gelegt. D. h. Einwirkungen aus Wasser 
werden in den geotechnischen Nachweisen, unabhängig von deren zeitlicher Veränderung, wie 
ständige Einwirkungen berücksichtigt.  
– Weiterhin werden die in horizontaler und vertikaler Richtung wirkenden charakteristischen Wasser-
druckkräfte i. d. R. jeweils zuerst zu Resultierenden zusammengefasst und danach mit den Teilsi-
cherheitsbeiwerten zur Ermittlung der Bemessungswerte beaufschlagt. Dies betrifft insbesondere 
auch den Nachweis gegen Aufschwimmen, bei dem die ständigen Einwirkungen in stabilisierende 
und destabilisierende Einwirkungen unterschieden werden. Hier wird die Resultierende der Was-
serdruckkräfte mit dem Teilsicherheitsbeiwert in Abhängigkeit von der Wirkung der Resultierenden 
berücksichtigt. Aufgrund der zumeist vorhandenen, gegenseitigen Abhängigkeit der auf den unter-
schiedlichen Bauteilseiten vorhandenen Wasserstände sind i. A. nicht jeweils die oberen und unte-
ren charakteristischen Wasserstände sondern charakteristische Wasserstandsdifferenzen für die 
Bestimmung der charakteristischen Wasserdruckkräfte zugrunde zu legen. 
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14BAnwendung technisch-biologischer Ufersicherungen an Binnenwasserstraßen 
 
Dipl.-Ing. Petra Fleischer, Bundesanstalt für Wasserbau, Abteilung Geotechnik 
 
 
126B  Neue Anforderungen an Ufersicherungen für Wasserstraßen 
Für die Unterhaltung und den Neubau von Ufersicherungen an Binnenwasserstraßen gibt es aufgrund 
neuer gesetzlicher Vorgaben seit einigen Jahren veränderte Rahmenbedingungen. Bisher bestimmten 
überwiegend technische Aspekte die Planungen, d.h. Ziel war in erster Linie der Erhalt eines ordnungs-
gemäßen Zustandes der Wasserstraße zur Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffs-
verkehrs. Seit Einführung der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und dementsprechender 
Überarbeitung nationaler Regelungen – wie das Bundesnaturschutzgesetz, Wasserhaushaltsgesetz und 
das Wasserstraßengesetz – müssen in gleicher Weise sowohl technische als auch ökologische Aspekte 
berücksichtigt werden. Auch Maßnahmen ausschließlich für ökologische Verbesserungen im Uferbereich 
können zukünftig erforderlich werden. Das heißt, neue Konzepte für die Ufergestaltung sind gefragt – 
weg von der klassischen Steinschüttung, hin zu mehr „Grün“, zu mehr pflanzlichen, ökologisch wertvollen 
Ufersicherungen, um den gesetzlichen Anforderungen – Erhalt und Schaffung von Lebensraum für Pflan-
zen und Tiere – Rechnung zu tragen.  
 
Für den Einsatz technisch-biologischer Ufersicherungen an Wasserstraßen, d.h. Ufersicherungen mit 
ausschließlich pflanzlichen Komponenten oder Kombinationen aus pflanzlichen und technischen Kompo-
nenten, gibt es bisher allerdings noch keine ausreichenden Erfahrungen und keine Regelwerke. Aus die-
sem Grund werden seit einigen Jahren im Rahmen eines gemeinsamen Forschungsprojektes der Bun-
desanstalt für Wasserbau und Bundesanstalt für Gewässerkunde Untersuchungen zur hydraulischen 
Belastbarkeit und ökologischen Wirksamkeit technisch-biologischer Ufersicherungen unter Berücksichti-
gung der Schifffahrt mit dem Ziel durchgeführt, Anwendungsempfehlungen und Bemessungsgrundlagen 
für deren Einsatz an Binnenwasserstraßen zu erarbeiten. Neben theoretischen Untersuchungen und Mo-
dellversuchen werden Erfahrungen aus ersten praktischen Anwendungen an Wasserstraßen ausgewertet 
und Naturversuche durchgeführt. Die Untersuchungen sind noch nicht abgeschlossen. In dem folgenden 
Beitrag werden technische Grundsätze und Besonderheiten erläutert, die bei der Anwendung von Ufersi-
cherungen mit pflanzlichen Komponenten zu beachten sind. Ausgewählte Beispiele werden dargestellt.  
 
127B  Hydraulische Belastungen/ Uferstabilität 
Die überwiegend geböschten Ufer von Binnenwasserstraßen sind hydraulischen Belastungen infolge 
Schifffahrt, in Flussstrecken zusätzlich infolge Hochwasserabflusses ausgesetzt. Ein mit einer bestimm-
ten Geschwindigkeit durch die Wasserstraße fahrendes Schiff erzeugt durch die hydraulische Wechsel-
wirkung zwischen Schiff und Wasserstraße lokale temporäre Veränderungen der Wasseroberfläche und 
der Strömungen unter und neben dem Schiff. Es entstehen Wellen, Wasserspiegelabsunk und schiffsin-
duzierte Strömungen, die als hydraulische Belastungen auf Ufer und Sohle des Gewässers wirken (Bild 
1). Schädliche Folgen im Uferbereich können Oberflächenerosion und eine Gefährdung der Standsicher-
heit der Uferböschung sein. Die schiffsinduzierten Belastungen werden umso größer, je kleiner das Ver-
hältnis des Wasserstraßenquerschnitts zum eingetauchten Schiffsquerschnitt ist und je schneller und 
näher das Schiff am Ufer fährt. 
 
Oberflächenerosion im Uferbereich kann durch Heck- und Sekundärwellen sowie Rück- und Wiederauf-
füllungsströmung infolge Schifffahrt und durch natürliche Strömung, insbesondere bei Hochwasserab-
fluss, ausgelöst werden. Ein Schutz ist immer dann erforderlich, wenn der anstehende Boden selbst nicht 
erosionsstabil ist. Werden konventionell technische Deckwerke aus losen Wasserbausteinen angewen-
det, wird die erforderliche Einzelsteingröße bzw. das erforderliche Einzelsteingewicht so dimensioniert, 
dass die Einzelsteine bei allen auftretenden Belastungen lagestabil sind /GBB, 2004/. 
 
Die Standsicherheit der Uferböschungen während einer Schiffspassage wird durch Porenwasserüberdrü-
cke im anstehenden Boden beeinflusst, die durch den Wasserspiegelabsunk hervorgerufen werden kön-
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serspiegelabsunks und der Absunkgeschwindigkeit maßgeblich vom anstehenden Boden, insbesondere 
von dessen Durchlässigkeit ab /Kayser, Holfelder, 2006/. Ist die Standsicherheit der vorhandenen unge-
schützten Uferböschung nicht gegeben, sind Uferschutzmaßnahmen erforderlich. Bei Anwendung eines 
technischen Deckwerks aus Wasserbausteinen muss dieses mit einem entsprechenden Flächengewicht 
so bemessen werden, dass durch das zusätzliche Gewicht auf der Böschung ein böschungsparalleles 
Abgleiten in einer oberflächennahen Bodenschicht verhindert und auf diese Weise die Standsicherheit 

















Bild 1: Hydraulische Uferbelastungen infolge Schifffahrt (links), Messwerte während einer Schiffs-
passage (rechts) 
 
Technische Deckwerke aus Steinschüttungen sind in der Regel über die gesamte Böschungslänge von 
der Sohle bis zum höchst möglichen Wasserstand bzw. höchst möglichen Wellenauflauf erforderlich 
/MAR, 2008/. Ufersicherungen mit lebenden pflanzlichen Komponenten können dagegen nur oberhalb 
eines mittleren Wasserspiegels angewendet werden. Unterhalb dieses Wasserstands sind Deckwerke 
meist unverzichtbar. Das bedeutet, der Unterwasserschutz wird auch weiterhin überwiegend technischer 
Art bleiben. Zukünftige Ufersicherungen werden dementsprechend meistens aus zwei Teilen bestehen: 
der Steinschüttung als Sicherung der Unterwasserböschung und einer Ufersicherung im Überwasserbe-
reich, die je nach Belastungen technisch-biologisch, d.h. rein pflanzlich oder als Kombination aus pflanzli-
















Bild 2:  Anordnung pflanzliche Ufersicherungen an einem Kanal mit konstanten Wasserständen 
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Hinsichtlich der hydraulischen Belastung der technisch-biologischen Ufersicherungsarten, die in jedem 
Fall pflanzliche Komponenten enthalten, ist zu unterscheiden zwischen Anwendungen an Wasserstraßen 
mit quasi konstantem Wasserstand (z.B. Kanäle) und Wasserstraßen mit stark wechselnden Wasser-
ständen (z.B. Flüsse). Im ersten Fall wird die oberhalb des Normalstaus angeordnete Ufersicherung nur 
durch Wellenauflauf und  Wiederauffüllungsströmung belastet (Bild 2, links) und muss dementsprechend 
lediglich einen ausreichenden Erosionsschutz für die Böschung bieten. Ein längerer Überstau der Ufersi-
cherung ist planmäßig nicht zu erwarten. Andere Randbedingungen sind bei stark schwankenden Was-
serständen gegeben (Bild 2, rechts). In der Regel wird die pflanzliche Ufersicherung auch hier etwa ober-
halb eines mittleren Wasserstandes (MW) angeordnet, so dass diese planmäßig bei höheren Wasser-
ständen eingestaut wird. Bei Wasserständen bis zum höchsten schiffbaren Wasserstand (HSW) erfolgt 
zusätzlich eine schifffahrtsbedingte Belastung aus Wasserspiegelabsunk und Rückströmung. Die pflanz-
liche Ufersicherung muss in diesem Fall so ausgebildet sein, dass sie nicht nur vor Oberflächenerosion 
schützt, sondern auch die geotechnische Böschungsstandsicherheit gewährleistet, d.h. ein Abgleiten der 
Böschung infolge Porenwasserüberdrücken im Boden verhindert. Das bedeutet, die Anforderungen an 
die pflanzliche Ufersicherung sind in beiden Fällen unterschiedlich. 
 
Hinsichtlich des Schutzes vor Oberflächenerosion kann zum Teil auf Erfahrungen mit kleineren Fließge-
wässern ohne Schifffahrt zurückgegriffen werden. Hier gibt es für verschiedene pflanzliche Bauweisen 
bereits empirische Grenzwerte für zugelassene Strömungsgeschwindigkeiten bzw. Schubspannungen 
/Gerstgraser, 2000/. Bei der Anwendung der Grenzwerte ist allerdings zu berücksichtigen, dass sich die 
Werte i. d. R. auf die Strömung im Hauptgerinne und nicht am Ufer beziehen. Fundierte Grenzwerte für 
zulässige Wellenhöhen, die aufgrund fehlender Erfahrungen an Wasserstraßen noch nicht vorliegen, 
werden zurzeit im Rahmen des Forschungsprojektes der BAW und BfG erarbeitet. Erosion wird insbe-
sondere durch das Brechen der am Ufer mitlaufenden Heckquerwelle verursacht. Für die Anwendung von 
biologischen bzw. technisch-biologischen Ufersicherungen an Wasserstraßen gibt es dementsprechend 
aber bereits erste Empfehlungen, wenn ausschließlich ein Schutz vor Oberflächenerosion erforderlich ist. 
Das gilt für alle Wasserstraßen mit quasi konstantem Wasserstand. 
 
Hinsichtlich der Wirksamkeit und Belastbarkeit pflanzlicher Ufersicherungen in Bezug auf die Böschungs-
standsicherheit bei Auftreten von Porenwasserüberdrücken im anstehenden Boden sind die Untersu-
chungen der BAW und BfG noch nicht abgeschlossen. Ein entsprechendes Gewicht auf der Böschung - 
wie bei Steinschüttungen - wird mit den rein pflanzlichen Ufersicherungen nicht erreicht. Ein Abgleiten in 
einer oberflächennahen Gleitfläche im Boden kann durch eine entsprechende Verwurzelung durch Ein-
zelwurzeln (z.B. einzelne Gehölze) im Sinne einer bodenmechanischen Vernagelung oder durch ein dich-
tes, verzweigtes, feines Wurzelsystem im Sinne einer Bodenkohäsion (z.B. Grasnarbe, Röhrichte) erzielt 
werden. Hierzu werden zurzeit im Rahmen des Forschungsprojektes spezielle Modellversuche in der 
BAW durchgeführt. Dabei geht es unter anderem um die Fragestellung, wie die Wurzeln die Durchlässig-
keit und damit das Auftreten von Porenwasserdrücken im Boden und die Scherfestigkeit des Bodens 
beeinflussen. Ziel ist, die Belastbarkeit als Grundlage für erforderliche Bemessungsvorschriften zu quanti-
fizieren.  
 
Da die Untersuchungen noch nicht abgeschlossen sind, gibt es für pflanzliche Ufersicherungen an Was-
serstraßen mit stark schwankenden Wasserständen, die auch die Böschungssicherheit bei Auftreten von 
Porenwasserüberdrücken im Boden gewährleisten müssen, derzeit noch keine Bemessungsgrundlagen. 
Deshalb sollten in diesen Fällen noch keine rein pflanzlichen Ufersicherungen angewendet werden. Mög-
lich sind in Abhängigkeit der hydraulischen Belastungen jedoch Kombinationen aus pflanzlichen und 
technischen Komponenten, bei denen die technischen Komponenten durch ein ausreichendes Flächen-
gewicht auf der Böschung die geotechnische Standsicherheit garantieren.  
 
128B3 Besonderheiten von Ufersicherungen mit pflanzlichen Komponenten 
Für eine erfolgreiche Anwendung technisch-biologischer Ufersicherungen an Wasserstraßen sind zusätz-
lich zur Beurteilung deren Wirksamkeit hinsichtlich der zu erwartenden hydraulischen Belastungen ver-
schiedene Besonderheiten zu beachten, die sich einerseits aus den speziellen Randbedingungen der 
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Sofortige hydraulische Belastung: Im Einflussbereich der Schifffahrt ist die Ufersicherung unmittelbar 
nach dem Einbau den schiffsinduzierten hydraulischen Belastungen ausgesetzt. Bei einer Steinschüttung 
ist das kein Problem, da diese sofort in vollem Umfang als Ufersicherung fungiert und sich danach – von 
eventuellen Schäden abgesehen – nicht mehr verändert. Bei pflanzlichen Ufersicherungen müssen da-
gegen wachstumsbedingt unterschiedliche Anfangs- und Endzustände betrachtet werden, wobei der An-
fangszustand in der Regel kritischer ist. Eingebaute Pflanzen müssen sich erst entwickeln und ein ver-
zweigtes Wurzelwerk bilden. Die Belastbarkeit der Ufersicherung nimmt entsprechend mit der Zeit zu. Ein 
ausreichender Erosionsschutz und die geotechnische Uferstandsicherheit müssen jedoch sofort gewähr-
leistet sein.   
 
Flächige Wirksamkeit: Aus den vorher genannten Gründen muss bereits im Anfangszustand eine flä-
chige Wirksamkeit der Uferschutzmaßnahmen gegeben sein. Möglich ist das z.B. durch flächig verlegte 
Weidenspreitlagen (Bild 3, links) oder lückenlos eingebaute Kammerdeckwerke (Bild 3, Mitte). Sie müs-
sen bei entsprechender Ausführung selbst von Anfang an erosionsstabil sein und gleichzeitig Material-
austrag aus dem anstehenden Boden verhindern. Nur punktuell oder auch linear wirkende Schutzmaß-
nahmen wie z.B. im Raster eingebaute Steckhölzer (Bild 3, rechts) bzw. Faschinenreihen sind als alleini-
ge Maßnahmen nicht ausreichend, wenn der anstehende Boden nicht erosionsstabil ist. Der Boden wird 
in diesem Fall um die punktuellen Sicherungen erodiert. Langfristig wird dadurch auch die über die Wur-
zel vorhandene Verankerung der Einzelpflanze im Boden geschwächt, so dass diese nicht dauerhaft 












Bild 3: Flächig wirkende Ufersicherungen - links: Spreitlagen, Mitte: Kammerdeckwerke;  Punktuell 
wirkende Ufersicherungen - rechts: Steckhölzer 
 
Filterstabilität: Die Filterstabilität im Böschungsbereich ist notwendig, um Materialaustrag aus der Bö-
schung zu vermeiden. Das gilt besonders für den Einflussbereich möglicher Porenwasserüberdrücke im 
Boden infolge Wasserspiegelabsunk, da dann eine senkrecht zur Böschungsoberfläche aus der Bö-
schung heraus gerichtete Strömung auftritt. Kann mit den angeordneten Maßnahmen allein im Anfangs-
zustand oder auch dauerhaft keine ausreichende Filterstabilität gewährleistet werden, müssen zusätzli-
che Filterschichten angeordnet werden. Das kann ein Mineralkornfilter oder ein Geotextil sein. Geht es 
nur um die Sicherung im Anfangszustand, sollte ein verwendetes Geotextil aus ökologischen Gründen 
biologisch abbaubar sein. Auf diese Weise kann langfristig die Durchgängigkeit des Uferbereiches für 
Makrozoobenthos und andere Kleinlebewesen wieder hergestellt werden. Die Schwierigkeit besteht aller-
dings häufig darin, ein Geotextil zu finden, das als Filter in einer Ufersicherung mit pflanzlichen Kompo-
nenten alle Anforderungen gleichermaßen erfüllt: Filterstabilität zum anstehenden Boden, ausreichende 
Durchlässigkeit und Festigkeit, biologische Abbaubarkeit und Durchwurzelbarkeit. Handelsübliche Ko-
kosmatten (Bild 4) beispielsweise sind gut durchwurzelbar und biologisch abbaubar, erfüllen aber meist 
nicht die Filterstabilität und haben nur sehr geringe Festigkeiten. Das bedeutet, dass sie im Wellenan-
griffsbereich leicht beschädigt und zerstört werden können. Auch Schafwollvliese (Bild 4) sind gut abbau-
bar, sie können gleichzeitig die Filterstabilität gewährleisten, sind jedoch nicht so gut durchwurzelbar wie 
Kokosmatten und besitzen keine großen Festigkeiten. Kunststoffvliese, die standardmäßig als Filter in 
technischen Deckwerken angewendet werden, sind hinsichtlich Filterstabilität und Festigkeit perfekt ge-
eignet. Der entscheidende Nachteil ist, dass sie dauerhaft erhalten bleiben und auch langfristig nicht zer-
setzt werden. Es muss demzufolge in jedem Anwendungsfall genau geprüft werden, welche Eigenschaf-
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Befestigungen/ Fußsicherung/ Übergänge: Da pflanzliche Ufersicherungen erst mit der Zeit Wurzeln in 
den Untergrund entwickeln und auch erst dann ausreichend mit der Böschung verankert sind, kommt der 
Befestigung der Ufersicherung im Anfangsstadium eine besondere Bedeutung zu. Weidenspreitlagen 
müssen beispielsweise gut mit Pflöcken, Riegelhölzern und Drahtverspannungen befestigt werden, so 
dass sie bei hydraulischen Belastungen auch in der Anfangszeit lagestabil sind und eine gute Verbindung 
zum Untergrund als Voraussetzung für das Einwachsen der Wurzeln gegeben ist. Als Fußsicherung soll-
ten die technisch-biologischen Ufersicherungen immer gut in die in der Regel unter Wasser befindliche 
Steinschüttung eingebunden werden, um bevorzugte Angriffspunkte für Welle und Strömungen zu ver-
meiden. Das gleiche gilt für Übergänge, Anschlüsse und Überlappungen. Einzeln verlegte Deckwerksteile 
wie Röhrichtgabionen oder Kammerdeckwerke müssen einen guten Verbund untereinander und zu an-














Bild 4: Kokosmatte/ Schafwollvlies 
 
Überstautoleranzen: In Wasserstraßen mit stark schwankenden Wasserständen ist davon auszugehen, 
dass die pflanzlichen Ufersicherungen  zeitweise immer wieder - ggf. auch längere Zeiten - überstaut 
werden. In der Regel nimmt die Belastbarkeit bei längeren Überstauzeiten ab. Ein Absterben der Pflan-
zen führt zum Versagen der Ufersicherung. Deshalb können in diesen Fällen nur überstauungsresistente 
Pflanzen angewendet werden /Florineth, 2004/.   
Hochwasserneutralität: Nach dem Bundeswasserstraßengesetz (2010) muss für jede bauliche Maß-
nahme an Wasserstraßen deren Hochwasserneutralität nachgewiesen werden. Das gilt auch für tech-
nisch-biologische Ufersicherungsmaßnahmen. Hier muss neben dem Anfangszustand insbesondere die 
Zielvegetation begutachtet werden. Aus den auf der Böschung verlegten Weidenspreitlagen beispielswei-
se erwächst langfristig ein Gehölzbestand, der bei kleinen Gewässerquerschnitten durchaus hochwasser-
relevant sein könnte. 
Rauheit im Uferbereich: Um Übergangsprobleme hinsichtlich der Gefahr von lokalen Erosionen zu ver-
meiden, sollten große Rauhigkeitsunterschiede zwischen Sohle und Böschung und zwischen der Stein-
schüttung im Unterwasserbereich und der technisch-biologischen Ufersicherung im Überwasserbereich 
vermieden werden.  
 
Einbauzeiten/ Bauzustände: Im Gegensatz zum Einbau von Wasserbausteinen werden die Einbauzei-
ten bei der Verwendung technisch-biologischer Ufersicherungen primär von der Art der verwendeten 
Pflanzen bestimmt. Ein optimales Anwachsen und Gedeihen der Pflanzen als Voraussetzung für einen 
stabilen Uferschutz ist nur möglich, wenn die erforderlichen Pflanzzeiten eingehalten werden. Die meisten 
pflanzlichen Bauweisen, wie z.B. Weidenspreitlagen und Steckhölzer, müssen in der Vegetationsruhezeit 
- hauptsächlich in den Monaten Oktober/ November und März/April - eingebaut werden.  
 
Pflege und Unterhaltung: Bei Steinschüttungen besteht die Unterhaltung in der Regel in der Ausbesse-
rung von Schäden im Deckwerk durch Nachschütten von Steinen. Bei pflanzlichen Ufersicherungen ist in 
jedem Fall unabhängig von der erforderlichen Beseitigung möglicher Schäden eine generelle Unterhal-
tung von Anfang an erforderlich, um einerseits das Gedeihen der Pflanzen zu gewährleisten und ande-
rerseits die Ausbildung der Ufersicherung im Endzustand entsprechend der geplanten Zielvegetation zu 
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Zurückschneiden der sich entwickelnden Vegetation. Zum Unterhaltungsaufwand im Vergleich zu einer 
Steinschüttung können zum jetzigen Zeitpunkt noch keine fundierten Aussagen getroffen werden.  
 
129B4 Anwendungsbeispiele für Ufersicherungsmaßnahmen an Wasserstraßen 
Unter Berücksichtigung der bisherigen Ausführungen kommen für Anwendungen an Wasserstraßen in 
Abhängigkeit von den gegebenen hydraulischen Belastungen verschiedene technisch-biologischen Ufer-
sicherungsmaßnahmen in Betracht. Beispielhaft sind im Folgenden drei mögliche Maßnahmen beschrie-
ben: 
 
1. Beispiel - Weidenspreitlagen: Das sind pflanzliche Ufersicherungen, bestehend aus austriebsfähigen 
Weidenruten, die meistens quer zur Fließrichtung flächig eng nebeneinander liegend auf die Uferbö-
schung verlegt und mit Pflöcken und horizontalen Querriegeln oder Drahtverspannungen sicher am Bo-
den befestigt werden. Wichtig ist, dass dabei keine Lücken bleiben, in denen der dort anstehende Boden 
bei hydraulischer Belastung nicht geschützt wäre. In diesem Fall wird nach jetzigem Kenntnisstand davon 
ausgegangen, dass kein zusätzlicher Filter erforderlich ist. Die basalen Enden der Weidenäste müssen 
so angeordnet werden, dass sie ausreichend mit Wasser versorgt sind. Als Fußsicherung bietet sich eine 
Einbindung der Rutenenden in die in der Regel unter Wasser befindliche Steinschüttung an. Ist keine 
Steinschüttung vorhanden, muss der Fußbereich der Weiden durch Längsfaschinen oder andere alterna-
tive Maßnahmen gesichert werden. Durch Austreiben der Ruten erfolgt eine zunehmende Verwurzelung 
mit dem Untergrund. Langfristig ist das Ufer durch sich entwickelnde Gehölze gesichert. Eine planmäßige 
Unterhaltung ist aus den oben beschriebenen Gründen erforderlich. Die Material- und Herstellungskosten 











   
 
Bild 5: Weidenspreitlagen: Einbauzustand/ Zustand nach etwa 3 Monaten 
 
Aus Erfahrungen an kleineren Fließgewässern ist bekannt, dass Weidenspreitlagen langfristig Schub-
spannungen von 150 bis 300 N/m2  /Gerstgraser, 2000/ aufnehmen können. Das heißt, die Belastbarkeit 
ist sehr groß und nach heutigen Erkenntnissen vergleichbar mit der Belastbarkeit üblicher Steinschüttun-
gen an Wasserstraßen. Zulässige Wellenhöhen für Anwendungen an Wasserstraßen liegen noch nicht 
vor. Eine Anwendung als ausschließlicher Erosionsschutz bei Wasserstraßen mit quasi konstanten Was-
serständen kann jedoch bereits jetzt in Erwägung gezogen werden (Bild 2, links). Aufgrund des fehlenden 
Gewichts der Ufersicherung ist gegenwärtig eine Anwendung in dem durch Wasserspiegelabsunk be-
lasteten Uferbereich jedoch nicht zu empfehlen (Bild 2, rechts).   
 
2. Beispiel - Begrünte Kammerdeckwerke/ begrünte Gabionen: Dabei handelt es sich um Ufersiche-
rungen aus pflanzlichen und technischen Komponenten. Kammerdeckwerke und Gabionen werden in 
den jeweils erforderlichen Abmessungen vorgefertigt und flächendeckend ohne Lücken auf der Böschung 
verlegt. Sie bestehen in der Regel aus einer festen Umhüllung aus unverrottbaren Kunststoffnetzen oder 
verzinktem Stahl. Im Innern befinden sich – gehalten durch ein Filtervlies – Steine und ggf. einge-
schlämmter Boden. Die Schichtdicke ist variabel herstellbar, üblich sind 20 bis 30 cm. Entweder die 
Pflanzen, z.B. Röhrichte oder Gräser, werden direkt auf den Kammerdeckwerken bzw. Gabionen vorge-
zogen, oder es werden nachträglich separat vorgezogene Pflanzmatten auf den Kammerdeckwerken 




Aktuelle geotechnische Fragestellungen bei Baumaßnahmen an Bundeswasserstraßen 





 - 97 - 
 
Untergrund erreicht. Je nach Untergrundverhältnissen und konstruktiver Ausbildung der Kammerdeck-
werke ist – ggf. nur für den Anfangszustand - ein Filter erforderlich, um schädlichen Bodenaustrag zu 
vermeiden. Eine zusätzliche Befestigung ist in der Regel nicht notwendig. Als Fußsicherung ist auch hier 
eine gute An- bzw. Einbindung in die vorhandene Steinschüttung erforderlich. Die Material- und Herstel-
lungskosten für diese Ufersicherung sind im Vergleich zur Spreitlage wesentlich höher. Bild 6 zeigt Kam-
merdeckwerke beim Einbau an der Unteren Havelwasserstraße und bei einer Prüfung 4 Jahre später. 
Eine starke Verwurzelung und dementsprechend gute Verbindung der Kammerdeckwerke mit dem Un-
tergrund konnten hier festgestellt werden. 
 
Aus Erfahrungen an kleineren Fließgewässern ist bekannt, dass Kammerdeckwerke bei entsprechender 
Ausbildung langfristig Schubspannungen von 100 bis 150 N/m2  /Begemann, Schiechtl, 1994/ aufnehmen 
können. Das heißt, die Belastbarkeit ist relativ hoch. Zulässige Wellenhöhen für Anwendungen an Was-
serstraßen liegen noch nicht vor. Aufgrund der technischen Komponenten besitzen diese Ufersicherun-
gen zusätzlich ein gewisses Gewicht, so dass diese auch in Böschungsbereichen, die durch Wasserspie-
gelabsunk belastet werden, eingesetzt werden können (Bild 2, rechts). Voraussetzung ist, dass das Ge-















Bild 6: Kammerdeckwerk: Einbauzustand/ Zustand nach 4 Jahren (Deckwerksaufnahme) 
 
3. Beispiel – Begrünte Steinschüttung: Dabei handelt es sich um eine Ufersicherungen aus pflanzli-
chen und technischen Komponenten. Die technische Komponente ist hier das eigentliche Deckwerk aus 
losen Wasserbausteinen, das durch Bepflanzung oder Begrünung ökologisch aufgewertet wird. Bepflan-
zung und Begrünung können bereits beim Bau der Steinschüttung oder auch nachträglich erfolgen. Eine 
Bepflanzung kann mit Setzstangen erfolgen, die langfristig mit dem Untergrund verwurzeln (Bild 7). Für 
eine nachträgliche Begrünung können die Hohlräume der Steinschüttung mit einem zur Erhöhung der 
Erosionsstabilität hochtourig aufbereiteten Mutterboden-Alginatgemisch verfüllt und eine Ansaat aufge-
bracht werden. Da das Deckwerk aus Wasserbausteinen hinsichtlich aller auftretenden hydraulischen  
Belastungen gemäß /GBB, 2004/ bemessen ist, ist eine Anwendung aus technischer Sicht sowohl an 
Kanälen als auch an Flüssen mit großen Wasserspiegelschwankungen möglich. Die Material- und Her-
stellungskosten für diese Ufersicherung liegen zwischen den Kosten für eine Spreitlage und für ein be-
grüntes Kammerdeckwerk. 
 
130B5 Maßnahmen zur Verringerung der Uferbelastung 
Aus ökologischer Sicht sind ungesicherte Ufer und Ufersicherungen, die überwiegend aus Pflanzen be-
stehen, anzustreben. Aus diesem Grund sollte auch immer nach Möglichkeiten gesucht werden, die 
Uferbelastungen infolge Schifffahrt zu verringern. Durch vorgelagerte bauliche Maßnahmen wie bei-
spielsweise Parallelwerke oder Lahnungen kann das Ufer weitestgehend vor schiffsinduzierten Belastun-
gen geschützt werden. Voraussetzung ist jedoch, dass im vorhandenen Wasserstraßenquerschnitt der 
notwendige Raum dafür gegeben ist. Als strategische Maßnahme sollte auch die Möglichkeit einer Be-
grenzung der zulässigen Schiffsgeschwindigkeit nicht außer Acht gelassen werden. Da die hydraulischen 
Belastungen exponentiell mit der Schiffsgeschwindigkeit unter ansonsten gleichen Randbedingungen 
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Bild 7: Mit Steckhölzern begrünte Steinschüttung: Einbauzustand/ Zustand nach etwa 3 Monaten 
 
131B6 Ausblick 
Die Untersuchungen im Rahmen des gemeinsamen Forschungsprojektes der BAW und BfG dauern ge-
genwärtig noch an. In der Wellenversuchsanlage der BAW werden derzeit Modellversuche mit verschie-
denen Ufersicherungsmaßnahmen auf verschiedenen Böden durchgeführt. Gemeinsam mit dem WSA 
Mannheim werden in einem Naturversuch am Rhein bei Worms neun unterschiedliche technisch-
biologische Ufersicherungsmaßnahmen getestet. Der Einbau wird voraussichtlich im März 2012 abge-
schlossen sein. Danach wird ein umfassendes Monitoring hinsichtlich Uferstabilität und ökologischer 
Wirksamkeit der Maßnahmen durchgeführt. Parallel werden bei neuen Ausbau- und Unterhaltungsprojek-
ten an Wasserstraßen weitere Erfahrungen gesammelt. Sukzessiv werden alle Ergebnisse in die noch zu 
erarbeitenden Bemessungsvorschriften für technisch-biologische Ufersicherungen an Wasserstraßen 
einfließen. Bereits jetzt werden die bisher vorliegenden Resultate über ein Internetportal der BAW und 
BfG zu dieser Thematik zur Verfügung gestellt (http://ufersicherung.baw.de ). 
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15BUfersicherungen für den reduzierten Ausbau von Wasserstraßen 
 
Dr.-Ing. Renald Soyeaux, Bundesanstalt für Wasserbau, Abteilung Geotechnik 
 
 
133B  Einleitung 
Das deutsche Wasserstraßennetz weist ca. 5600 km Flussstrecken und ca. 1750 km Kanäle auf, das 
entspricht 14700 km Ufern. Da Deutschland dicht besiedelt und daher stark von direkt angrenzender Be-
bauung u/o Infrastruktur gekennzeichnet ist, müssen die Ufer überwiegend ausreichend gesichert wer-
den, um deren Gefährdung und die des Hinterlandes zu verhindern. Gefährdende Hauptbelastungen der 
Ufer resultieren aus der Schifffahrt (Wasserspiegelabsunk, Wellen, Strömungen) und bei Flüssen außer-
dem aus Hochwasser (Strömung).   
 
In den letzten Jahrzehnten hat das Wissen über Ufersicherungen aufgrund praktischer Erfahrungen und 
verstärkter Forschung stark zugenommen und zu verlässlichen Bemessungsverfahren geführt. Doch in 
letzter Zeit führen aktuelle Entwicklungen im Wasserstraßenausbau dazu, genau diese Vorgehensweise 
situationsabhängig zu hinterfragen: Muss immer der maximale Ausbau sein? Gibt es Alternativen? Wie 
können diese fundiert bewertet werden? Diesen Fragen geht der Beitrag nach. 
 
134B2 Situation und Standard 
Um die Ausgangslage für die Überlegungen zu einem reduzierten Ausbau von Wasserstraßen zu ken-
nen, ist zunächst ein Blick auf den aktuellen Ausbaustand des Bundeswasserstraßennetzes und den 
üblichen Ausbaustandard zu werfen.  
 
135B2.1 Ausbaustand des deutschen Wasserstraßennetzes 
Das deutsche Wasserstraßennetz liegt im Zentrum Europas zwischen Nord- und Ostsee und den an-
grenzen Ländern Frankreich im Westen, der Schweiz und Österreich im Süden und Polen und Tsche-
chien im Osten. Es ist also die wesentliche Drehscheibe für die Verkehrsströme der Binnenschifffahrt in 
Europa. Zur Steigerung der Attraktivität und Nutzbarkeit der Wasserstraßen ist es sinnvoll, im Wasser-
straßennetz eine möglichst große Befahrbarkeit mit dem Großmotorgüterschiff (GMS) bzw. entsprechen-
den Schubverbänden (SV) zumindest auf den Hauptrelationen zu erreichen. 
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Jedoch stellt sich der Ausbauzustand des Netzes derzeit sehr unterschiedlich dar, um dieser Aufgabe 
gerecht zu werden (Bild 1). Nur im südwestlichen Deutschland sind die Wasserstraßenklassen (WStrKl) 
(BMVBS, 2009) größer oder gleich der WStrKl Va (d. h. GMS mit L/B/T = 95-110/11,4(5)/2,5-2,8 m bzw. 
entspr. SV). Die wichtige Ost-West-Verbindung vom Rheingebiet (stärkstes Verkehrsaufkommen) über 
den Mittellandkanal (MLK) (zweithöchstes Verkehrsaufkommen (BMVBW, 2002)) Richtung Elbe und 
Oder ist bisher östlich der Schleuse Sülfeld bereichsweise nur als WStrKl IV ausgebaut (d. h. ES mit 
L/B/T = 80-85/9,5/2,5 m bzw. entspr. SV). Im Norden oberhalb des MLK weisen die Anbindungen zu den 
Seehäfen Emden, Bremerhaven/Bremen und Hamburg an der Nordsee und Lübeck und Schwedt an der 
Ostsee unterschiedliche WStrKl IV, Va und Vb auf. Daher können viele Seehäfen nur von Europaschiffen 
(ES), nicht aber moderne Großmotorgüterschiffe bzw. große Schubverbände mit L = 185 m bei WStrKl 
Vb erreicht werden. Das Ziel, durchgehende Transportketten auf dem Wasserweg mit modernen GMS zu 
ermöglichen und so zeitunkritischen Massen-, Stückgut- und Containerverkehr zur Entlastung von Straße 
und Schiene weg auf die Wasserstraße hin zu verlagern, ist noch nicht erreicht. 
 
136B2.2 Stand der Technik beim Ausbau 
Für den Ausbau und die Unterhaltung von Wasserstraßen stehen nach dem Stand der Technik bzgl. der 
Dimensionierung und Ausführung von Ufersicherungen eine Vielzahl von Merkblättern, Regelwerken und 
erprobten Verfahren zur Verfügung. Beispiele hierfür sind die im Folgenden aufgeführten Dokumente, die 
auf Hhttp://www.baw.de/de/die_baw/publikationen/merkblaetter/index.php.htmlH zu finden sind: 
 
– Merkblatt Anwendung von Regelbauweisen (MAR) 
– Merkblatt Anwendung von Kornfiltern (MAK), z. Zt. in Überarbeitung 
– Merkblatt Anwendung von Vergussstoffen (MAV)  
– Merkblatt zur Standsicherheit von Dämmen (MSD)  
– Empfehlungen zur Anwendung von Oberflächendichtungen (EAO) 
– Grundlagen zur Bemessung von Böschungs- und Sohlensicherungen an Binnenwasserstraßen 
(GBB 2010) 
 
Die Bemessung und der Bau von Ufersicherungen anhand dieser Unterlagen und Vorschriften hat sich 
bewährt und garantiert sichere und haltbare Ufersicherungen an vielbefahrenen, hoch belasteten Was-
serstraßen, besonders in Kanälen. 
 
137B  Aktueller Trend und möglicher Weg 
138B .1 Aktuelle Entwicklungen und Tendenzen im Wasserstraßen-Ausbau 
Das Ziel, alle europäischen Binnenwasserstraßen durchgängig auf die WStrKl Va bzw. Vb auszubauen, 
lässt sich heute aus vielen Gründen nicht mehr so schnell und vielleicht auch nicht in vollem Umfang 
verwirklichen. Im Bereich des deutschen Wasserstraßennetzes spielen dabei im Wesentlichen drei As-
pekte eine Rolle: 
 
– Mit dem angestrebten hohen Ausbaustandard sind hohe Kosten verbunden. Z. Zt. stehen die dafür 
erforderlichen Investitionsmittel nicht mehr in vollem Umfang zur Verfügung. 
 
– Der aktuelle Schiffsverkehr weist lokale Schwerpunkte auf. Nicht alle Wasserstraßen im deutschen 
Netz sind gleich beaufschlagt: Der Rhein ist deutsche und europäische Hauptverkehrsader; auch 
auf seinen Nebenflüssen und dem MLK herrscht viel Verkehr. Überall dort ist auch in Zukunft mit 
gleichem bis steigendem Verkehr zu rechnen. Auf anderen Strecken dagegen herrscht geringerer 
Verkehr. Und genau dort sagen die Prognosen schwankenden bis stagnierenden Schiffsverkehr 
voraus. 
 
– Aspekte aus dem Naturschutz gewinnen immer mehr an Bedeutung, wozu besonders Forderungen 
der Wasserrahmenrichtlinie nach einem guten ökologischen Potenzial der Wasserstraßen zählen. 
Dabei spielen die Ufer als Übergangs-Lebensraum zwischen Wasser und Land eine große Rolle. 
Werden Ufersicherungen streng nach den Anforderungen des technischen Ausbaustandards aus-
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Alle drei o. g. Aspekte können dazu führen, den üblichen, modernen Ausbau zu überdenken und die Be-
fahrbarkeit der Wasserstraßen mit dem GMS fallweise mit Maßnahmen in geringerem Umfang, d. h. mit 
reduziertem Ausbau eingeschränkt zu verbessern. So können Kosten gespart u/o verlagert werden, kann 
ein Kompromiss mit dem Naturschutz gefunden werden. 
 
Man muss sich jedoch bewusst sein, dass mit dem reduzierten Ausbau der positive Erfahrungsbereich 
der bewährten und sicheren Verfahren verlassen und der technische Standard abgesenkt wird. Dies kann 
sich negativ auf die Stabilität der Ufer auswirken und somit zu erhöhten Ersatzinvestitionen oder zu er-
höhtem Unterhaltungsaufwand führen. Um dies zu vermeiden, sind umfangreiche praktische und theore-
tische Untersuchungen erforderlich, die nachfolgend skizziert werden. 
 
139B .2 Ein möglicher Weg 
Um mit den aufgezeigten Einschränkungen beim Ausbau von Wasserstraßen angemessen, d. h. wirt-
schaftlich und sicher umgehen zu können, zeichnet sich aus augenblicklicher Sicht ein möglicher Weg mit 




Bild 2: Schema für eine mögliche Vorgehensweise zum reduzierten Ausbau von Wasserstraßen 
 
Stufe (1): Zur Vorbereitung von Nachrechnungen bzw. Dimensionierungen muss eine umfangreiche UBe-
standsaufnahme U der IST-Situation erfolgen (Geometrie/Topografie; Flotte, Fahrverhalten; Deckwerk, 
Untergrund). 
Darauf aufbauend können nach GBB 2010 (BAW, 2010) UBerechnungenU der IST-Situation und ver-
schiedener Planungs-Varianten durchgeführt werden (altes bzw. teilw. neues Profil mit vorhandenem 
bzw. neuem Deckwerk mit aktueller bzw. prognostizierter Flotte). 
Stufe (2): Die Ergebnisse von Bestandsanalyse und Berechnungen werden einem Vergleich von IST-
Deckwerk und SOLL-Deckwerk unterzogen. 
Stufe (3): Das Ergebnis des Vergleichs kann drei Konsequenzen haben: 
(a) Entspricht das vorhandene Deckwerk komplett (Steingröße, Schichtdicke, Aufbau inkl. Fußsiche-
rung) dem erforderlichen Deckwerk, so kann auf einen Ausbau verzichtet werden. 
(b) Passt das vorhandene Deckwerk nicht zum SOLL-Deckwerk, so kommen z. B. folgende modifi-
zierte Ausbauvarianten in Frage: Vollausbau nach Stand-der-Technik, Nachschütten mit vorhandener 
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(c) Eine grundlegende Alternative zu baulichen Maßnahmen kann sein, die Fahrregeln so anzupas-
sen, dass bei unverändertem Querschnitt und alter Ufersicherung die schiffserzeugten Belastungen 
trotz größerer Schiffe auf dem vorhandenen Niveau gehalten werden. Hierzu zählen Richtungsver-
kehr, Geschwindigkeitsbeschränkungen, Vorgabe der Fahrposition (begrenzter Uferabstand) und Ab-
ladebeschränkungen. Bei Anpassung der Fahrregeln ist zu beachten, dass Sicherheit und Leichtig-
keit des Schiffsverkehrs weiterhin gegeben sind. Die Anpassung der Fahrregeln ist jedoch nur ziel-
führend, wenn die Ufersicherungen im jeweiligen Bestand stabil und unterhaltungsarm sind. Ansons-
ten werden auf jeden Fall bauliche Maßnahmen erforderlich. 
 
140B  IST-Analyse 
141B .1 Komponenten der Bestandsaufnahme 
Um den Aufwand zu verdeutlichen, der für eine umfassende Bestandsaufnahme erforderlich ist, die die 
Basis einer haltbaren Bewertung sein muss, werden im Folgenden alle aus technischer Sicht wesentli-
chen Komponenten kurz skizziert. Die Bestandsanalyse von Ufer-Vegetation und -Fauna, die wegen der 
Naturschutzfragen auch dazu gehören kann, ist nicht Gegenstand dieser Ausführungen. 
 
 Schiffsverkehr 
Eine aussagekräftige UVerkehrsbeobachtungU sollte mindestens 14 Tage lang durchgeführt werden, um 
einen typischen Wochenverlauf von Güter- und Freizeitschifffahrt zu erfassen. Dabei sind alle Schiffe – 
Güterschiffe, Fahrgastschiffe, Sonderfahrzeuge und Sportboote – mit ihren technischen Daten, ihren 
Positionen und gefahrenen Geschwindigkeiten sowie den erzeugten hydraulischen Größen am Ufer um-
fassend zu registrieren. Hierzu zählen 
 
– Länge, Breite, aktueller/maximaler Tiefgang, maximale Ladekapazität der Schiffe (entweder durch 
Protokolle einer nahe gelegenen Schleuse u/o durch Ablesung am Messort),  ggf. technische Da-
ten zum Antrieb (Leistung, Propeller, Ruder), 
 
– Fahrgeschwindigkeit und Uferabstand der Schiffe (durch Lasermessung (ungenau) bzw. Radarver-
folgung (aufwändig)), 
 
– Wasserspiegelveränderungen wie Absunk sowie Bug-, Heck- und Sekundärwellenhöhe am Ufer 
(durch Druckdosen u/o Ultraschallsonden) sowie 
 
– Geschwindigkeiten von Rück-, Wiederauffüllungs- und Nachlaufströmung sowie ggf. Grundströ-
mung in Ufernähe (durch ADV-Sonden). 
 
Damit realistische Messwerte erfasst werden, die die übliche Fahrweise der Schiffsführer widerspiegeln, 
ist es wichtig, die Beobachtung möglichst unbemerkt durchzuführen. Eine typische Wellenaufzeichnung 
mit Eintragung der für Bemessungsaufgaben charakteristischen Größen am Ufer ist in Bild 3 zu sehen. 
Wesentlicher Eingangswert zur Dimensionierung von Ufersicherungen ist die Bemessungswellenhöhe im 
Heckbereich, die Differenz zwischen höchstem Wellenausschlag nach Schiffspassage und tiefster Was-
serspiegellage im Absunkbereich. Wegen evtl. Nachrechnungen im Messquerschnitt ist es empfehlens-
wert, diesen aktuell zu peilen. 
 
Für die statistische UAuswertungU der Messergebnisse ist ratsam, die Menge aller Schiffe in sinnvolle 
Gruppen zu gliedern: Güterschiffe entsprechend der Klassifizierung der BWStr, Sportboote, Fahrgast-
schiffe, Sonderfahrzeuge wie Schubboote, Arbeitsboote o. ä. Für diese Gruppen lassen sich dann belie-
bige Zusammenhänge zwischen den Größen auf der Ursachenseite (Abmessungen, Geschwindigkeiten 
und Positionen der Schiffe) und den Größen auf der Wirkungsseite (Strömungsgeschwindigkeiten, Wel-
lenhöhen u. ä.) ermitteln. Je nach Fragestellung kann auf die mittleren, häufigsten oder maximalen Werte 
zurückgegriffen werden. So können z. B. Eingangsgrößen für Berechnungen oder ein maßgebendes 





Aktuelle geotechnische Fragestellungen bei Baumaßnahmen an Bundeswasserstraßen 





 - 103 - 
 
Bild 3:  Typische Wellenaufzeichnung mit charakteristischen Größen 
 
 Topografie 
Die aktuelle Gewässergeometrie lässt sich z. B. aus Bestandsunterlagen – falls diese noch vorliegen –, 
aus den regelmäßig durchgeführten Kontrollpeilungen oder aus speziell beauftragten Vermessungen 
beschreiben. Bei den Peilungen sind immer auch Angaben im Wasserwechselbereich erforderlich. Um 
die Unterschiede zwischen üblichen älteren Profilen und dem modernen Regel-Trapezprofil zu verdeutli-
chen, sind diese in Bild 4 mit den jeweils passenden Schiffsquerschnitten gegenübergestellt. Es ist zu 
erkennen, wie eng das Fahrwasser für ein neues, großes Schiff in einem alten Querschnitt, selbst bei 
Richtungsverkehr, ist. Der Tiefgang der neuen Schiffe lässt sich nicht voll ausnutzen. 
 
 
Bild 4: Vergleich typischer alter Kanalprofile mit dem Regeltrapezprofil für ältere Motorschiffe und 
moderne Großmotorgüterschiffe  
 



























MS: 82 m x 9,00 m x 1,75 m
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 Boden 
Für die Beurteilung der Standsicherheit der Uferböschungen und Deckwerksbemessungen/-nach-
rechnungen ist die Kenntnis des Untergrunds essentiell. Hier können – falls noch vorhanden und im Aus-
sageumfang ausreichend – alte geotechnische Baugrunduntersuchungen Auskunft geben. Ggf. müssen 
neue Untersuchungen und Beurteilungen durchgeführt werden. Anhand der Längsprofile lässt sich be-
reichsweise der Bodenaufbau sinnvoll zusammenfassen oder lokal (bei Bauwerken oder Sondersituation 
im Boden) beschreiben. Für Berechnungen kann auch noch eine Zuordnung zu den Bodengruppen B1 – 
B4/B5 nach MAR (BAW, 2008) erfolgen. 
 
 Deckwerk 
Für die Bewertung und Nachrechnung der vorhandenen Deckwerke müssen diese erkundet werden. 
Mithilfe eines Arbeitsbootes/Pontons inkl. Greifer sind stichprobenartig UAufgrabungenU durchzuführen, um 
die wesentlichen Kennwerte der Steinschüttung zu ermitteln: Siebgröße, Masse, Länge; Schichtdicken 
von Schüttung und Filter; Probennahmen von Einzelsteinen, Filter- und Bodenmaterial für Laboruntersu-
chungen.   
 
Die anschließende UAuswertungU ergibt die Kornverteilungslinien (KV) nach Steingröße bzw. -masse, womit 
eine Zuordnung zu den Steinklassen nach TLW möglich ist, und daraus die für die Bemessungen rele-
vanten Kenngrößen D50 bzw. G50. Filter- und Bodenanalysen (KV; Wichten, auch bei den Einzelsteinen) 
sind im Labor zu erstellen. 
 
 
Bild 5:  Probennahme und Vor-Ort-Messungen im Rahmen einer Deckwerksanalyse: 
Markierung Probefeld 1 x 1 m; Abtragen von 50 Deckwerks-Steinen und Abschätzen von Fil-
terart und -dicke; Bestimmung von Siebgröße, Masse und Abmessungen der Steine 
 
Wasserbausteine Filter 
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142B .2 Probleme bei der Bestandsaufnahme 
Bei den in 4.1 geschilderten Modulen zur umfangreichen Erkundung des Bestands können mehrere Prob-
leme auftreten: 
 
– Allgemeine  Planungsunterlagen zu den Querschnitten und dem Aufbau der Ufersicherungen kön-
nen alt, also ggf. schwer lesbar, unvollständig oder gar nicht mehr vorhanden sein. 
 
– Auch die Unterlagen zu geotechnische Untersuchungen können alt, unvollständig oder gar nicht 
mehr vorhanden sein. Evtl. wurden zum Bauzeitpunkt auch andere geotechnische Erkundungsver-
fahren angewandt oder aber nicht alle für heutige Dimensionierungsmethoden erforderlichen Bo-
denparameter bestimmt. 
 
– Die Gewinnung der beprobten Steine bei der Deckwerksanalyse ist mit der gezeigten Methode ein-
fach nur im Wasserwechselbereich möglich, der mit Waathosen gefahrlos zu begehen ist. Schwer 
ist immer die genaue Bestimmung der Höhe eines Kornfilters, da sich im Laufe der Jahre Über-
gangszonen zwischen Deckschicht-Filter und Filter-Boden gebildet haben und so eine exakte 
Trennung der verschiedenen Schichten nicht mehr möglich ist. 
 
– Sind Untersuchungen in tieferen Bereich unter dem Wasserspiegel, besonders am Übergang Bö-
schung/Sohle – dort wo eine Fußstützung sein müsste – erforderlich, dann ist der Einsatz von Tau-
chern notwendig. Diese sind aufgrund der Trübung im Gewässer auf ihren Tastsinn und ihre Erfah-
rung angewiesen, was natürlich stark subjektiv ist. Außerdem sind umfangreiche Probennahmen 
von Steinen im erforderlichen Umfang durch Taucher nicht möglich. 
 
– Das Fahrverhalten der Schiffsführer ist bei einer offensichtlichen, leicht erkennbaren Verkehrsbeo-
bachtung meist nicht realistisch, da korrekter als üblich gefahren wird. So entsprechen Größen wie 
Fahrgeschwindigkeit (niedriger) und Uferabstand (größer) nicht den Werten, die im unbeobachte-
ten Alltag auftreten können und höhere Belastungen der Ufer erzeugen. 
 
– Mit einer Verkehrsbeobachtung oder -statistik auf der Basis von Schleusentagebüchern wird immer 
nur das aktuelle Verkehrsaufkommen widergespiegelt. Da das Verkehrsaufkommen eng mit dem 
Ausbaugrad der Wasserstraße gekoppelt ist, können keine sicheren Angaben über das Ver-
kehrsaufkommen im Ausbauzustand gemacht werden, obwohl dies für die Dimensionierung der 
Ufersicherung zwingend erforderlich wäre. Hierfür kann nur auf mehr oder weniger zuverlässige 
Prognosen zurückgegriffen werden. 
 
143B5 Berechnungen 
144B5.1 GBB und GBBSoft 
Lange Zeit basierten der Aufbau und die Dimensionierung von Deckwerken zur Ufersicherung überwie-
gend auf Erfahrungen. Meist wurde auf bewährte Standardbauweisen zurückgegriffen, die unter bestimm-
ten Randbedingungen gelten. Bei abweichenden Randbedingungen waren oft keine befriedigenden Lö-
sungen zu finden. Abhilfe schaffte hier die Entwicklung von Bemessungsregeln, die im Jahr 2004 in den 
„Grundlagen zur Bemessung von Böschungs- und Sohlensicherungen an Binnenwasserstraßen“ (GBB) 
als Mitteilung Nr. 84 der BAW, jetzt als aktuelle Überarbeitung GBB 2010 (BAW, 2010) veröffentlicht wur-
den. Darin sind erstmals im deutschsprachigen Raum alle hydraulischen und geotechnischen Aspekte 
unter Beachtung des aktuellen internationalen Fachwissens zusammengetragen worden, mit denen ein 
neues, umfassendes Bemessungskonzept aufgestellt wurde: 
 
– Es wird gezeigt, wie die von beliebigen Schiffen erzeugten Uhydraulischen BelastungenU (Bug- und 
Heckwellenhöhe, Sekundärwellenhöhe, Rück- und Wiederauffüllungsströmung; alternativ auch 
Schraubenstrahlbelastung aus Hauptantrieb u/o Bugstrahlruder) bei stationärer, uferparalleler 
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– Über die Uhydraulische BemessungU ergibt sich daraus die erforderliche Einzelsteingröße für ein la-
gestabiles loses Schüttsteindeckwerk. 
 
– Danach wird mit der Ugeotechnischen BemessungU die erforderliche Deckschichtdicke bestimmt, mit 
der die lokale Standsicherheit gegen Abgleiten und Porenwasserüberdrücke gewährleistet wird. 
Dabei werden verschiedene Deckwerksaufbauten (Kornfilter oder Geotextil ggf. mit Dichtung) und 
Fußsicherungstypen (Fußeinbindung oder -vorlage) sowie Mindestdicken aufgrund verschiedener 
Kriterien (z. B. Schiffsanfahrung, Stabilität des Steingerüsts) berücksichtigt. 
 
Seit 2008 liegt das Programm GBBSoft vor, mit dem die o. g. drei Schritte zur Deckwerksdimensionierung 
anwenderfreundlich durchgeführt werden können, ohne das komplexe und umfangreiche Formelwerk im 
Einzelnen kennen zu müssen. 
 
145B .2 Wichtige Zusammenhänge der Systemparameter 
Wichtige Einflussgrößen bei der Interaktion zwischen Schiff und Wasserstraße sind geometrische und 
hydraulische Größen der UWasserstraßeU (Gewässerquerschnitt A mit Wasserspiegel- und Sohlbreite, 
Wassertiefe und Böschungsneigung; Fließgeschwindigkeit u. a.), Abmessungen und Geschwindigkeit des 
USchiffsU (Länge, Breite und Tiefgang, eingetauchter Querschnitt AM, Geschwindigkeit durchs Wasser, 
u. a.) sowie Werte aus deren Kombinationen und Ergebnisse aus theoretischen Herleitungen zur UWech-
selwirkung Schiff/Wasserstraße U (Querschnittsverhältnis n = AM/A, kritische Schiffsgeschwindigkeit, Ufer-
abstand u. a.). 
  
Als Reaktion ergeben sich daraus wesentliche Uhydraulische GrößenU (Absunk und Rückströmungsge-
schwindigkeit, Wellenhöhen, Geschwindigkeit der Wiederauffüllungsströmung) und Ugeotechnische Grö-
ßenU (Porenwasserüberdruck). 
 
Bild 6:  Entwicklung wesentlicher Größen bei der Deckwerksbemessung mit zunehmender Schiffs-
geschwindigkeit: Bemessungswellenhöhe, Steingröße und Schichtdicke; 
 links unten Berechnungsannahmen: Querschnitt mit Deckwerk ohne Fußstützung, Boden B2 
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Die Zusammenhänge zwischen den Einflussgrößen und den Reaktionen, die die für das Deckwerk rele-
vanten Werte direkt steuern, sind überwiegend nicht-linear. Typische Beispiele dafür sind in Bild 6 für 
einen einfachen Bemessungsfall zu sehen. Mit zunehmender Schiffsgeschwindigkeit steigt die Bemes-
sungswellenhöhe überproportional stark an, erreicht ein Maximum bei der kritischen Schiffsgeschwindig-
keit. Die Werte für die Einzelsteingröße und die Schichtdicke verhalten sich ähnlich. So bewirken geringe 
Geschwindigkeitssteigerungen in der Nähe der kritischen Schiffsgeschwindigkeit – die noch dazu energe-
tisch ineffizient sind – ein sehr starkes Anwachsen von Wellenhöhe und Deckwerksabmessungen. Es 
wird daran deutlich, wie wesentlich die Festlegung der Bemessungsschiffsgeschwindigkeit (gefahrenen 
oder zulässige) ist: Dabei ist zu beachten, dass erfahrungsgemäß die tatsächlich gefahrenen Geschwin-
digkeiten häufig deutlich über den zulässigen Geschwindigkeiten liegen (Fleischer et al., 2003). 
 
Die vorgestellten Zusammenhänge zwischen Ursache und Wirkung zeigen Möglichkeiten, aber auch 
Grenzen auf, wie die Ufersicherung bzw. der Deckwerksaufbau durch gezielte Veränderungen der Belas-
tungsgrößen beeinflusst werden kann. Dazu gehören besonders Schiffsabmessungen, Fahrposition, Ge-
schwindigkeit, aber auch Gewässerbreite und -tiefe. 
 
Generell sind für Deckwerke aus verschiedenen Gründen (Verzahnung, Ankerwurf, Anfahrung, UV-
Schutz) Mindestdicken zu beachten, die oft die rechnerischen Schichtdicken überprägen. 
 
146B  Fazit und Ausblick 
Nach den oben geschilderten Untersuchungen und den aufgezeigten Zusammenhängen zeichnen sich 
zwei Grundmöglichkeiten für den Fall ab, dass ein dem Stand der Technik entsprechender Vollausbau 
nicht mehr verfolgt werden kann: 
 
– Einerseits kann für einen festgelegten Verkehr (Bemessungsschiff, Fahrposition) ein reduzierter 
Ausbau in Frage kommen. Reichen dabei Wasserspiegelbreite und -tiefe aus, kann eine Nach-
schüttung über dem alten Deckwerk u/o die Ergänzung einer fehlenden Fußsicherung erforderlich 
sein. Ist dagegen für den gewünschten Verkehr eine Verbreiterung u/o Vertiefung notwendig, so 
muss die Ufersicherung zumindest einseitig neu gebaut werden und es ist auf der Seite mit dem al-
ten Deckwerk ggf. mit Nachschüttung und zusätzlicher Fußsicherung zu rechnen. 
 
– Der andere mögliche Weg ist das Aufstellen von Fahrregeln. Hier kommen Richtungsverkehr oder 
Begrenzungen der ufernahen Fahrt, Geschwindigkeitsbegrenzungen oder Abladebeschränkungen 
in Frage. 
 
Oft bietet sich auch die Kombination beider Varianten an. 
 
Auf der Grundlage der Ergebnisse aus den vorgestellten umfangreichen Untersuchungen müssen am 
Ende die Verantwortlichen die Entscheidungen über die Sicherungsmaßnahmen an den Ufern, die für die 
Zulassung größerer Schiffe erforderliche sind, treffen. Es kann sich immer nur um Einzelfalllösungen 
handeln. Generelle, übertragbare Aussagen lassen sich z. Zt. noch nicht machen. Fällt der Entschluss 
auf eine Anpassung der Fahrregeln, so müssen diese umgesetzt und vor allen Dingen auch kontrolliert 
werden. 
 
Es ist wichtig festzustellen, dass ein reduzierter Ausbau nicht bedeutet, dass ein enger, alter Wasserstra-
ßenabschnitt ohne Aufwand einfach durch große Schiffe befahren werden kann. Die  notwendigen Unter-
suchungen und der Entscheidungsprozess sind anders als bei einem Vollausbau, aber genauso umfang-
reich. 
 
Eine wichtige Aufgabe für die Zukunft wird es sein, die Kenntnisse über das Langzeitverhalten von Ufer-
sicherungen bei reduziertem Ausbau unter technischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu verbes-
sern. Entsprechende Forschungsvorhaben wurden von der BAW bereits initiiert und werden hinsichtlich 
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147BAbkürzungen, Symbole 
ADV  acoustic doppler velocimeter (Ultraschall-Geschwindigkeitsmessung) 
B  Schiffsbreite [m] 
BWStr  Bundeswasserstraße 
D  Steindurchmesser [m] 
ES  Europaschiff 
G  Steinmasse [kg] 
GMS  Großmotorgüterschiff 
KV  Kornverteilungslinie 
L  Schiffslänge [m] 
MAR  Merkblatt Anwendung von Regelbauweisen 
MLK  Mittellandkanal 
MS  Motorschiff 
SV  Schubverband 
T  Schiffstiefgang 
u/o  und bzw. oder 
WStrKl  Wasserstraßenklasse 
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16BDurchwurzelung von Oberflächendichtungen  
 
Dr.-Ing. Jan Kayser, Dipl.-Ing. (FH) Achim Schneider, BAW, Abteilung Geotechnik 
 
 
149B  Einleitung  
Befindet sich der Kanalwasserspiegel aus topographischen Gründen oberhalb des natürlichen Niveaus, 
werden Kanalseitendämme zur seitlichen Begrenzung des Kanalprofils erforderlich. In diesen Kanalab-
schnitten ist es oftmals notwendig, das Kanalprofil aus Gründen der Dammstandsicherheit, zur Vermei-
dung von Vernässungen und zur Minimierung des Aufwandes bei der Wasserbewirtschaftung abzudich-
ten. Dies geschieht überwiegend in Form von Oberflächendichtungen. Das Prinzip eines gedichteten 
Kanals zeigt Bild 1. 
 
 
Bild 1:  Prinzipdarstellung eines Kanalquerschnitts in Dammlage mit Oberflächendichtung 
 
Um die Bedeutung künstlicher Wasserstraßen als umweltfreundlichen Verkehrsträger zu unterstreichen, 
sind am Ufer und im angrenzenden Hinterland ökologisch wertvolle Bewuchszonen erwünscht. Ein Be-
wuchs von gedichteten Kanaldämmen ist jedoch aus Sicherheitsgründen nach Festlegung der BAW 
(MSD) nur noch sehr beschränkt zulässig, teilweise aber nur mit sehr hohem Aufwand zu verhindern. 
 
Der Beitrag behandelt den Einfluss von Bewuchs auf die Durchlässigkeit besonders von Asphaltdichtun-
gen und darauf aufbauend auf die Standsicherheit von Kanalseitendämmen. 
   
150B2 Oberflächendichtungen an Wasserstraßen   
Für Oberflächendichtungen an Wasserstraßen gibt es verschiedene Bauweisen. In den meisten Fällen 
kommen Weichdichtungen aus flexiblen Baustoffen zur Anwendung. Überwiegend werden natürliche 
Erdstoffe (20 cm bzw. 30 cm mächtige Dichtungen aus Naturton) verwendet. Untergeordnet werden Dich-
tungen auch aus Geosynthetischen Tondichtungsbahnen (Bentonit-Matten) und aus Ton mit hydrauli-
schen Bindemitteln (Colcredur) hergestellt. Die Dichtungsschicht wird durch eine lose oder auch teilver-
gossene, ca. 40-70 cm dicke erosionssichere Schicht aus Wasserbausteinen auf einem als Trennlage 
wirkenden Geotextil geschützt (Bild 2 oben). 
 
Beim Neubau des Elbe-Seitenkanals und des Main-Donau-Kanals in den 60er- bis 80er-Jahren des letz-
ten Jahrhunderts wurden dichte Deckwerke in großem Umfang in Asphaltbauweise hergestellt. Diese 
bestehen i.d.R. aus einer 6-8 cm dicken Dichtungsschicht aus Asphaltbeton auf einem gebundenen Mine-
ralkornfilter. Die Dichtung wird von einer Schutzschicht aus Asphaltbeton bzw. im Wasserwechselbereich 
von einer Rauschicht mit voll vergossenen Wasserbausteinen geschützt (Bild 2 unten). 
 
Der Wasserverlust infolge Versickerung ist an Schifffahrtskanälen aus Gründen der Wasserbewirtschaf-
tung auf einen praxisorientierten und baupraktisch realisierbaren Wert von Q = 15 l/sec je km  limitiert. 
Unter den üblichen in Deutschland vorherrschenden Randbedingungen an Binnenwasserstraßen ent-
spricht dies einen flächenbezogenen Durchfluss von q = 2,5 x 10-7 m³/s·m². Dieser Wert wird auch in den 
ZTV-W, LB 210 des BMVBS als Anforderung an eine verlegte Dichtung gefordert. Zur Kompensation von 
Ungenauigkeiten bei der Bauausführung muss der Ausgangsbaustoff einen 10-fach geringeren Durch-
fluss gewährleisten. Für eine 20 cm mächtige Tondichtung ergibt sich aus dieser Forderung ein maxima-
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das Ausgangsmaterial. Asphaltbeton hat üblicherweise eine Durchlässigkeit von k < 1 x 10-12 m/s, so 
dass die Schichtdicken bei Asphaltbauweisen sehr gering sein können. 
 
 
Bild 2:  Aufbau dichter Deckwerke mit Tondichtung bzw. in Asphaltbauweise  
 
151B3 Durchwurzelung von Oberflächendichtungen 
Bereichsweise sind die Uferbereichen der Wasserstraßen infolge natürlicher Sukzession oder durch ge-
zielte Anpflanzungen bewachsen. Dadurch kann es besonders im Wasserwechselbereich durch die Dich-
tung durchdringendes Wurzelwerk zu Beeinträchtigungen der Dichtung kommen. Untersuchungen und 
Aufgrabungen an Tondichtungen zeigten beispielsweise, dass Baumwurzeln unter günstigen Wuchsbe-
dingungen durch 60 cm mächtige Tondichtungen hindurch wachsen können. Beim Absterben des Baums 
besteht die Gefahr einer Leckage durch einen dann ggf. hohlen Wurzelkanal. 
 
An Asphaltdichtungen kann sich mit der Zeit durch Anschwemmen von Samen und Windflug ein dichter 
Bewuchs mit Röhricht bis in ca. 1 m Wassertiefe ausbilden. Ein derartiger Bewuchs ist auch bei intensiver 
Unterhaltung der Deckwerke nicht vollständig zu verhindern. Aufgrabungen zeigten, dass Wurzeln und 
Rhizome des Röhrichts durch die Asphaltdichtung hindurch wachsen, sich auf der Unterseite der Dich-
tung horizontal verteilen und dann wieder senkrecht nach oben hin austreiben. Auf diese Weise entsteht 
im Laufe der Zeit eine zunehmende Durchdringung der Dichtung. 
 
  
Bild 3 und 4: Aufgegrabene, senkrecht durch eine Tondichtung wachsende Baumwurzel(links), 
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4 152BUntersuchungen an durchwurzelten Asphaltdichtungen 
Um festzustellen, inwieweit die Durchwurzelung die Durchlässigkeit einer Asphaltdichtung beeinträchtigt, 
wurden aus einem stark mit Röhricht bewachsenen Kanalabschnitt quadratische Probenstücke (ca. 
60x60cm) aus der Dichtung im Wasserwechselbereich herausgesägt. Bild 5 zeigt den Anschnitt eines 
Probenstückes. Zu erkennen ist von oben nach unten der Bewuchs mit Röhricht auf einer ca. 15 cm di-
cken Rauschicht (Wasserbausteine vergossen mit Asphaltmastix). An der Unterkante der Rauschicht sind 
angeschnittenen, hohle Röhrichtwurzeln zu erkennen. Darunter liegt die 8 cm starke Asphaltbetondich-
tung auf einem 8 cm dicken Filter aus bitumengebundenem Splitt. 
 
 
Bild 5: Probenstücke einer bewachsenen Asphaltbetondichtung 
 
Dieses Probenstück wurde in die in Bild 6 dargestellte Versuchseinrichtung eingebaut. Diese besteht aus 
einem ca. 2 m hohen äußeren Stahlzylinder mit 101 cm Durchmesser und einem inneren, kleineren 
Stahlzylinder von ca. 60 cm Höhe und 99 cm Durchmesser. Der eigentliche Probenkörper mit den Ab-
messungen von ca. 60 x 60 cm wird in den kleinen Stahlzylinder auf einem Kiesbett (Durchlässigkeit ca. k 
= 1 x 10-3 m/s) eingebaut und seitlich gegen die Zylinderwandung mit Bentonit abgedichtet. Der Zylinder 
selbst ist nach unten hin wasserdurchlässig (Siebgewebe auf einem Gitterrost). Durch Befüllen des äuße-
ren Stahlzylinders kann ein Druck von ca. 1,2 m Wassersäule auf den Probenkörper aufgebracht werden, 
so dass Wasser durch das Probenstück strömt und der Innenwasserspiegel im äußeren Stahlrohr lang-
sam abfällt. 
 
Aus dem zeitlichen Verlauf der Wasserspiegelabsenkung wird die hydraulische Durchlässigkeit nach 
Darcy des gesamten Dichtungsaufbaus aus Rau-, Schutz- und Dichtungsschicht ermittelt. Die Angabe 
des Durchlässigkeitsbeiwertes ermöglicht es, die erhöhte Durchlässigkeit der durchwurzelten Dichtungs-
schicht in Strömungsberechnungen zu berücksichtigen. 
 
Streng genommen gilt die Ermittlung eines Durchlässigkeitsbeiwertes nach Darcy nur für poröse Medien, 
wie z.B. Boden. Diese Voraussetzung wird bei der durchwurzelten Asphaltdichtung nicht eingehalten, da 
der Durchfluss durch die Asphaltdichtung nicht durch den technisch als dicht anzusehenden Asphaltbe-
ton, sondern durch singuläre Strömungskanäle im Bereich der Wurzeln erfolgt. Für Dichtungsschichten, 
die in einzelnen Strömungskanälen durchströmt werden, wird die durchfließende Wassermenge wesent-
lich vom darunter anstehenden Boden beeinflusst. Je geringer die Durchlässigkeit des anstehenden Bo-
dens ist, desto größer ist auch der Eindringwiderstand des Wassers am Übergang Strömungsröh-
re/Untergrund und desto geringer ist demnach auch die rechnerische Durchlässigkeit der Dichtungs-
schicht. Dieser Einfluss wurde in dem Versuchsaufbau durch Verwendung eines Kiesfilters mit ver-
gleichsweise hoher Durchlässigkeit als Auflager für die Probe minimiert. Die so ermittelten Durchlässig-
keitsbeiwerte (k-Werte) sind demzufolge obere Grenzwerte und liegen hinsichtlich der Lage der Sickerli-
nie im Damm und der durchsickernden Wassermengen auf der sicheren Seite. Inwieweit die Eigenschaf-
ten des unterliegenden Bodens den rechnerischen Durchlässigkeitsbeiwert der eigentlichen Dichtung 
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Bild 6: Versuchseinrichtung zur Bestimmung der Durchlässigkeit der Asphalt-Probestücke  
 
Die Probenstücke wurden 2005 entnommen und bis 2009 jeden Sommer bei vitalem Bewuchs in Ver-
suchsserien mit jeweils mehreren Teilversuchen untersucht. Nach Beendigung einer Versuchsserie wur-
de der innere, kleinere Zylinder mit dem Probekörper aus dem großen Stahlzylinder ausgebaut und im 
Freien unter Wasser gelagert, so dass sich Röhricht im Winter zurückziehen und im Frühjahr neu austrei-
ben konnte. 
 
Zur Überprüfung der Versuchseinrichtung wurde auch ein unbewachsenes Probestück. Der Versuch er-
gab eine Durchlässigkeit von k = 2 x 10-8 m/s, was als Referenzdurchlässigkeit für den Versuchsaufbau 
zu werten ist. 
 
Nach Beendigung der Versuchsserien wurde das Probestück ausgebaut und zerlegt. Es zeigte sich eine 
sehr starke Durchwurzelung, wie es in Bild 7, links von der Unterseite der Probe zu erkennen ist. Es wa-
ren ca. 180 Durchwurzelungen (ca. 500 je m²) vorhanden, wobei der Durchmesser der Wurzeln zumeist 
wenige mm betrug. Die durchwurzelten Rhizome mit Durchmessern von bis zu 5 mm sind zwar hohl, 
jedoch sind an den Sprossknoten Querwände eingewachsen, die eine hydraulische Durchgängigkeit der 
hohlen Rhizome verhindern (Bild 7 rechts). 
 
Trotz der über die Jahre zunehmenden starken Durchwurzelung liegt die Durchlässigkeit in allen Versu-
chen über den gesamten Untersuchungszeitraum konstant in der Größenordnung von k10 = 5 x 10-6m/s, 
wobei k10 der auf eine Wassertemperatur von 10 °C bezogene Durchlässigkeitsbeiwert nach Darcy ist. 
Dieser Wert ist auf die gesamte Konstruktionshöhe von d = 30 cm bezogen, da nicht nur die eigentliche 
Dichtungsschicht, sondern auch die Rauschicht und der gebundene Filter eine dichtende Wirkung besit-
zen. Er entspricht einer Permitivität ψ, d.h. dem Verhältnis von Durchlässigkeitsbeiwert k10 zur Schichtdi-
cke d von ψ = k10/d = 1,7 x 10-5  [1/s]. 
 
An einem Probestück wurden vor dem Durchströmungsversuch die Halme bis auf die Oberkante des 
Probestücks abgeschnitten um zu prüfen, ob die über den Wasserspiegel ragenden Halme möglicherwei-
se Durchlässigkeiten verhindern, die dann beim Absterben oder bei der winterlichen Rückbildung der 
Halme durchströmt werden könnten. Es war jedoch kein Unterschied zwischen der Durchlässigkeit mit 
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Bild 7: Rhizome und Wurzeln an der Unterseite der Dichtung (links) und aufgeschnittenes Rhizom 
(rechts)  
 
Eine verbleibende Dichtwirkung ist also trotz Durchwurzelung von vorhanden. Jedoch ist mit zunehmen-
dem Durchwurzelungsgrad eine Auflösung des Asphaltbetons in einzelne Aggregate erkennbar. Es ist 
daher davon auszugehen, dass die Dichtung bei weiterem Bewuchs langfristig zerstört werden wird. 
 
5 153BStandsicherheit von Dämmen mit durchwurzelter Oberflächendichtung 
Das für die Standsicherheit von Kanaldämmen maßgebliche Regelwerk ist das Merkblatt Standsicherheit 
von Dämmen an Bundeswasserstraßen (MSD) der BAW [1]. Entsprechend MSD ist die Dammdurchströ-
mung infolge einer durch Bewuchs dauerhaft geschädigten Dichtung in der Ständigen Bemessungssitua-
tion BS-P (früher Lastfall 1) anzusetzen.  
 
Zur Betrachtung, inwieweit die Durchwurzelung der Dichtung die Standsicherheit eines Dammes verrin-
gert, wurden Strömungs- und Standsicherheitsberechnungen durchgeführt. Die Berechnungen erfolgten 
für das in Bild 8 dargestellte Berechnungsmodell, das eine typische Situation für eine Wasserstraße mit 
hoher Dammlage wiedergibt. Das 30 cm starke dichte Deckwerk ist auf dem oberen Teil der Böschung 
bis in 1 m Wassertiefe mit einer Durchlässigkeit von k = 5 x 10-6 m/s, darunter mit k = 1 x 10-8 m/s ange-
setzt. Die Durchlässigkeiten das Dammmaterials und des Untergrunds variieren in den Berechnungen, da 
diese Parameter die Dammdurchströmung wesentlich beeinflussen. Für den Damm und den Untergrund 
wurden kohäsionlose Materialien angesetzt (charakteristischer Reibungswinkel φ’k = 32,5°, Durchlässig-
keit k = 10-4/10-5/10-6 m/s), für den Untergrund zusätzlich ein kohäsiver Boden mit geringerer Durchlässig-
keit (c’k = 10 kPa, φ’k = 25°, k = 10-8 m/s), so dass insgesamt 12 Varianten berechnet wurden. Verglei-
chend wurden für den gering durchlässigen Untergrund noch Berechnungen mit durchgängig intakter 
Dichtung (k = 10-8 m/s) durchgeführt. 
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Im ersten Schritt wurde die Dammdurchströmung mit der Potenzialverteilung im Damm mit dem Finite-
Elemente-Grundwasserströmungsprogramm GGU-SS-Flow2D [5] berechnet. Auf Grundlage der berech-
neten Potenzialverteilungen wurde im zweiten Schritt die Standsicherheit der luftseitigen mit der Software 
GGU Stability [6] auf Basis kreisförmiger Gleitflächen ermittelt. 
 
Nachfolgend wurde nur die globale Böschungsstandsicherheit betrachtet, bei der die Gleitkreise die ge-
samte Dammböschung vom Böschungsfuß bis zur Böschungsschulter umfassen. Bei an der luftseitigen 
Dammböschung austretenden Sickerlinien ergibt sich keine ausreichende lokale Standsicherheit der 
Dammböschung, dem aber ggf. durch Anordnung von Filterlagen relativ einfach entgegengewirkt werden 
kann. 
 
Die Berechnungsergebnisse der für die ständige Bemessungssituation BS-P berechneten 12 Varianten 
sind in Tabelle 1 zusammengestellt. Hierbei bedeuten Ausnutzungsgrad μ > 1,0 eine nicht ausreichend 
Standsicherheit. Für den nicht durchströmten Dammkörper berechnet sich der Ausnutzungsgrad aus dem 
Verhältnis von Böschungsneigung und Reibungswinkel zu μ = 0,65, was deutlich ausreichend ist. 
 
Tabelle 1: Ausnutzungsgrad μ der globalen Standsicherheit bei durchwurzelter Dichtung (Werte in 




Die Ergebnisse zeigen, dass die Durchwurzelung der Dichtung nicht generell zu Standsicherheitsproble-
men führt. Die Standsicherheit des Dammes hängt wesentlich von der Durchlässigkeit des Untergrunds 
ab. Bei durchlässigem Untergrund (k = 10-4m/s) staut sich das zusickernde Wasser innerhalb des Damm-
körpers nicht auf und die Böschungsstandsicherheit wird nicht vermindert. Ist die Durchlässigkeit des 
Untergrunds jedoch geringer als die das Dammbaustoffs, so ergibt sich infolge der Zuströmung durch den 
durchwurzelten Dichtungsbereich ein Aufstau mit einer entsprechend hohen Sickerlinie innerhalb des 
Dammkörpers, was die Standsicherheit der luftseitigen Dammböschung z.T. stark verringert. 
 
Wie der Vergleich der Ausnutzungsgrade bei sehr gering durchlässigem Untergrund (k = 1 x 10-8 m/s) für 
durchwurzelte und intakte Dichtung zeigt, kann die Dammdurchströmung infolge der Zuströmung durch 
den durchwurzelten Dichtungsbereich die Standsicherheit des Dammes stark reduzieren. Bei ungünsti-
gen hydrologischen Randbedingungen ergeben sich jedoch auch bei Ansatz einer UintaktenU Dichtung kei-
ne ausreichenden Standsicherheiten. Für das vorliegende Berechnungsbeispiel ist dies bei Annahme 
eines sehr gering durchlässigen Untergrunds (k = 1 x 10-8 m/s) und eines gering durchlässigen Dammma-
terials (k = 1 x 10-6 m/s) der Fall. Hier sättigt sich der Dammkörper infolge der Zusickerung durch die 
Dichtung auf, da die Durchlässigkeit des Dammmaterials die der Dichtung nur um zwei Zehnerpotenzen 
überschreitet. 
 
Die berechneten Sickerwassermengen liegen bei fast allen Kombinationen mit teilweise durchwurzelter 
Dichtung über dem zulässigen Maximalwert. Nur bei gering durchlässigem Dammmaterial und Unter-
grund (jeweils k < 1 x 10-6 m/s) wird der Grenzwert eingehalten. 
 
Aus den beispielhaften Berechnungen ist zu folgern, dass eine Gefährdung von gedichteten Kanaldäm-
men durch Durchwurzelung nicht generell gegeben und im Einzelfall abhängig von den jeweiligen geolo-
gischen und hydrologischen Randbedingungen zu beurteilen ist. Sofern eine dauerhafte Durchströmung 
zugelassen werden soll, ist auch die dauerhafte Erosions- und Suffusionsbeständigkeit des Dammmate-
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6 154BZusammenfassung und Schlussfolgerungen 
Oberflächendichtungen an Wasserstraßenkanälen können durch Bewuchs durchwurzelt werden und 
damit ihre Funktion nur noch eingeschränkt erfüllen. Für Asphaltdichtungen mit intensivem Röhrichtbe-
wuchs (ca. 500 Durchwurzelungen je m²) kann auf der sicheren Seite liegend ein Durchlässigkeitsbeiwert 
von k = 5 x 10-6 m/s für die Berechnung von Dammdurchströmungen als Grundlage für Standsicherheits-
berechnungen angesetzt werden. Es erscheint zulässig, diesen Wert auch auf durchwurzelte Tondich-
tungen zu übertragen, da diese als Weichdichtung mit mindestens 20 cm Dicke hinsichtlich der Erhöhung 
der Durchlässigkeit bei Durchwurzelung robuster als Asphaltdichtungen einzuschätzen sind. 
 
Bei bestehenden Kanaldichtungen kann unter günstigen hydrogeologischen Bedingungen (durchlässiges 
Dammmaterial und sehr durchlässiger Untergrund) und – sofern hinsichtlich der Wassserbewirtschaftung 
vertretbar – eine infolge Durchwurzelung der Dichtung vergrößerte Durchlässigkeit hingenommen wer-
den. Dazu ist die ausreichende Dammstandsicherheit in der ständigen Bemessungssituation unter Be-
rücksichtigung der Zuströmung aus dem Kanal durch den durchwurzelten Dichtungsbereich mit der er-
höhten Durchlässigkeit sowie die Erosions- und Suffusionsbeständigkeit des Dammmaterials nachzuwei-
sen. In jedem Fall ist eine Einzelfallbetrachtung auf Grundlage des MSD erforderlich. 
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17BPlanung und Bau der Flutmulde Rees 
 
Dipl.-Ing. Dietmar Abel, Wasser- und Schifffahrtsamt Duisburg-Rhein, Sachbereich Neubau 
 
 
156B  Veranlassung und Begründung der Maßnahme 
Die Situation des Gewässerbettes am Niederrhein ist durch eine stetige Erosion der Sohle geprägt. Ge-
ringe Korndurchmesser der anstehenden Kiese und Sande, wie auch schwach gelagerte Sedimente im 
Tertiär begründen die Erosion der Gewässerbettsohle. Dieser Umstand wurde durch anthropogene Ein-
flüsse, wie das Befestigen der Ufer und die Reduzierung der Abfluss und Reetentionsflächen, seit Beginn 
des letzten Jahrhunderts verstärkt. Durch diese Maßnahmen wurde der Fluss in seinem Gewässerbett 
festgelegt und die bis dahin natürliche Seitenerosion in eine Tiefenerosion geändert. Im letzten Jahrhun-
dert verstärkte sich die Sohleneintiefung durch übermäßige und nicht wie heute üblich kompensierte 
Kiesentnahmen aus dem Gewässerbett und durch den untertägigen Abbau von Kohle und Salz direkt 
unterhalb des Rheins. Hinzu kamen die Auswirkungen aus dem Geschiebeentzug durch den Ausbau und 
die Abriegelung des Oberrheins und der großen Nebenflüsse wie dem Necker, dem Main und der Mosel. 
 
Die Veränderung der Sohl- und Wasserspiegellagen zwischen den Jahren 1934 und 2010 von Königs-
winter bei Rhein-km 640,0 bis Lobith (NL) bei Rhein 865,0 zeigt Bild 1, in der sowohl die absoluten Höhen 
der GlW-Wasserspiegellagen und der mittleren Sohllagen als auch die Veränderungen der beschriebe-
nen Sohl- und Wasserspiegellagen als Differenzen dargestellt sind. Als Wasserstand wurde der Gleich-
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Bild 1:  Längsschnitt im Bereich des Niederrheins der Sohl- und Wasserspiegellagen mit Differenzen 
untereinander sowie der Positionierung der Krümmung Rees im Bereich der Baumaßnahme 
der Flutmulde Rees   
 
Die komplexen Strömungsverhältnisse in der Krümmung bei Rees zwischen Rhein-km 830 und 840 sind 
darüber hinaus durch extreme, topografische Verhältnisse im Vorlandbereich geprägt. Rechtsrheinisch 
zwängt die befestigte Ufermauer der Stadt Rees den Rhein in seinem Bett ein, linksrheinisch erstreckt 




Aktuelle geotechnische Fragestellungen bei Baumaßnahmen an Bundeswasserstraßen 





- 118 - 
 
chen am unteren Niederrhein vorzufinden. Dies hat zur Folge, dass der gesamte Hochwasserabfluss 
durch den Hauptstrom ohne wesentlichen Abfluss über die Vorländer abgeführt werden muss. Hieraus 
ergeben sich erhebliche Erosionsraten von bis zu 5cm pro Jahr im stadtnahen Außenbogen (rechtsrhei-
nisch) und teilweise starke Anlandungstendenzen im Bereich der erkennbaren Auskiesung im Innenbo-
gen (linksrheinisch). Bild 2 zeigt die topographischen Gegebenheiten als Schrägluftbild aus den späten 
1950er Jahren auf. 
 
 
Bild 2:  Schrägluftbild aus dem Jahre 1959 von Norden auf den Rheinstrom mit der Ortslage Rees 
und dem gegenüberliegendem Vorland Reeser Schanz 
 
Für die durchgehende Schifffahrt bedeutet die beschriebene Erosion mit der Bildung von abladerelevan-
ten Schwellen, dies sind Bereiche mit geringerer Erosion und somit Fehlstellenbildungen in der Schiff-
fahrtsrinne, erhebliche Probleme. So wären auf der mit durchschnittlichen 170 Mio. Gütertonnen im Jahr 
befahrenen Strecke auch die aufkommensstarken Verkehre zum Mittel- und Oberrhein, zur Mosel und in 
das westdeutsche Kanalnetz sowie die Main-Donau-Verkehre betroffen. Der Nutzen-Kosten-Faktor für 
investive Baumaßnahmen am Niederrhein liegt entsprechend weit über dem vom Bundesverkehrsminis-
terium eingeführten Schwellenwert von 3. 
 
Mittel- und langfristig stellt die fortschreitende Erosion aber auch für die angrenzende Bebauung sowie für 
die Flora und Fauna eine Bedrohung dar. Uferbauwerke und Brücken sind in ihrer Standsicherheit be-
droht und die Zufahrten zu den abzweigenden Häfen und Wasserstraßen wären ohne nachlaufende Ver-
tiefungsmaßnahmen nicht mehr passierbar. Durch den Abfall der Sohle und den damit verbundenen 
Wasserspiegellagenverfall vor allem bei Niedrigwasser sinkt zudem der vom Fluss maßgeblich beein-
flusste Grundwasserspiegel der Region. 
 
Daher sind in diesem Bereich des Niederrheins die Beseitigung der Hochwasserengstelle und die Sohl-
stabilisierung zur Bekämpfung der Erosion vordringliche Ziele des zuständigen Wasser- und Schiff-
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157B2 Voruntersuchungen 
Mit physikalischen, hydronumerischen und aerodynamische Modelle wurde ein wasserbauliches Rege-
lungskonzept entwickelt. In einer Serie von Einzelgutachten wurden von der Bundesanstalt für Wasser-
bau (BAW) in Karlsruhe, die vom WSA Duisburg-Rhein geplanten Baumaßnahmen bzw. planungsrele-
vante Varianten hinsichtlich ihrer hydraulischen Einzel- bzw. sinnvollen hydraulischen Gesamtwirkung 
untersucht und hieraus Aussagen zur morphologischen Entwicklung abgeleitet. Als wesentliche Varianten 
stellten sich die Tieferlegung des linksrheinischen Vorlandes sowie die Gestaltung einer Flutmulde her-
aus. Aufgrund der Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsuntersuchung (UVU) schied die Tieferlegung 
des linksrheinischen Vorlandes zu Gunsten der Flutmulde aus. Die Rheinuferbereiche mit ihrer örtlich 
besonderen Kulisse für das Landschaftsbild, den sehr hoch bedeutsamen (Sekundär-)Biotopen im Rhein-
vorland sowie die hier angesiedelten faunistisch besonders bedeutsamen Lebensräume geboten eine 
möglichst geringe Inanspruchnahme dieser Flächen. 
 
Der Bau einer Flutmulde mit hydraulisch optimierter Trasse im ökologisch konfliktarmen Korridor war das 
Ergebnis einer Kombination beider Untersuchungen. Bild 3 zeigt die Flutmulde Rees im Lageplan. Die 
roten Fähnchen markieren, die sich aus der UVU bzw. dem landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) 
ergebende Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. Alle Eingriffe können innerhalb der Baumaßnahme bzw. 




Bild 3:  Landschaftspflegerischer Begleitplan der Flutmulde Rees mit Ausgleich-, Ersatz- und Wie-
derherstellungsmaßnahmen 
 
Komplettiert wurden die Voruntersuchungen durch ein Baugrundgutachten der BAW sowie ein Gutachten 
der Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) zur Qualität des Bodenaushubmaterials. Beide Gutachten 
wurden auf der Basis von Rammkernbohrungen erstellt. Die Flutmuldentrasse ist zu fast 75% als Rekulti-
vierungsbereich ehemaliger, zwischen 1929 bis 1990 durchgeführter, Auskiesungen geprägt, siehe auch 
Bild 2. Die damaligen Verfüllungen zeigen eine heterogene Zusammensetzung. Prozentual überwiegen 
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bindigen Bodengruppen, die in der eigentlichen Flutmulde ca. 25% der Mengen ausmachen. Fast alle 
angetroffenen Bodenarten machen eine Filterlage erforderlich. Für die Art und den Umfang der Sohl- und 
Böschungssicherung wurde von der BAW im Zuge der Entwurfsplanung ein instationäres 2D-Strömungs-





Bild 4:  Trasse der Flutmulde mit Zuordnung der zu verwendenden Steinklassen und Mengenanga-
be der Steinschüttung und der Filterlagen 
 
Für eine geplante Fährschneise sowie die Baugrube einer neuen Fährrampe waren zusätzliche Bau-
grunderschließungsarbeiten sowie geotechnische und hydrogeologische Aussagen zum Baugrund und 
Bauverfahren erforderlich, die im Auftrag des WSA von einem Ingenieurbüro erbracht wurden und deren 
Ergebnisse direkt in die Entwurfsaufstellung einflossen. Der überwiegende Anteil des untersuchten Bo-
denmaterials wurde von der BfG als unbelastet eingestuft. Es wurden nur sehr geringmächtige, belastete 
Bodenschichten angetroffen, die in einigen Einzelparametern erhöht waren und eine Einordnung in die 
LAGA-Klassen Z1.1 und Z 1.2 erforderten. Mit Altlasten im großen Umfang ist nicht zu rechnen gewesen, 
diese sind bis heute auch nicht in großem Umfang aufgetreten. 
 
158B3 Ausschreibungen von Bauleistung und Baunebenleistungen 
Bereits während der Planungsphase wurden Planungsleistungen an vier Planungsbüros und eine Baufir-
ma aus den Bereichen Umweltplanung, Tragwerksplanung sowie Grund- und Erdbau vergeben. Diese 
Ausschreibungen konnten im nationalen Vergabekontext abgewickelt werden. Für die spätere Umsetzung 
wurden insgesamt 11 Verträge abgeschlossen, von denen 5 in europaweiten Verfahren vergeben wur-
den. Wesentlicher Bestandteil war der gemäß VOB auszuschreibende Hauptauftrag mit einem Auftrags-
volumen von ca. 42 Mio. Euro, der Anfang August 2009 an die Firma Reinhold Meister GmbH aus Hen-
gersberg an der Donau vergeben werden konnte. Parallel wurde in 2009 ein weiteres Ausschreibungsver-
fahren gemäß VOB, drei weitere gemäß VOL und sechs weitere gemäß VOF durchgeführt und erfolg-
reich abgeschlossen. 
 
Neben Verträgen für die Bauvermessung, das Bodenmanagement, die ökologische Bauleitung und -
begleitung, die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordination, die Baustoffprüfung, die Beweissiche-
rung von Bauwerken und Zufahrten, den Einsatz von Tauchern sowie die Unterstützung im Rahmen der 
370.000 t Steinschüttung 
320.000 m² geotextile Filterlage 
Einsparpotential durch die 
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Öffentlichkeitsarbeit ist vor allem der Auftrag zur Verwertung und Entsorgung von Baggergut mit einem 
Auftragsvolumen von ca. 10 Mio. Euro zu erwähnen, der losgelöst vom Hauptauftrag bereits im Frühjahr 
2009 an die Firma Hülskens Wasserbau GmbH & Co. KG aus Wesel vergeben werden konnte. Als letzter 
Auftrag wurde Anfang 2010 das projektbegleitende Monitoring aller abiotischen und biotischen Faktoren 
der Baumaßnahme europaweit ausgeschrieben und vergeben. 
 
159B4 Ausführung der Bauleistung und der Baunebenleistungen 
Einen Monat nach Vergabe der Bauleistungen wurden die Arbeiten im September 2009 aufgenommen. 
Die Flutmulde Rees wird in 4 Bauabschnitten und 20 Baufeldern von jeweils 100 m Länge über einen 
Zeitraum von fünf Jahren gegen die Fließrichtung des Rheins von der Ortslage Reeserschanz in Richtung 
der Ortslage Obermörmter gegraben. Die relativ lange Bauzeit begründet sich weniger durch bautechni-
sche Restriktionen, sondern mehr durch ein komplexes (Pacht-) Flächenmanagement, in dem diverse 
Auflagen des Planfeststellungsbeschlusses umgesetzt werden müssen. Die wesentlichen Bauleistungen 
lassen sich durch folgende Eckdaten beschreiben: 
 
 142.000 m³ Erdarbeiten lösen, laden, temporär lagern und wieder andecken 
 2,2 Mio m³ Nassbaggerarbeiten lösen, laden, transportieren und der Verwertung zuführen 
 320.000 m² Filterlagen aus Geokunststoff liefern und verlegen 
 370.000 t Steinschüttung mit natürlichen Wasserbausteinen liefern und herstellen 
 33.500 m²  Drahtgeflechtbehälter (Gabionen) liefern und einbauen 
 36.000 t  Schotter- und Frostschutzschichten liefern und herstellen 
 6.900 m²  Betonblockmatten liefern und verlegen 
 84.000 m²  Erosionsschutzmatten einschl. Nassansaat liefern und einbauen 
 200 t  Stahlspundbohlen liefern und 
 1.400 m²  Stahlspundbohlen einbringen. 
 
160B4.1 Erd- und Nassbaggerarbeiten 
Von den insgesamt rund 2,2 Mio. m³ anfallenden (losen) Baggermengen können ca. 25% der Masse 
innerhalb der Baustelle in der ehemaligen Auskiesungsfläche Reeserschanz zur Flutmuldengestaltung 
wieder verbaut werden. Der Einbau ist hier allerdings begrenzt auf Massen, die in die LAGA-Klasse Z0 
eingestuft sind. Die restlichen Baggermengen werden über den Wasserweg in die ehemalige Auskie-
sungsflächen Reeser Eyland mit den LAGA-Klassen Z1.1 und Z1.2 bzw. Grunland mit der LAGA-Klasse 
Z2 verbracht und für Rekultivierungszwecke wiederverwertet. Die in geringen Mengen, unter 2%, zu er-
wartenden Böden der LAGA-Klasse größer Z2 werden fachgerecht in den Krefelder bzw. Duisburger 
Häfen entsorgt. 
 
Für die Erd- und Tiefbauarbeiten werden von der Firma Meister leistungsstarke Hydraulikkettenbagger, 
die auch eine Schutenbe- und -entladung vornehmen können, Radlader, Planierraupen und Hydraulik-
bagger eingesetzt. Für die Baggerung der wellenförmigen landseitigen Uferböschung oberhalb der Mit-
telwasserlinie ist seit Mitte 2010 auch der Einsatz eines speziellen Langstielbaggers erforderlich gewor-
den. Muldenkipper mit Allradantrieb sowie Verdichtungswalzen und Flächenrüttler vervollständigen die 
Gerätezusammenstellung im Erdbaubereich. Bei der Baggerung der Flutmulde und anschließender 
Verbringung der Mengen wird eine Gerätekonfiguration bestehend aus einem Hydraulikbagger auf einem 
Stelzenponton sowie Klappprähmen bzw. Hydroklappschuten eingesetzt. Herzstück ist ein auf einem 
Schwimmponton installierter 90-Tonnen-Kettenbagger mit einer maximalen Tagesleistung von 1.800 m³. 
 
161B4.2 Böschungs- und Sohlensicherungsarbeiten 
Neben der Nassbaggerung stellen Böschungs- und Sohlensicherungsarbeiten den zweiten Schwerpunkt 
der Baumaßnahme dar und sind gemeinsam mit den Nassbaggerarbeiten als eine zusammengehörende 
Arbeitsfolge zu verstehen. Wegen eines jederzeit eintretenden Hochwassers wird dabei der Arbeitsvor-
lauf von Nassbaggerung und Querschnittssicherung auf max. 200 m begrenzt. Nach der Verlegung von 
rd. 300.000 m² Filterlagen aus Geokunststoff (geotextile Filtermatten) sind die rd. 320.000 t Wasserbau-
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kg/m³ einzubauen. Die Abmessungen ergeben sich aus den bereits in Kapitel 2 erwähnten Detailuntersu-
chungen der BAW und sind auf Bild 4 dargestellt. 
 
Aufgrund der Vorgaben aus dem Planfeststellungsbeschluss werden ausschließlich natürliche Wasser-
bausteine verwendet. Die Anlieferung der Einbaumaterialien erfolgt dabei zu einem Großteil per Binnen-
schiff. Die Verlegung der geotextilen Sandmatte erfolgt mit einem sogenannten „Mattenprahm“. Der auf 5 
cm lagegenaue Einbau der Wasserbausteine wird mit einem GPS-gestützten Schüttgerüst möglich, das 
durch einen Hydraulikbagger auf einem Ponton beschickt wird. Das erst im Sommer 2010 auf der Triton-
Werft in Duisburg extra für die Baumaßnahme fertig gestellte Schüttgerüst besteht aus zwei Schwimm-
körpern, in deren Mitte sich eine aus Lamellen bestehende, stählerne Fläche befindet. Die hydraulisch 
verstellbaren Lamellen können über dem Einbauort geöffnet werden, so dass die Wasserbausteine durch 
die geöffneten Spalten lage- und höhengenau auf die Sohle fallen. Ebenfalls Bestandteil der Böschungs- 
und Sohlensicherungsarbeiten ist der Einbau von Betonblockmatten als Sicherung der Schwellenkrone 
und der angrenzenden Bereiche der Überlaufschwelle im Einlaufbereich der Flutmulde, die nach Fertig-
stellung auch als landwirtschaftlicher Weg dienen werden. 
 
162B4.3 Fährschneise und -rampe 
Für die für den Niederrheintourismus bedeutende Fährverbindung zwischen Rees und Niedermörmter 
wurde zu Beginn der Baumaßnahme eine Fährschneise sowie eine neue Fährrampe mit zugehörigem 
Parkplatz angelegt. Der Fährbetrieb muss, laut Planfeststellungsbeschluss, während der gesamten Bau-
zeit aufrecht erhalten bleiben. 
 
Die neue Fährschneise ermöglicht 
den ungehinderten Verkehr zwi-
schen der neuen linksrheinischen 
und der alten rechtsrheinischen 
Fährrampe. Lage und Neigung der 
neuen Fährrampe wurden unter 
Berücksichtigung der zur Verfügung 
stehenden staatlichen Flächen 
soweit optimiert, dass sowohl die 
Neigung als auch die Sichtbezie-
hung zum gegenüberliegenden 




Hergestellt wurde die Rampe im 
Schutz einer Spundwandbaugrube 
mit Grundwasserabsenkung, die 
aus insgesamt 60 Spundwandboh-
len bestand und die nach Fertigstel-
lung der Rampe auf Rampenniveau 
abgebrannt wurden. Für die Aus-
steifung der 1 zu 6 geneigten Fähr-
rampe wurde ein umlaufender 
Stahlbetongurt eingebaut, eine 
Bauweise, die sich bereits beim 
Bau der Ersatzübergänge (Nato-
rampen) am Niederrhein bewährt 
hat. Hierbei war vor allem auf eine 
technisch einwandfreie Ausführung 
der Dehnungsfugen und einer ent-
sprechend langen Nachbehandlung 
zu achten. Als oberer Abschluss 
wurden wasserdurchlässige Beton-
 
Bild 5:  Verlegung von Betonblockmatten im Schutz der 
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blockmatten verlegt. Bild 5 zeigt die Verlegung der Betonblockmatten im Schutze der Baugrube während 
der Bauphase im Winter 2009/10. Aufgrund der geforderten Festigkeitsklassen fallen die ausgeschriebe-
nen Betone in die Überwachungsklassen 1 für den Stahlbetongurt und 2 für die Betonblockmatten. Insge-
samt werden auf diese Weise an die 200 t Stahlspundbohlen und Konstruktionsstahlspundbohlen einge-
baut. Im gesamten Bereich der Rampe sowie der Überlaufschwelle werden rund 4.300 m² Betonblock-
matten mit einer Stärke von 24 cm und rund 2.600 m² Betonblockmatten der Stärke größer als 15 cm 
verlegt. 
 
163B4.4 Ingenieurbiologische Ausgestaltung der „Flutmulde Rees“ 
Die Flutmulde Rees wird trotz dieser technischen Ansätze im Grunde naturnah ausgestaltet. Denn der 
Bereich der Wasserwechselzone von ± 0,5 m zur Mittelwasserlinie wird mit natürlichen Wasserbaustei-
nen und Oberboden gefüllten Drahtbehälter, so genannte Gabionen, und vorkultivierten Röhrichtmatten 
gesichert. Für die Böschungsbereiche mit intensiver ökologischer Sicherung werden auf dem wieder auf-
gebrachten und bei Bedarf hydraulisch verbesserten Boden Erosionsschutzmatten mit einer zusätzlichen 
Nassansaat im Anspritzverfahren verlegt. Bild 6 zeigt einen exemplarischen Querschnitt auf der dem 
Rhein zugewandten Seite der Flutmulde. Zusätzlich werden in vielen Bereichen Flachwasserzonen mit 
variierender Böschungsbreite angelegt. Die auf Bild 6 zu sehende Spundwand dient nur dem Einbau der 
Gabionen und wird danach wieder gezogen. 
Nicht zuletzt die Zahl von ca. 39.000 zu pflanzenden Gehölzen, ca. 16.250 m² Röhrichtmatten sowie ca. 
57.600 Röhrichtpflanzen unterstreichen den hohen ökologischen Charakter der Maßnahme. Neben Feld-, 
Strauch- und Auegehölzen werden Hecken, Blänken und Feuchtbiotope für Frösche und Lurche ange-
legt. Es wird sowohl Landschaftsrasen angepflanzt als auch durch die teilweise Tieferlegung des Vorlan-
des Feuchtgrünland und Feuchtgrünlandbrache geschaffen. Eine nach Vorgaben des Naturschutzes 
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164B5 Monitoring 
Der Planfeststellungsbeschluss verpflichtet das WSA Duisburg-Rhein, parallel zum Bau der „Flutmulde 
Rees“ ein umfassendes Monitoring durchzuführen. Dieses Monitoring umfasst die Übernahme der Pla-
nungsdaten, begleitet die Ausführung und weist eine kurze Nachlaufzeit nach Bauende auf. Das Monito-
ring erfasst alle relevanten biotischen und abiotischen Faktoren. Als biotisch werden Umweltfaktoren 
zusammengefasst, an denen Lebewesen erkennbar beteiligt sind. Sie ergeben sich aus den Wechselwir-
kungen zwischen einzelnen Arten innerhalb des Ökosystems und werden im Wesentlichen zwischen 
Boden, Flora und Fauna unterschieden. 
 
Im Gegensatz dazu stehen abiotischen Umweltfaktoren, die unbelebte Interaktionspartner darstellen. So 
werden abiotische Faktoren als Umweltfaktoren zusammengefasst, an denen Lebewesen nicht erkennbar 
beteiligt sind. Sie umfassen unter anderem Klima, Atmosphäre, Wasser, Wärme, Temperatur, Licht, Strö-
mung, Salinität, Konzentration an Nährsalzen und anderen chemischen Stoffen. Der Planfeststellungsbe-
schluss hat diese auf die Faktoren Relief, Hydrologie, Hydraulik, Morphologie, Sedimentologie, Grund-
wasser, Landschaftsbild, wirtschaftliche Nutzung und Freizeitnutzung beschränkend zusammengefasst. 
 
Die Güte von Boden, Grund- und Oberflächenwasser ist dabei nicht einfach nach biotischen und abioti-
schen Faktoren zu trennen, daher wird hier eine gemeinsame Betrachtung vorgenommen. Bei der Um-
setzung wird das WSA Duisburg-Rhein von einem Ingenieurbüro unterstützt. Dieses übernimmt nicht nur 
die GIS-gestützte Aufarbeitung der Vielzahl von unterschiedlichen Daten, sondern erstellt auch jährliche 
Statusberichte und nach Ende der Baumaßnahme einen umfassenden Abschlussbericht. Eine Monito-
ringgruppe, die vorwiegend aus den Trägern öffentlicher Belange besteht, begleitet das von der Planfest-
stellungsbehörde überwachte Monitoring. 
 
165B  Zusammenfassung 
Die Flutmulde Rees wird nach ihrer Fertigstellung 2014 einen wichtigen Beitrag zur Erosionsverminde-
rung des Niederrheins beitragen. Die Geschiebezugaben können dann optimiert werden und es kann die 
Sohlstabilisierung in diesem Rheinabschnitt als abgeschlossen gelten. Geringe Nachsorgen werden na-
türlich immer notwendig sein. Zudem wird sie einen wichtigen Beitrag zum Hochwasserschutz in der 
Krümmung Rees leisten und die Hochwasserspiegellinien um wichtige Zentimeter senken, wie auch den 
enormen Strömungsdruck auf die Stadtmauer der Stadt Rees mindern. Gleichzeitig wird sie in ihrer öko-
logischen Ausgestaltung ein gelungenes Beispiel für die Verbindung verkehrswasserbaulicher und was-
serwirtschaftliche Zielsetzungen darstellen. 
 
166BLiteratur 
Es wurden nur interne Unterlagen des WSA Duisburg-Rhein verwendet. 
 
 

